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Vorwort. 


Der vorliegende Jahresbericht der Handwerkskammer 
für das öſtliche Preußen iſt der erſte, der die Geſchäfts⸗ 
berichte der Zentralverwaltung und der Abteilungen ver- 
einigt und nach Form, Inhalt und Umfang annähernd den 
Jahresberichten der früheren oſtpreußiſchen Handwerks⸗ 
kammern entſpricht. Zweck der zuſammenfaſſenden Bericht⸗ 
erſtattung iſt, den Behörden und den Mitgliedern der 
Handwerkskammer einen Ueberblick über die geſamte Tä⸗ 
tigkeit der Kammer zu geben. Wenn das noch nicht in dem 
erwünſchten Maße gelungen iſt, ſo iſt das darauf zurück⸗ 
zuführen, daß der Gedanke, einen Geſamtbericht vorzu⸗ 
legen, erſt gegen Schluß des Berichtsjahres erwogen wor⸗ 
den iſt und bei der Kürze der bis zur Vollverſammlung zur 
Verfügung ſtehenden Zeit nicht in vollem Umfange durd- 
geführt werden konnte. In den künftigen Berichten hoffen 
wir eine größere Einheitlichkeit in der äußeren Gliederung 
erreichen und einen beſſeren Ueberblick über das im Bericht 
enthaltene Zahlenmaterial bieten zu können. 


Geſchäftsbericht 
der Zentralverwaltung. 


I. Allgemeines. 


a) Innere Verwaltung. 


Aenderungen in der Organiſation der Handwerkskam⸗ 
mer und ihrer Abteilungen find im Berichtsjahr nicht ein- 
getreten. Der Geſamtvorſtand trat während des Jahres 
1926 zu 3 Sitzungen zuſammen. Außerdem fanden 3 Ge⸗ 
ſchäftsführerkonferenzen ſtatt, an denen die Geſchäftsführer 
der Zentralverwaltung und ſämtlicher Abteilungen beteiligt 
waren. Die Beratungen der Vorſtandsſitzungen und der 
Geſchäftsführerkonferenzen beſchäftigten ſich mit den je⸗ 
weilig in Betracht kommenden Verwaltungs-, wirtſchafts⸗, 
gewerbe-, ſozial⸗ und finanzpolitiſchen Fragen. Am Schluß 
des Jahres 1926 hat der bisherige Vorſitzende der Abteilung 
Gumbinnen, Herr Tiſchlerobermeiſter Niederſtraßer, ſein 
Amt als Mitglied der Handwerkskammer aus geſchäftlichen 
Rückſichten niedergelegt. 

Der im Vorjahre aus Vertretern der Provingial- 
innungsverbände gebildete Beirat der Handwerkskammer iſt 
im letzten Jahre zweimal zu Beratungen zuſammengetreten. 
In dieſen Sitzungen gelangten folgende Fragen zur Er⸗ 
örterung: Sofortprogramm der Reichsregierung, Errichtung 
von Buchführungs⸗ und Steuerberatungsſtellen, Novelle zur 
Gewerbeordnung, Heimſtätte, Regiebetriebe, Arbeitsloſen⸗ 
verſicherungsgeſetz, Berufsausbildungsgeſetz und Erſtattung 
von Wirtſchaftsberichten. Dieſe gemeinſamen Beratungen 
der Handwerkskammer haben erfreulicherweiſe zu einer ein- 
mütigen Auffaſſung geführt und weſentlich dazu beigetragen, 
dem Vorſtande der Handwerkskammer die wirkſame Wahr⸗ 
nehmung der Intereſſen des oſtpreußiſchen Handwerks zu 
erleichtern. 
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In dem Beamten- und Angeſtelltenkörper ijt eine 
Aenderung nicht eingetreten. Gegen Schluß des Bee 
richtsjahres haben zur Neuaufſtellung der Handwerkszei⸗ 
tungs⸗Bezieherliſte vorübergehend einige Hilfskräfte einge⸗ 
ſtellt werden müſſen. Der frühere Syndikus der Handwerks⸗ 
kammer⸗Abteilung Gumbinnen, Schultz, der nach Ablauf 
ſeines Dienſtvertrages Ende September 1923 aus ſeiner 
Tätigkeit bei der Handwerkskammer ausgeſchieden war, hat 
im Laufe des Berichtsjahres Klage gegen die Handwerks⸗ 
kammer auf Zahlung von Ruhegehalt erhoben. Die Klage 
iſt in erſter Inſtanz vom Landgericht und in der Beru- 
fungsinſtanz vom Oberlandesgericht zu Königsberg abge- 
wieſen worden. 

Die Zahl der Eingänge vom 1. April 1926 bis 31. 
März 1927 betrug 3756; an Ausgängen waren 6904 zu 
verzeichnen. 


b) Finanzverwaltung. 


Der mit dem Verleger Georg Hoffmann geſchloſſene 
Vertrag, betr. den Verlag der „O ſtpreußiſchen Hand⸗ 
werkszeitung“, mußte zum 1. Juli 1926 gelöſt werden, 
da der Verleger ſchon ſeit längerer Zeit nicht mehr zur Er⸗ 
füllung der ihm vertraglich obliegenden Verpflichtungen in 
der Lage war. Druck und Verlag des Kammerblattes iſt 
von dieſem Zeitpunkt an dem Buchdruckereibeſitzer Otto 
Kümmel- Königsberg übertragen worden. Die Schrift⸗ 
leitung der Zeitung hat Syndikus Dr. Robiller von 
der Zentralſtelle der Handwerkskammer übernommen. 

In den Beſitz der Mittel zur Führung der laufenden 
Verwaltungsgeſchäfte und Durchführung der ihr obliegenden 
Aufgaben iſt die Handwerkskammer erſt gegen Ende des 
Berichtsjahres gelangt, da die Erhebung der Bei⸗ 
träge der Gemeinden erſt nach Abſchluß der im 
Spätſommer 1926 beendeten Gewerbeſteuerveranlagung 
möglich war. Die Kammer wäre auf die Aufnahme von 
Anleihen angewieſen geweſen, wenn ihr nicht auf ihren An⸗ 
trag Teilvorauszahlungen auf die endgültig feſtzulegende 
Beitragsſumme von den größeren Städten des Bezirks 
bereits vorher überwieſen worden wären. Das Gewerbe⸗ 
ſteuerſoll der gewerbeſteuerpflichtigen Handwerksbetriebe 
des Kammerbezirks für das Jahr 1926 betrug 380 000 
R.⸗M., hiervon gelangten zur Deckung der Koſten der 
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Handwerkskammer 25 Proz. von den zur Gewerbeſteuer 
veranlagten Handwerksbetrieben zur Erhebung, außerdem 
wurde von jedem Handwerksbetriebe — auch von den nicht 
zur Gewerbeſteuer veranlagten — ein Grundbeitrag von 
4 Mk. erhoben. Die Einziehung der Beiträge von den Ge⸗ 
meinden iſt am Schluſſe des Berichtsjahres noch nicht ab⸗ 
geſchloſſen, da noch vor kurzem einige Kreiſe mit der Ein- 
reichung ihrer Gewerbeſteuerliſten im Rückſtand waren. 
Auch für das Jahr 1927 wird erſt im Herbſt die Erhebung 
der Beiträge möglich ſein, weil keine Ausſicht beſteht, daß 
die Veranlagung zur Gewerbeſteuer auf Grund der neuen 
Gewerbeſteuerordnung vor Monat Auguſt beendet ſein wird. 
Wie ſich die Umlage der Kammerbeiträge auf die Abtei- 


lungsbezirke und die einzelnen Kreiſe verteilt, iſt aus der 2 


in der Anlage beigefügten Ueberſicht zu erſehen. 

Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zum 
Handwerk und die Beitragspflicht zur Handwerks- bzw. 
Handelskammer ſind nicht ausgeblieben. Leider ſind durch 
letztinſtanzliche Entſcheidung der Verwaltungsbehörde auch 
im Berichtsjahre mehrere Betriebe von der Zugehörigkeit 
und Beitragspflicht zur Handwerkskammer befreit worden, 
die nach Auffaſſung der Kammer zweifellos als Handwerks— 
betriebe anzuſehen ſind. 

Die im vorigen Jahre Erfolg verſprechenden, aber dann 
ergebnislos verlaufenen Verhandlungen mit den Induſtrie⸗ 
und Handelskammern über die Zugehörigkeit von gewerb— 
lichen Betrieben zur Handwerks- oder Handelskammer ſind 
am Schluſſe des Berichtsjahres durch Vermittlung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde der Handwerkskammer (Oberpräſidium) wie⸗ 
der aufgenommen worden. Sie haben zunächſt zu einer 
Einigung dahin geführt, daß beide Berufsvertretungen ſich 
bereit fanden, derartige ſtrittige Fragen einem aus dem 
Verwaltungsgerichtsdirektor als Vorſitzenden und je einem 
Vertreter der Handels- bzw. der Handwerkskammer als 
Beiſitzer zu beſtellenden Schiedsgericht zu unterbreiten, 
wenn die gegenſeitigen Verſtändigungsverhandlungen er- 
gebnislos verlaufen. Später haben die Induſtrie- und Han⸗ 
delskammern ihr Einverſtändnis zu dieſem Verfahren zu⸗ 
rückgezogen. Eine zweckmäßige Neuregelung des bei der 
Entſcheidung dieſer Fragen zukünftig anzuwendenden Ver⸗ 
fahrens iſt mit Inkrafttreten der Handwerkernovelle (val. 
S. 13 ff. dieſes Berichts) zu erwarten. Im übrigen mag 
darauf hingewieſen werden, daß im Vorjahre die Induſtrie⸗ 
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und Handelskammer München eine Sammlung von 100 
Entſcheidungen deutſcher Verwaltungsbehörden über den 
Betriebscharakter gewerblicher Unternehmungen veröffent— 
licht hat, in der etwas einſeitig vornehmlich die für die Han- 
delskammern günſtigen Entſcheidungen und zwar vielfach 
erſtinſtanzliche meiſt von außerpreußiſchen Behörden ergan⸗ 
gene Entſcheidungen enthalten ſind. Demgegenüber hat im 
Berichtsjahre der Deutſche Handwerks- und Gewerbekammer⸗ 
tag eine Denkſchrift über die Entwicklung der Frage Fabrik 
und Handwerk in Schrifttum und Rechtſprechung nebſt Ent⸗ 
ſcheidungen und ebenſo die Handwerkskammer Berlin eine 
Sonderſammlung „Handwerk und Induſtrie, Handwerk und 
Handel“ (aus der Rechtſprechung der Verwaltungsbehörden 
und der Gerichte über die Betriebseigenſchaft gewerblicher 
Unternehmungen) herausgegeben. Beide bilden eine hervor— 
ragende Unterlage für die künftige Beurteilung dieſer Streit- 
fragen. 


e) Verleihung von Ehrenurkunden und Auszeichnungen. 

Im Berichtsjahre ſind 62 Ehrenmeiſterbriefe für 
50jährige Meiſterjubiläen, 37 Ehrenurkunden für 40jährige 
und 42 Ehrenurkunden für 30jährige Meifterjubiläen ſowie 
15 Ehrenurkunden für 25jährige Obermeiſterjubiläen ver⸗ 
liehen worden. Angeſichts der übergroßen Zahl von An- 
trägen auf Verleihung von Ehrenurkunden, in denen die 
Verleihung nachträglich auch dann beantragt wurde, wenn 
ſeit dem betreffenden Jubiläum bereits längere Zeit, oft eine 
ganze Reihe von Jahren, verſtrichen war, beſchloß der Kam— 
mervorſtand, ſolche Urkunden nur dann zu verleihen, wenn 
der betreffende Jubilar nicht bereits aus Anlaß ſeines 
25jährigen Meiſterjubiläums eine Urkunde durch die zu⸗ 
ſtändige Handwerkskammerabteilung erhalten hat. Durch 
mehrfache Bekanntmachungen im Kammerblatt iſt ferner 
darauf hingewieſen worden, daß Anträge, die nicht rechtzeitig 
vor dem Jubiläum oder wenigſtens noch im Laufe des 
Jubeljahres eingehen, keine Berückſichtigung finden können, 
weil ſonſt die Urkunde den Wert der Auszeichnung verliert. 

Für langjährige treue Tätigkeit in demſelben Hand⸗ 
werksbetriebe ſind an Handwerksgeſellen und Werkmeiſter 
im verfloſſenen Jahre 9 goldene Medaillen für 30jährige 
Tätigkeit, 9 ſilberne für 20jährige und 17 bronzene Me⸗ 
daillen für 10jährige Tätigkeit verliehen worden. 
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Il. Vertretung des Handwerks nach Außen. 


Der Präſident und die geſchäftsführenden Beamten 
wurden durch die im letzten Jahre ſich beſonders häufende 
Begutachtung von Geſetzentwürfen ſowie durch die Vertre⸗ 
tung der Kammer im Vorſtande und in den Ausſchüſſen 
des Deutſchen Handwerks- und Gewerbekammertages beſon⸗ 
ders ſtark in Anſpruch genommen. Obwohl die Kammer nach 
einem Beſchluſſe des Vorſtandes bei Meiſterjubiläen und 
Verleihung von Auszeichnungen, Fahnenweihen uſw. durch 
die Abteilungen vertreten wird, hatte die Zentralverwaltung 
noch recht häufig aus zahlreichen anderen repräſentativen 
Anläſſen die Vertretung der Kammer zu übernehmen. Die 
Vertreter der Handwerkskammer haben insbeſondere an 
ſämtlichen Vorſtands- und Ausſchußſitzungen des Deutſchen 
Handwerks- und Gewerbekammertages bzw. des Reichsver— 
bandes des deutſchen Handwerks teilgenommen. Auch nach 
der Neuwahl des Vorſtandes und der Ausſchüſſe des Kam- 
mertages iſt der Handwerkskammer für das öſtliche Preu— 
ßen Sitz und Stimme im Vorſtand und in ſämtlichen Aus⸗ 
ſchüſſen erhalten geblieben, obwohl allen übrigen Vorſtands⸗ 
kammern nur Sitz und Stimme in höchſtens 3 Ausſchüſſen 
eingeräumt worden iſt. Unſere Kammer gehört hiernach 
folgenden Ausſchüſſen des Deutſchen Handwerks- und Ge⸗ 
werbekammertages und des Reichsverbandes des deutſchen 
Handwerks als ſtimmberechtigtes Mitglied an: 


1. Ausſchuß für Berufsſtandspolitik, 

2: E „ Lehrlingsweſen, 

3 u „ Finanz⸗ und Steuerpolitik, 
4. 7 „ Sozialpolitik, 

5 e „ Unterrichtsweſen, 


A i „ Verdingungsweſen, 
7. Verwaltungsausſchuß, 
8. Wirtſchaftspolitiſcher Ausſchuß. 

Von dieſen Ausſchüſſen haben im letzten Jahre nur die 
Ausſchüſſe zu 1., 2., 3., 4., 7. und 8. getagt. Die Sitzungen 
fanden in der Regel in Hannover, die große Ausſchußſitzung 
des Reichsverbandes des deutſchen Handwerks in Düſſeldorf 
ſtatt. 

Von beſonderer Bedeutung für das Handwerk des 
Oſtens war es, daß auf Antrag unſerer Kammer im Auguſt 
1926 die 26. Tagung des Deutſchen Handwerks- und Ge⸗ 
werbekammertages in Königsberg ſtattfand und mit 
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dieſer Tagung eine ihr vorangehende Vorſtandsſitzung des 
Deutſchen Handwerks- und Gewerbekammertages in 
Elbing und ein gemeinſamer Beſuch der Handwerks⸗ 
kammer des Freiſtaates Danzig in Danzig verbunden 
mar. Dieſe Tagung, die im Sitzungsſaale des Landeshauſes 
zu Königsberg abgehalten wurde, und die damit zu Ehren 
der auswärtigen Teilnehmer verbundenen Veranſtaltungen, 
insbeſondere die Beſichtigung der Marienburg, der Beſuch 
von Cadinen und der Ausflug an den Oſtſeeſtrand nach Ge— 
orgenswalde und Rauſchen ſind — von einigen unvermeid— 
baren Unſtimmigkeiten bei der Beſchaffung von Wohngele- 
genheit abgeſehen — wie nachträglich durch mündliche wie— 
derholte Rückſprache mit zahlreichen Vertretern der anderen 
Kammern feſtgeſtellt werden konnte, zur vollſten Zufrieden— 
beit verlaufen. Von beſonderem Wert ijt, daß die Teilneh- 
mer nicht nur einen näheren Einblick in die durch den polnt- 
ſchen Korridor geſchaffenen politiſchen und wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe unſeres Oſtens erhalten, ſondern auch blei- 
bende Erinerungen an die landſchaftlichen Schönheiten 
unſerer Provinz und an ihre Bewohner mit nach Hauſe ge— 
nommen haben. Für das oſtpreußiſche Handwerk war die 
Tagung noch inſofern von Bedeutung, als die oſtpreußiſchen 
Behörden und die übrigen Berufsvertretungen den Wert 
und die Bedeutung des Deutſchen Handwerks- und Gewerbe⸗ 
kammertages kennen und ſchätzen lernen konnten. Bezüglich 
der Einzelheiten darf auf die in der „Oſtpreußiſchen Hand— 
werkszeitung“ erſchienenen Berichte verwieſen werden. Den 
Kammermitgliedern ſtand die Teilnahme an der Tagung 
und den damit verbundenen Veranſtaltungen frei. 

Der Beirat beim Reichskommiſſar für das 
Handwerk trat am 14. Oktober auf Berufung durch den 
Reichswirtſchaftsminiſter im Reichswirtſchaftsratsgebäude 
zu Berlin zuſammen. In dieſer Sitzung war dem geſchäfts⸗ 
führenden Syndikus unſerer Kammer das Referat über 
„Die Tätigkeit der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften“ über⸗ 
tragen worden. 

An der Sitzung des Preußiſchen Landesgewerbeamtes 
am 28. Mai in Berlin nahm der als ordentliches Mitglied 
berufene Präſident der Kammer teil. 

Gelegentlich der Beſuche der Provinz Oſtpreußen 
durch die Mitglieder des Reichsrats, den 
Reichsfinanzminiſter und Reichsernäh⸗ 
rungsminiſter wurde als Vertreter des Handwerks 
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der Práfident zu den anläßlich dieſer Beſuche veranftalteten 
Zuſammenkünften hinzugezogen. Auf der im Mai 1926 in 
Königsberg ſtattfindenden Tagung des Oſtbundes hatte Herr 
Maurer⸗ und Zimmermeiſter Klein, Vorſitzender der 
Handwerkskammerabteilung Königsberg, an Stelle des ab⸗ 
weſenden Präſidenten einen Vortrag über „Die Bedeu⸗ 
tung des Handwerks für das Deutſchtum im Oſten“ über- 
nommen. 


Ill. Berufsſtandspolitik. 


a) Geſetzgeberiſche Maßnahmen. 


Die langjährigen Bemühungen des Reichsverbandes 
des deutſchen Handwerks, durch die ſogenannte Reichs⸗ 
handwerksordnung eine Neuorganiſation für das 
deutſche Handwerk zu ſchaffen, müſſen trotz der zahlreichen 
Beratungen über die mannigfachen hierüber ausgearbeiteten 
Geſetzentwürfe vorläufig als geſcheitert betrachtet werden, 
weil es über die Forderungen des Handwerks, betr. die Bil⸗ 
dung von Pflichtfachverbänden (örtlichen Fachinnungen, 
Landes⸗ und Reichsfachverbänden) und bezüglich der Auf⸗ 
gaben und Befugniſſe des bei den Innungen und Hand- 
werkskammern vorgeſehenen paritätiſchen Gemeinſchafts⸗ 
organs zu keiner Einigung mit der Regierung gekommen iſt 
und die Reichsregierung ſich nicht hat entſchließen können, 
den Parlamenten den Entwurf einer Reichshandwerksord— 
nung vorzulegen. Die Spitzenvertretung des Handwerks 
hat infolgedeſſen den Verſuch unternommen, zunächſt wenig— 
ſtens einige dringende Abänderungen und Ergänzungs- 
wünſche durch eine beſondere Handwerkernovelle 
geſetzlich feſtlegen zu laſſen. Der Entwurf zu dieſer Hand— 
merkernovelle iſt im Berichtsjahr wiederholt Gegenſtand ein- 
gehender Beratungen der Handwerkskammer und des Be- 
rufsſtandsausſchuſſes ſowie des Vorſtandes des deutſchen 
Handwerks- und Gewerbekammertages und des Reichsver— 
bandes des deutſchen Handwerks geweſen. Durch dieſen 


das Recht zur ſelbſtändigen Beeidigung der von ihr beſtellten 
öffentlichen gewerblichen Sachverſtändigen gegeben, das 
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Wahlrecht zur Handwerkskammer im Sinne des allgemeinen, 
gleichen und direkten Wahlrechts geändert, bei den Kammern 
die Einrichtung eines ſogenannten Handwerksregiſters 
(Handwerksrolle) neu geſchaffen und eine einheitliche Rege⸗ 
lung über die Frage der Zugehörigkeit von Gewerbebetrieben 
zur Induſtrie- und Handelskammer bzw. Handwerkskammer 
herbeigeführt werden. 

Die Beratungen über den neuen Geſetzentwurf ſind noch 
nicht zum Abſchluß gekommen, doch hat kürzlich der Neichs- 
wirtſchaftsminiſter im Reichstag die Erklärung abgegeben, 
daß dieſe Handwerksnovelle im Laufe des Jahres 1927 den 
geſetzgebenden Körperſchaften zur Beſchlußfaſſung unter- 
breitet werden ſoll. 

Der Entwurf eines Preisabbaugeſetzes, 
der ſich in der Hauptſache gegen das Handwerk richtete und 
den Beſtand ſeiner Organiſation ſchwer gefährdete, iſt, nach⸗ 
dem die Organiſationen des Handwerks einmütig und in 
ſchärfſter Weiſe hiergegen Stellung genommen hatten, zu— 
rückgezogen worden. Die Handwerkskammern find demgegen- 
über verpflichtet worden, Güteſtellen zur Prüfung handwer— 
kerlicher Preiſe zu errichten. In Königsberg hatte die tech— 
niſche Beratungsſtelle der Abteilung Königsberg ſchon ſeit 
langen Jahren auf Anfordern Gutachten über die Ange— 
meſſenheit von Preisforderungen erſtattet. Nach Aufſtellung 
von Richtlinien durch den Deutſchen Handwerks- und Ge⸗ 
werbekammertag unter Mitwirkung der Handwerkskammer 
ſind ſolche Güteſtellen auch bei den übrigen Abteilungen ein— 
gerichtet worden. Wie zu erwarten war, ſind ſie bisher kaum 
in Anſpruch genommen worden. Damit iſt erneut die man— 
gelnde Berechtigung eines geſetzlichen Vorgehens gegen das 
Handwerk erwieſen. 


b) Organiſationsfragen. 


In der Frage der Abgrenzung von Hand— 
werkszweigen und Anerkennung von Ge: 
werbezweigen als ſelbſtändiges Handwerk 
hat die Kammer wiederholt Gutachten erſtattet. Von be— 
ſonderer Bedeutung iſt hierbei der Antrag einer Vereinigung 
der Ziegler auf Anerkennung ihres Gewerbes als Handwerk. 
Nach eingehender Prüfung hat ſich die Handwerkskammer 
auf einen ablehnenden Standpunkt geſtellt, da dieſes Ge⸗ 
werbe nur in den ſeltenſten Fällen ſelbſtändig ausgeübt wird 
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und die Zieglermeiſter in den weitaus meiſten Fällen ab⸗ 
hängige Arbeitnehmer des Ziegeleibeſitzers ſind. Den glei⸗ 
chen Standpunkt hat das Preuß. Landesgewerbeamt einge— 
nommen. A : 

Zur Erledigung von Streitigkeiten über die Zugehörig⸗ 
keit eines Betriebes zu den Zwangsinnungen für das Me⸗ 
chanikerhandwerk (Fahrrad-, Nähmaſchinen⸗, Kraftfahrzeug⸗, 
Flugzeugs, Sprech- und Büromaſchinenmechanikerhandwerk) 
wurde bei der Handwerkskammer eine Schiedsſtelle aus Ver⸗ 
tretern der beteiligten Handwerkszweige (Schloſſer, Ma— 
ſchinenbauer, Schmiede und Mechaniker) gebildet. 

e) Lehrlingsweſen. 

Die von der letzten Vollverſammlung beſchloſſenen A b⸗ 
änderungen der Lehrlingshöchſtzahlen für 
Schloſſer, Goldſchmiede, Damenſchneider und Schuhmacher 
wurden auf Antrag der Handwerkskammer vom Minifter 
für Handel und Gewerbe genehmigt und im Kammerblatt 
veröffentlicht. Die vom Miniſterium für Frifeure, Bäcker 
und Fleiſcher feſtgeſetzten Lehrlingshöchſtzahlen ſind noch 
immer in Kraft, obwohl ihre Zweckmäßigkeit und Notwen⸗ 
digkeit für die oſtpreußiſchen Verhältniſſe nach wie vor be⸗ 
ſtritten werden muß und die Handwerkskammer wiederholt 
ſich gegen deren Beibehaltung gewandt hat. Es ſind allerdings 
während des laufenden Geſchäftsjahres vom Miniſter Er- 
leichterungen für die Handwerke der Friſeure und Fleiſcher 
gewährt worden. 

Die während der Berichtszeit herrſchende WrbeitSlofig- 
keit veranlaßte eine Reihe von Gewerkſchaften, während des 
laufenden Jahres wiederholt das Handwerk einer über- 
mäßigen Lehrlingszüchterei bei der Handwerks- 
kammer und zahlreichen anderen Behörden zu beſchuldigen. 
Insbeſondere wurde behauptet, daß die von der Handwerks⸗ 
kammer feſtgeſetzten Lehrlingshöchſtzahlen in zahlreichen 
Fällen überſchritten würden, und eine Herabſetzung der 
Lehrlingshöchſtzahlen beantragt. Soweit beſtimmte Fälle 
angegeben wurden, find fie von den Handwerkskammer-Ab⸗ 
teilungen unterſucht worden. Abgeſehen von vereinzelten 
Ausnahmen ergaben dieſe Nachprüfungen keine Ueberſchrei— 
tung der Lehrlingshöchſtzahlen, ſo daß die Beſchuldigungen 
als übertrieben bezeichnet werden müſſen. Eine weitere Her⸗ 
abſetzung der Lehrlingshöchſtzahlen iſt von der Handwerks⸗ 
kammer abgelehnt worden, da die zeitige Arbeitsloſigkeit 
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durch derartige vorübergehende Maßnahmen nicht beſeitigt 
werden kann, und der während des Krieges eingetretene Ge⸗ 
burtenrückgang in den nächſten Jahren einen erheblichen 
Mangel an Lehrlingen und Facharbeitern erwarten läßt. 

Vom Magiſtrat Königsberg iſt neuerdings beim Oſt⸗ 
preußiſchen Landesarbeitsamt im Hinblick auf die fort⸗ 
dauernde und in den nächſten Jahren vorausſichtlich nicht zu 
beſeitigende große Arbeitsloſigkeit der kaufmänniſchen An⸗ 
geſtellten eine Umſchulung von arbeitsloſen An⸗ 
geſtellten in das Handwerk angeregt worden. Die 
Handwerkskammer hat ſich nach Anhörung der Abteilungen 
gegen eine ſolche Umſchulung von arbeitsloſen Angeſtellten 
ausgeſprochen, da die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Hand⸗ 
werks befürchten laſſen, daß den kaufmänniſchen Angeſtellten 
nach ihrer Umſchulung eine dauernde Beſchäftigung im 
Handwerk nicht geſichert iſt und vorläufig auch im Hand⸗ 
werk weiterhin mit einer nicht unbeträchtlichen Arbeitsloſig⸗ 
keit der Geſellen gerechnet werden muß. 

Gemäß dem Beſchluß der letzten Vollverſammlung ſind 
die Handwerkskammer⸗Abteilungen bei den zuftändigen 
Stellen dahingehend vorſtellig geworden, daß weitere Er- 
laubnisſcheine für die Einrichtung von 
Kurſen und Schulen zur Ausbildung von 
Hausbedarfslehr mädchen nicht mehr erteilt wer⸗ 
den ſollen, da aus der Heranziehung einer übermäßig großen 
Zahl von ungenügend ausgebildeten Arbeitskräften eine 
weitere ſchwere Schädigung des Damenſchneidereihandwerks 
entſtehen müſſe. In den den Abteilungen zugegangenen 
Antworten haben ſich die Behörden erfreulicherweiſe den 
Ausführungen der Kammer angeſchloſſen und die Verweige⸗ 
rung weiterer Erlaubnisſcheine zugeſagt. Leider ſind ſie 
durch miniſterielle Anordnung ſpäter in der Durchführung 
dieſer Abſicht beſchränkt worden. 

Die von der letzten Vollverſammlung beſchloſſene Lehr⸗ 
lingsordnung für das Buchdruckerhand⸗ 
werk iſt dem Preußiſchen Miniſter für Handel und 
Gewerbe zur Genehmigung unterbreitet worden. Die mini— 
ſterielle Genehmigung ſteht noch aus. Zu den vom Mini⸗ 
ſterium gewünſchten Abänderungen hat ſich die Kammer 
nicht in allen Punkten entſchließen können. Die Verhand⸗ 
lungen hierüber ſind noch nicht abgeſchloſſen. Es darf jedoch 
erwartet werden, daß die Genehmigung in nächſter Zeit er⸗ 
folgen wird. 
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d) Prüfungsweſen. 

Die von der Vollverſammlung im vorigen Jahre be⸗ 
ſchloſſenen Abänderungen der Meiſterprü⸗ 
fungsordnung für die Handwerke der Elektriker, Ju⸗ 
weliere, Korbmacher, Photographen, Seiler, Töpfer, Uhr⸗ 
macher, Maſchinenbauer, Putzmacher, Schmiede, Buchdrucker 
ſowie der Erlaß einer neuen Prüfungsordnung für das Me⸗ 
chanikerhandwerk haben im Laufe des Geſchäftsjahres die 
Genehmigung des Preußiſchen Miniſters für Handel und 
Gewerbe gefunden. 

Verſagt wurde die Genehmigung des Beſchluſſes, betr. 
Abänderung der Meiſterprüfungsordnung 
für das Schornſteinfegerhandwerk. Zugleich 
erging an die preußiſchen Handwerkskammern ein miniſte⸗ 
rieller Erlaß, durch den ihnen die Einführung einer neuen 
Meiſterprüfungsordnung für dieſes Handwerk auf Grund 
von Vorſchlägen, die der Zentralinnungsverband der Schorn⸗ 
fegermeiſter des Deutſchen Reiches unterbreitet hatte, emp⸗ 
fohlen wurde. Dieſe Vorſchläge hatten bereits im Vorjahre 
der Handwerkskammer zur Prüfung vorgelegen. Da alſo 
die neuen Vorſchläge, ſoweit ſie für die Handwerkskammer 
annehmbar waren, ſchon in den damals beſchloſſenen Aende⸗ 
rungen berückſichtigt worden waren, hat der Vorſtand be⸗ 
ſchloſſen, der Vollverſammlung die Aufrechterhaltung des 
vorjährigen Beſchluſſes bezüglich dieſer Meiſterprüfungs⸗ 
ordnung zu empfehlen. 

Binnen kurzem wird eine Neuauflage der Meifterprii- 
fungsordnungen (Muſter A—C) unter Berückſichtigung der 
bisherigen Aenderungen erſcheinen. 

Die beſchloſſenen Abänderungen der Geſel⸗ 
lenprüfungsordnung für Photographen und Buch⸗ 
drucker wurden vom Oberpräſidenten genehmigt. 

Im Laufe des Jahres liefen von den Reichsfachverbän⸗ 
den weitere Vorſchläge für eine Neuordnung 
des Prüfungsweſens in den von ihnen vertretenen 
Handwerkszweigen ein. Dieſe Vorſchläge wurden in der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle der Handwerkskammer nach den gutachtlichen 
Aeußerungen der Abteilungen bearbeitet und liegen, ſoweit 
ſich eine Abänderung der bisherigen Meiſterprüfungsord⸗ 
nung als zweckmäßig erwies, der Vollverſammlung zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung vor. Eine neue Prüfungsordnung iſt, nach⸗ 
dem ſich in Gumbinnen das Bedürfnis hierzu herausgeftellt 
hatte, für das Weber handwerk ausgearbeitet worden. 


Der Zweck diefer Maßnahmen, dic zum Teil veralteten 
Vorſchriften der Meiſterprüfungsordnungen den modernen 
Erforderniſſen anzupaſſen und ſo die letzten Hinderniſſe, die 
einer ſtraffen Handhabung des Prüfungsweſens entgegen⸗ 
ſtehen, zu beſeitigen, dürfte durch dieſe Abänderungen für 
den größten Teil des Handwerks erreicht fein. — 

Entſprechend den Beſchlüſſen des Deutſchen Handwerks⸗ 
und Gewerbekammertages und verſchiedenen Erlaſſen des 
Preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe hat die 
Handwerkskammer ſeit Jahren den in Fabrikbetrieben aus⸗ 
gebildeten Lehrlingen Gelegenheit zur Ablegung der Geſellen⸗ 
prüfung vor den Prüfungsausſchüſſen der Handwerkskam⸗ 
mer bzw. der Innungen gegeben, ſobald ſie eine ordnungs⸗ 
mäßige Lehrzeit zurückgelegt hatten. Die Zahl der Prüf- 
linge, die zumeiſt dem Maſchinenbau⸗, dem Müller⸗ und dem 
Buchdruckgewerbe angehörten, iſt allerdings verhältnismäßig 
gering geweſen, weil die Prüflinge ſich nur aus eigenem An⸗ 
triebe, nachdem ſie bereits längere Zeit als ſogenannte Ge⸗ 
fellen beſchäftigt waren, zur Prüfung meldeten. In ſolchen 
Fällen iſt dann eine erhöhte Prüfungsgebühr erhoben worden. 
Im letzten Jahre find nun einzelne Induſtrie⸗ und 
Handelskammern dazu übergegangen, eigene 
Prüfungsausſchüſſe zur Abnahme von A b⸗ 
ſchlußprüfungen nach Beendigung der Lehrzeit für 
Induſtrielehrlinge zu errichten. Der Vorſchlag 
der Handwerkskammer, es bei der Prüfung von Fabriklehr⸗ 
lingen vor ihren Prüfungsausſchüſſen zu belaſſen, wenn der 
Prüfungsausſchuß paritätiſch aus Vertretern der Induſtrie⸗ 
und Handelskammer und der Handwerkskammer zuſammen⸗ 
geſetzt wird, und von der Errichtung eigener Prüfungsaus⸗ 
ſchüſſe ſeitens der Handelskammern abzuſehen, iſt abgelehnt 
worden, nachdem die Handelskammern vom Miniſter für 
Handel und Gewerbe die Berechtigung erhalten haben, die 
von ihren Prüfungsämtern ausgeſtellten Lehrzeitabſchluß⸗ 
prüfungszeugniſſe als „Lehrbriefe“ im Sinne der Gewerbe⸗ 
ordnung auszuſtellen. Die Handwerkskammer hat infolge⸗ 
deſſen darauf hingewieſen, daß dieſe „Lehrbriefe“ der Indu⸗ 
ſtrie⸗ und Handelskammern nicht als Geſellenprüfungszeug⸗ 
niſſe im Sinne der Gewerbeordnung anzuſehen ſind und da⸗ 
her auch zurzeit nicht die Bedeutung und die Wirkung von 
Geſellenprüfungszeugniſſen beſitzen. — Im letzten Jahre iſt 
allerdings im Reichswirtſchaftsminiſterium der Entwurf 
eines Berufsausbildungsgeſetzes ausgear⸗ 
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beitet worden, nach welchem die bisher im Handwerk üblichen 
Vorſchriften über das Lehrlings- und Prüfungsweſen in 
Zukunft auch auf Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft 
ſollen ausgedehnt werden können. Der Entwurf iſt in den 
Ausſchüſſen und im Vorſtand des Deutſchen Handwerks⸗ 
und Gewerbekammertages wiederholt Gegenſtand eingehen⸗ 
der Beratungen geweſen, in denen die Vertreter unſerer 
Kammer eifrig mitgewirkt haben. Die Kammer hat außer⸗ 
dem ein eingehendes ſchriftliches Gutachten über den Geſetz⸗ 
entwurf erſtattet. Der Entwurf, der u. a. auch Beſtimmun⸗ 
gen über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter enthält, 
und die Regelung des Lehrlings- und Prüfungsweſens durch 
beſondere bei den Berufsvertretungen (Handels-, Handwerks⸗ 
und Landwirtſchaftskammern) zu bildende paritätiſche, d. h. 
in gleicher Zahl aus ſelbſtändigen Gewerbetreibenden und 
aus Geſellen (Arbeitnehmern) beſtehende Ausſchüſſe vorſieht, 
iſt kürzlich vom Reichskabinett angenommen worden und 
dürfte in nächſter Zeit den parlamentariſchen Körperſchaften, 
insbeſondere dem Reichswirtſchaftsrat zur Stellungnahme 
zugehen. Die Handwerkskammern werden ſich deshalb im 
kommenden Jahre erneut mit dem Entwurf zu befaſſen 
haben. — 
e) Unterrichtsweſen. 

Die Frage der wirtſchaftlichen Arbeitsweiſe im Hand⸗ 
werk gewinnt in neuerer Zeit immer größere Bedeutung. 
Die Handwerkskammer plant daher die Veranſtaltung 
von betriebswirtſchaftlichen Kurſen unter 
Mitwirkung der bei der Gewerbeförderungsanſtalt in Gum⸗ 
binnen errichteten betriebswirtſchaftlichen Stelle. Da der 
Handwerkskammer hierfür nur geringe Mittel zur Verfü⸗ 
gung ſtehen, die Anſchaffung der notwendigſten Lehrmittel, 
ſowie die Deckung der durch die Kurſe entſtehenden laufen⸗ 
den Unkoſten aber erhebliche Koſten verurſachen, beantragte 
die Handwerkskammer beim Preußiſchen Miniſterium für 
Handel und Gewerbe die Gewährung einer größeren Bei⸗ 
hilfe. Nach wiederholten Verhandlungen mit dem Miniſte⸗ 
rium ſind aus den Mitteln des ſogenannten Sofortpro⸗ 
gramms für Oſtpreußen 15 000,— Mk. zur Veranſtaltung 
von betriebswirtſchaftlichen Kurſen an den vier Sitzen der 
Abteilungen bereitgeſtellt worden. Leider hat, da ſich die 
Verhandlungen mit dem Miniſterium hinauszogen und eine 
frühere Klärung einer Reihe von Nebenfragen noch 
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nicht erreicht iſt, im Berichtsjahr nicht mehr mit 
den Kurſen begonnen werden können. Die Kammer 
hofft jedoch die Kurſe im kommenden Herbſt veranſtalten 
zu können. Die vorhandenen Mittel werden vorausſichtlich 
für eine zweckmäßige Ausgeſtaltung der Kurſe und für die 
Heranziehung geeigneter und erfahrener Spezialiſten aus⸗ 
reichen, ſo daß zu hoffen iſt, daß den Teilnehmern 
wertvolle Kenntniſſe und Anregungen für die wirtſchaftliche 
Ausgeſtaltung ihrer Betriebe geboten werden können. Wei⸗ 
tere Beihilfen für die Veranſtaltung dieſer außerordentlich 
bedeutungsvollen Kurſe an anderen Orten ſind von der 
Handwerkskammer beantragt. 

Als die parlamentariſchen Verhandlungen über das Sos 
fortprogramm und die Aeußerungen der Minifterien er- 
kennen ließen, daß für das Jahr 1927 eine weitere Not⸗ 
ſtandsaktion für die Oſtgebiete geplant iſt, beantragte die 
Kammer die Bereitſtellung von weiteren Mitteln für fol- 
gende Zwecke: 

1. 24 000 Mk. für die Veranſtaltung einer Hand we r⸗ 
ker⸗Schulungswoche, die den Zweck haben 
ſoll, Obermeiſter und Vorſtandsmitglieder von In⸗ 
nungen ſowie andere in der Handwerksorganiſation 
tätigen Perſonen über die das Handwerk berührenden 
berufsſtändiſchen, wirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen 
Fragen und die Geſetzgebung auf dieſem Gebiete zu 
unterrichten und ihnen eine zweckmäßige Anleitung 
für die Führung der Innungsgeſchäfte und die Ver— 
tretung der Intereſſen des Handwerks zu geben. 

2. 15 000 Mk. für die Unterſtützung des gewerblichen 
Fachſchulweſens. 

3. 15 000 Mk. für die Veranſtaltung von Fachkurſen 
an der Gewerbeförderungsanſtalt. Es iſt hierbei ins⸗ 
beſondere an heiztechniſche, elektrotechniſche und Auto— 
mobilreparaturkurſe gedacht. 

Die Kammer hat bei dieſen Anträgen die Unterſtützung 
des Herrn Oberpräſidenten gefunden. Nachdem jedoch in= 
folge von Berufungen anderer Gebiete und der ſchlechten 
Finanzlage des Reiches für die kommende Unterſtützungs⸗ 
aktion für die Oſtgebiete nur ſehr geringfügige Mittel vor- 
geſehen ſind, muß leider befürchtet werden, daß die Anträge 
der Handwerkskammer in dieſem Jahre nur zu einem ge— 
ringen Teil Berückſichtigung finden werden. — 


221 * 


Gelegentlich eines Lehrkurſus, der vom Preußi⸗ 
ſchen Handelsminiſterium für die Leiter der in Oſt⸗ 
preußen beſtehenden Berufsberatungs⸗ 
ſtellen im Landeshaus zu Königsberg veranſtaltet wurde, 
hielt Syndikus Dr. Henze einen Vortrag über ¿"Donde 
werksfragen in ihrer Beziehung zur Berufsberatung“. — 


An den Sitzungen des Verwaltungsrates der Gewerbe⸗ 
förderungsanſtalt Gumbinnen war die Kammer durch den 
Präſidenten bzw. Vizepräſidenten oder den geſchäftsführen⸗ 
den Syndikus regelmäßig vertreten. Der Beſchluß des Ver⸗ 
waltungsrats, nach welchem außer der Zentrale auch jeder 
Abteilung der Handwerkskammer Sitz und Stimme im Ver⸗ 
waltungsrat der Gewerbeförderungsanſtalt eingeräumt wer⸗ 
den ſoll, hat die Genehmigung des Preußiſchen Miniſters 
für Handel und Gewerbe gefunden. Als Leiter der Ge⸗ 
werbeförderungsanſtalt iſt ſeit dem 1. Mai 1926 Herr 
Diplom-Ingenieur Lorbach tätig. Die Gewerbeförde⸗ 
rungsanſtalt hat im Laufe des Jahres eine ganze Reihe 
von Fachkurſen veranſtaltet. Beſondere Erwähnung ver⸗ 
dienen die auf Veranlaffung des Verbandes für das Töpfer⸗ 
und Ofenſetzergewerbe veranſtalteten heiz- und wärmetechni⸗ 
ſchen Kurſe und ein Kurſus zur Ausbildung von Gewichts⸗ 
wagenſchloſſern, deſſen Veranſtaltung auf Verhandlungen 
der Kammer mit der Eichungsdirektion in Königsberg zu⸗ 
rückzuführen iſt. 


f) Wohlfahrtseinrichtungen. 

Neben der am 1. November 1924 zunächſt für den gan⸗ 
zen Kammerbezirk in Königsberg errichteten Bezirks ⸗ 
verwaltung der VO HK, Verſicherungsanſtalt oſt⸗ 
deutſcher Handwerkskammern, ſind im Laufe des letzten 
Jahres drei weitere Bezirksverwaltungen in 
Allenſtein, Gumbinnen und Elbing für die be⸗ 
treffenden Regierungsbezirke errichtet worden. Die Tätig⸗ 
keit der Königsberger Bezirksverwaltung iſt auf den Re⸗ 
gierungsbezirk Königsberg beſchränkt worden. Seit Beginn 
des Berichtsjahres hat die VOHK außer der Krankenver⸗ 
ſicherung der ſelbſtändigen Handwerker und Gewerbetreiben⸗ 
den und ihrer Familienmitglieder auch die Lebensverſiche⸗ 
rung in ihr Tätigkeitsgebiet aufgenommen, und zwar ſo⸗ 
wohl für den Todes- wie für den Erlebensfall. Die Ge⸗ 
ſamtzahl der bei der VOHK in Oſtpreußen gegen Krankheit 
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Verſicherten iſt bis zum Schluſſe des Berichtsjahres (31. 
März 1927) auf 5413 geſtiegen. Von dieſen ſind 2350 Voll⸗ 
1 1072 Ehefrauen, 1880 Kinder, 111 Anſchlußver⸗ 
icherte. 


Die Geſamtleiſtungsſumme der VOHK im Kammer⸗ 
bezirk betrug während der Zeit vom 1. April 1926 bis Ende 
März 1927 für Arzthonorar, Arzneien, Heilmittel, Anſtalts⸗ 
Folter, Nb v Lu, Nodgehilie,, Sarckocglay wre q- 

ftige Leiſtungen 126 098,47 Mk. Die frühere Gewährung 
von Krankengeld in Fällen der Erwerbsunfähigkeit hat die 
VOHK fallen laſſen müſſen, weil die hierfür aufgewendeten 
Summen, die im übrigen nur einem ganz geringen Teil der 
Mitglieder (etwa 1 Proz.) zugute kamen, eine ſo gewaltige 
Höhe erreichten, daß die Geſamtheit der Mitglieder zu einer 
untragbaren Erhöhung der Beiträge hätte verpflichtet wer⸗ 
den müſſen, wenn dieſe Leiſtungen dauernd hätten aufrecht 
erhalten werden ſollen. Eine ſolche Beitragserhöhung 
glaubten aber Aufſichtsrat und Direktion ſowie die über- 
wiegende Mehrheit der Generalverſammlung der VOHK 
nicht verantworten zu können. An der im Mai 1926 in 
Berlin abgehaltenen Generalverſammlung haben als Ver⸗ 
treter der Verſicherten aus Oſtpreußen 6 Handwerks- 
meiſter teilgenommen. In dieſer Verſammlung wurde 
u. a. eine Aenderung des Statuts angenommen, nach 
welcher die Wahl zur Generalverſammlung neu geregelt und 
den der VOHK neu angegliederten Bezirken der Handwerks⸗ 
kammern Schneidemühl und für das öſtliche Preußen ein 
Mitbeſtimmungsrecht geſichert iſt. Im Jahre 1927 werden die 
Neuwahlen zur Generalverſammlung der VOHK auf Grund 
von beſonderen Vorſchlagsliſten ſtattfinden, nach denen für 
den Regierungsbezirk Königsberg 3, für die Regierungs- 
bezirke Allenſtein und Gumbinnen je 2 und den Regierungs⸗ 
bezirk Marienwerder 1 Abgeordneter in die Generalver- 
5 aus den Kreiſen der Kaſſenmitglieder zu wählen 
ind. 

Bedauerlicherweiſe haben fid einige Angeſtellten der 
oſtpreußiſchen Bezirksverwaltung der VOHK als unzuver⸗ 
läſſig erwieſen. Sie ſind auf Veranlaſſung der Handwerks⸗ 
kammer entlaſſen worden. Die Aufſicht über ſämtliche Be⸗ 
zirksverwaltungen Oſtpreußens iſt nunmehr einem ſeit meh⸗ 
reren Jahren in der Berliner Verwaltung tätigen Beamten 
der VOHK und zwar Herrn Rendanten Zimmermann, 
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der gleichzeitig zum Leiter der Königsberger Bezirksverwal⸗ 
tung beſtellt iſt, übertragen worden. N 

Seit dem 1. Januar 1927 wird ſeitens der Direktion 
der VOHK der „Oſtpreußiſchen Handwerkszeitung“ eine be⸗ 
ſondere Beilage „Mitteilungen der VOHK" beige 
fügt, die vieles Wiſſenswerte über Fragen aus der Kranken-, 
Lebens⸗ und Haftpflichtverſicherung enthält. — 

Zur Errichtung eines Handwerker ⸗Er⸗ 
holungsheims in Oſtpreußen iſt es leider bisher 
nicht gekommen. Die Zahl der Mitglieder des Vereins 
Handwerker⸗Erholungsheim Oſtpreußen, der bekanntlich ein 
ſchuldenfreies Grundſtück in Neukuhren beſitzt, hat ſich im 
Berichtsjahr leider nur wenig vermehrt. Das Vermögen 
des Vereins iſt durch Mitgliederbeiträge und freiwillige 
Spenden auf rund 24 000, — Mk. geſtiegen. Dem Verein 
gehören 55 korporative Mitglieder an, und zwar 14 Stadt- 
gemeinden, 1 Landkreis, 3 Handwerkervereine und 37 In⸗ 
nungen, außerdem die Handwerkskammer und ihre Abtei⸗ 
lungen. Da die Mittel des Vereins ſich ſehr ſpärlich ver⸗ 
mehrt haben, hat die Handwerkskammer bei dem Herrn 
Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen beantragt, aus 
den zu erwartenden Reichsmitteln des ſogenannten Oſtpro⸗ 
gramms für 1927 die Gewährung einer angemeſſenen Bei⸗ 
hilfe zur baldigen Inangriffnahme des Baues des Erho⸗ 
lungsheims zu erwirken. Der Antrag iſt von dem Herrn 
Oberpräſidenten befürwortet. Da das Oſtprogramm noch 
nicht die parlamentariſche Erledigung gefunden hat, ſteht 
die Entſcheidung noch aus. 


IV. Sozialpolitik. 


Auf dem Gebiete der Sozialpolitik erforderten die zahl⸗ 
reichen, teils bereits abgeſchloſſenen, teils noch ſchwebenden 
Geſetzesänderungen eine eingehende Durchſicht und Begut⸗ 
achtung der Geſetzentwürfe. 

Eine grundlegende Aenderung ſoll die Regelung der Er- 
werbsloſenfürſorge durch ein neues Arbeits koſenver⸗ 
ſicherungsgeſetz erfahren. 

Der Nrbeitsloſen verſicherungsgeſetzent⸗ 
wurf will bekanntlich an die Stelle der jetzigen Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge in Zukunft eine Arbeitsloſenverſicherung ähn⸗ 
lich der Invalidenverſicherung ſetzen, zu welcher die Arbeit⸗ 
geber und Arbeitnehmer zu gleichen Teilen Beiträge ent⸗ 
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richten ſollen. Die Durchführung dieſer Verſicherung ſoll 
beſonderen bei den Landesarbeitsämtern zu errichtenden 
Landesarbeitsloſenkaſſen übertragen werden. Die Hand⸗ 
werkskammern haben zunächſt erhebliche Bedenken dagegen 
erhoben, daß die Wirtſchaft in der jetzigen Zeit wirtſchaftlicher 
Not mit neuen Laſten beſchwert wird, ſpäter aber unter der 
Vorausſetzung, daß dieſe Laſten nicht höher werden als die 
bisherige Belaſtung durch die Erwerbsloſenfürſorge, aus 
grundſätzlichen Erwägungen der Schaffung einer Arbeits⸗ 
loſenverſicherung zugeſtimmt. Sie haben jedoch die Ausdeh⸗ 
nung dieſer Verſicherung auf die Land- und Forſtwirtſchaft 
gefordert und insbeſondere verlangt, daß die Mittel für die 
Verſicherung nicht bloß von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
allein aufgebracht werden, ſondern die Koſten zu einem Drit- 
tel vom Reich bzw. von den Ländern übernommen werden. 
Außerdem ſind zu verſchiedenen Beſtimmungen des Entwurfs 
Abänderungsvorſchläge gemacht worden. Dieſe Vorſchläge hat 
der Reichswirtſchaftsrat bei ſeiner Stellungnahme zum Ent⸗ 
wurf berückſichtigt. Der Geſetzentwurf liegt zurzeit dem 
Reichstage zur Beſchlußfaſſung vor, der ſich im Laufe des 
Jahres 1927 mit den darin enthaltenen Beſtimmungen noch 
näher zu beſchäftigen haben wird. Je nach dem Gange der 
Reichstagsverhandlungen wird vorausſichtlich auch der Gand- 
werkskammertag erneut zu Einzelfragen des Entwurfs Stel- 
lung nehmen müſſen. 

Durch das Arbeitsgerichtsgeſetz, das am 1. Juli 
d. Is. in Kraft treten wird, ſind die arbeitsrechtlichen Streitig⸗ 
keiten, die bisher in den Zuſtändigkeitsbereich der ordentlichen 
Gerichte oder der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte gehörten, 
beſonders zu errichtenden Arbeitsgerichten überwieſen worden. 
Gegenüber dem erften, für das Handwerk ſehr ungünſtigen 
Entwurf iſt es den Spitzenvertretungen des Handwerks nach 
ſchweren Kämpfen gelungen, die bei den Innungen beſtehen⸗ 
den Schiedsgerichte für Lehrlingsſtreitigkeiten aufrecht zu er⸗ 
halten und bei den Arbeitsgerichten die Einrichtung beſon⸗ 
derer Fachkammern für das Handwerk (Hand⸗ 
werksgerichte) zur Erledigung der Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen Meiſtern und Geſellen durchzuſetzen. Wenn damit zwar 
den Innungen die bisherige Befugnis zur Errichtung von 
Schiedsgerichten für Streitigkeiten zwiſchen Meiſtern und Ge⸗ 
ſellen genommen iſt, ſo wird man ſich doch mit der Neurege⸗ 
lung in dieſer Form abfinden können, da die Innungen von 
der bisherigen Befugnis nur vereinzelt Gebrauch gemacht 
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haben und durch die Errichtung beſonderer Handwerksgerichte 
Vorſorge für eine den Bedürfniſſen des Handwerks ent⸗ 
ſprechende Erledigung der Streitigkeiten getroffen iſt. ; 

Bei der Durchführung des Geſetzes, fo insbeſondere bei 
der Errichtung der Arbeitsgerichte und Landesarbeitsgerichte, 
der Abgrenzung ihrer Bezirke und der Beſetzung der Kam- 
mern wird die Handwerkskammer, einem erſt neuerdings auf 
Grund von Vorſtellungen der Spitzenvertretung des Hand⸗ 
werks ergangenen Erlaß des Preußiſchen Handelsminiſters 
entſprechend, beteiligt werden und damit Gelegenheit haben, 
eine dem Handwerk dienliche Regelung zu erwirken. In Oſt⸗ 
preußen ſind die Verhandlungen mit den Oberlandesgerichten 
und den zuſtändigen Verwaltungsbehörden bereits im Gange. 

Die zahlreichen Aenderungen und Ergänzungen der ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen über den Arbeiterſchutz und die da⸗ 
durch hervorgerufene Zerſplitterung und Unüberſichtlichkeit 
der Geſetzgebung haben die Regierung veranlaßt, dem Reichs⸗ 
wirtſchaftsrat den Entwurf eines Arbeitsſchutz⸗ 
geſetzes vorzulegen, durch welches die Frage des Arbeiter⸗ 
ſchutzes, insbeſondere der Schutz gegen Betriebsgefahren, die 
Sonntagsruhe, der Ladenſchluß, die Arbeitsaufſicht, die be⸗ 
ſonderen Schutzvorſchriften für weibliche Arbeiter und 
die Beſtimmungen über die Arbeitszeit neu geregelt werden 
ſollen. Die Handwerkskammer war an den Beratungen des 
ſozialpolitiſchen Ausſchuſſes und des Vorſtandes des deut⸗ 
ſchen Handwerks⸗ und Gewerbekammertages über die Stel⸗ 
lungnahme des Handwerks zu dieſem Geſetzentwurf eingehend 
beteiligt. Der Entwurf iſt von der Spitzenvertretung des 
Handwerks grundſätzlich abgelehnt worden, in der Hauptſache 
wegen der Verknüpfung der jetzt geltenden Arbeiterſchutz⸗ 
beſtimmungen mit einer Neuregelung der Arbeitszeit, zumal 
man auch der Meinung war, daß eine ſolche endgültige Ge⸗ 
ſetzesregelung erſt auf Grundlage geſunder Wirtſchaftsverhält⸗ 
niſſe erfolgen könne. Eine beſondere Rückſichtnahme auf das 
Ausland für eine beſchleunigte Regelung kann nicht in Frage 
kommen, da das Waſhingtoner Abkommen über den ſoge⸗ 
nannten Achtſtundentag bisher nur von wenigen Staaten 
anerkannt iſt und verſchiedene Staaten eine den Bedürfniſſen 
ihrer eigenen Wirtſchaft entſprechende Regelung des Arbeits⸗ 
rechts vorgenommen haben. Angeſichts der Bedeutung des 
Geſetzentwurfes hat die Spitzenvertretung des Handwerks 
aber gleichwohl zu den einzelnen Paragraphen Stellung ge⸗ 
nommen. Die Abänderungsvorſchläge des Reichsverbandes 
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fordern Sonderbeſtimmungen für die Handwerkslehrlinge, 
vor allem ihre Nichteinbeziehung in die gewerblichen Arbeiter, 
ferner Sonderbeſtimmungen für die Saiſongewerbe, nament⸗ 
lich für das Nahrungsmittelgewerbe, ſowie für diejenigen 
Gewerbe, in denen, wie im Friſeur- und Müllergewerbe, die 
Zeit der Arbeitsbereitſchaft eine Rolle ſpielt, des weiteren ein 
Verbot der Nebenarbeit der Arbeitnehmer und gleichmäßige 
Behandlung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei Verftößen 
gegen das Geſetz. 

Bei der Schwierigkeit der ganzen Materie wird die Be— 
handlung des Entwurfs im Parlament noch eine geraume 
Zeit in Anſpruch nehmen. Die Regierung hat daher auf 
Drängen der Arbeitnehmerkreiſe in dem ſogenannten Ar- 
beitszeitnotgeſetz zunächſt nur einige Beſtimmungen 
der Arbeitszeitverordnung einer Reviſion unterzogen. Der 
Entwurf ſah eine Reihe von Erſchwerungen (Zahlung eines 
Zuſchlags bei Ueberſtunden, Feſtlegung der Ueberſtunden nur 
durch Tarifverträge u. a.) für die Beſchäftigung über die 
geſetzliche Arbeitszeit hinaus vor. Er iſt nach Prüfung durch 
die Handwerkskammern von der Spitzenvertretung des Hand⸗ 
werks abgelehnt worden, im Reichstage jedoch neuerdings an⸗ 
genommen worden. Für die kleinen und mittleren Betriebe, 
alſo die Betriebe des Handwerks, iſt es allerdings gelungen 
durchzuſetzen, daß die Möglichkeit zu freiwilliger Mehrarbeit 
in beſonderen Fällen zugelaſſen iſt, insbeſondere wenn das 
Ergebnis der Arbeit durch Nichterledigung der Arbeiten ge⸗ 
fährdet wird oder dem Betriebe ein unverhältnismäßiger 
Schaden erwachſen würde. Das Arbeitszeitnotgeſetz ¡ft am 
1. Mai d. Js. in Kraft getreten. 

Aus den Kreiſen der Krankenkaſſenorganiſationen und 
einem Teil der Tagespreſſe machten ſich Beſtrebungen geltend, 
auf geſetzlichem Wege die ſelbſtändigen Handwerker 
und Gewerbetreibenden zwangsweiſe der 
Krankenverſicherung zu unterſtelle n. Nach Prü⸗ 
fung durch die Handwerkskammern hat ſich die Spitzenvertre⸗ 
tung gegenüber dieſen Anregungen ablehnend verhalten. 

Eine Reihe von Maßnahmen konnte zugunſten des Hand⸗ 
werks auf dem Verwaltungswege von der Handwerkskammer 
erwirkt werden. Einer gemeinſamen Vereinbarung entſpre⸗ 
chend wurde auf Antrag der Handwerkskammer ⸗Abteilungen 
von den Regierungspräſidenten Bekanntmachungen über die 
Regelung der Arbeitszeit in ländlichen Des 
trieben erlaſſen, die weſentliche Erleichterungen für das 
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Handwerk vorſahen. In der Frage der Sonntagsarbeit 
hat ſich die Kammer gegen die vom Reichsarbeitsminiſter er⸗ 
laſſenen Richtlinien, die eine zu weitgehende und namentlich 
für das ländliche Handwerk untragbare Beſchränkung der 
Sonntagsarbeit vorſehen, ausgeſprochen. 


Zur Bekämpfung der Erwerbsloſigkeit wurden von der 
Reichsregierung in dem ſogenannten Arbeitsbeſchaf⸗ 
fungsprogramm eine Reihe von Maßnahmen 
für die Vergebung von Arbeiten und Lieferungen vorgeſehen. 
Der Gedanke dieſes Programms, die bedeutenden, durch die 
Erwerbsloſenbeiträge aufkommenden Summen zur Schaffung 
von Arbeitsgelegenheit nutzbringend zu verwenden, konnte 
vom Handwerk nur begrüßt werden. Die in Oſtpreußen vor⸗ 
geſehenen Maßnahmen bleiben zwar hinter denen in den 
übrigen Teilen des Reichs zurück, da die Mittel entſprechend 
der in einzelnen Gebieten herrſchenden Arbeitsloſigkeit verteilt 
werden und Oſtpreußen als agrariſche Provinz relativ 
niedrige Arbeitsloſenziffern aufzuweiſen hat. Dennoch kann 
die Durchführung des Programms auch vom oſtpreußiſchen 
Standpunkt aus nur begrüßt werden, zumal auch eine Reihe 
der vorgeſehenen Maßnahmen der Arbeitsloſigkeit im Hand⸗ 
werk bis zu einem gewiſſen Grade auzuhelfen vermag. Die 
Kammer hat ihrerſeits den Nachweis zu führen verſucht, daß 
die Arbeitsmarktlage im Gewerbe in Oſtpreußen ni 
beſſer iſt als in den übrigen Teilen des Deutſchen Reiches, 
wenn man die beſonderen Verhältniſſe im Gewerbe unter 
Ausſchaltung der Landwirtſchaft betrachtet. 


Bekämpft wurde ſeitens der Kammer die Vermitt⸗ 
lung von Arbeitsloſen in ſelbſtändige Arbeit. 
Leider ſpricht ſich ein Erlaß des Präſidenten der Reichs⸗ 
arbeitsverwaltung nicht in genügend klarer und ſcharfer Weiſe 
gegen derartige Mißſtände aus. 


Auf Grund einer für die Verhältniſſe der Inflation ge⸗ 
ſchaffenen geſetzlichen Beſtimmung erhob eine Reihe von 
Krankenkaſſen bei nicht rechtzeitiger Abführung der Er⸗ 
werbsloſenbeiträge außerordentlich hohe Verzugszin⸗ 
fen. Die Kammer trat deshalb an den Deutſchen Handwerks⸗ 
und Gewerbekammertag heran, für den ſich jedoch ein weiteres 
Vorgehen erübrigte, da inzwiſchen bereits eine den Wünſchen 
des Handwerks entſprechende Geſetzesänderung, nach der die 
Verzugszuſchläge in Höhe der am Orte üblichen Zinsſätze zu 
erheben ſind, vorgenommen war. 
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Bei der Feſtſetzung des Wertes der Sach— 
bezüge hatten ſich an verſchiedenen Orten des Bezirks info- 
fern Schwierigkeiten ergeben, als die Verſicherungsämter eine 
Anhörung der Handwerkskammer bzw. der Innungen trotz 
der in dieſer Richtung ſeitens des Handwerks geäußerten 
Wünſche abgelehnt hatten. Die Handwerkskammer iſt daher 
beim Oberverſicherungsamt in Königsberg dahin vorſtellig 
geworden, daß den Verſicherungsämtern die Anhörung der 
amtlichen Berufsvertretungen vor Feſtſetzung des Wertes der 
Sachbezüge nahegelegt würde. Dieſer Antrag hat erfreu- 
licherweiſe Berückſichtigung gefunden. Durch die Oſtpreußiſche 
Handwerkszeitung wurde der entſprechende Beſcheid veröffent⸗ 
licht, um den Innungen Gelegenheit zu geben, gegebenenfalls 
eine Anhörung der Handwerkskammer unter Hinweis auf 
dieſe Verhandlungen zu erwirken. 


V. Steuer- und Finanzpolitik. 


Nachdem bereits im Jahre 1925 auf dem Gebiete der 
Reichsſteuern unter Anpaſſung an die nach der Inflation be⸗ 
ſtehenden Verhältniſſe eine grundlegende Reform der Steuer⸗ 
geſetzgebung geſchaffen worden iſt, blieb die geſetzgeberiſche 
Tätigkeit des Reiches im vergangenen Jahre hinter der des 
Vorjahres zurück. Abgeſehen von dem Geſetz über 
Steuermilderungen zur Erleichterung der 
Wirtſchaftslage vom 31. März 1926 (Fortfall der 
Luxusſteuer, Senkung der Umſatzſteuer, Fortfall der Ver⸗ 
mögensſteuerzahlung im Mai), das im Handwerk zwar als 
ein erſter Schritt zum Steuerabbau begrüßt wurde, deſſen 
Auswirkungen aber im Hinblick auf die Gewerbeſteuer⸗ 
belaſtung und die bei der Einziehung der Einkommenſteuer⸗ 
voraus- und ⸗nachzahlungen {td zeigenden Schwierigkeiten. 
gering waren, beſchränkte ſich die Tätigkeit des Reiches vor⸗ 
wiegend auf die im Anſchluß an die Steuerreform notwendi⸗ 
gen Durchführungs maßnahmen. 

Hier iſt insbeſondere die Errichtung der Bewer⸗ 
tungsausſchüſſe zu erwähnen, zu denen von den Hand⸗ 
werkskammer⸗Abteilungen bei den zuſtändigen Finanzämtern 
geeignete Handwerksmeiſter benannt wurden, um ſo eine 
Berückſichtigung der Belange des Handwerks bei der ſteuer⸗ 
lichen Bewertung von Vermögensgegenſtänden zu erwirken. 
Für ben Oberbewertungsausſchuß find neuerdings 
von der Kammer direkt ſechs Vertreter, vom Provinzialaus⸗ 
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ſchuß eine unbeſtimmte Anzahl von Vertretern des Hand⸗ 
werks zu wählen. Die Feſtſetzung der Zahl der für das 
Handwerk zu wählenden Vertreter auf ſechs, die vom Landes⸗ 
finanzamt in Königsberg ohne Anhörung der Kammer 
erfolgt iſt, konnte von der Kammer nicht als der wirklichen 
Bedeutung des Handwerks in Oſtpreußen entſprechend aner⸗ 
kannt werden. Die Kammer hat daher bezüglich einer größe⸗ 
ren Berückſichtigung des Handwerks Verhandlungen mit dem 
Landesfinanzamt und dem Provinzialausſchuß aufgenom⸗ 
men, über die bei Drucklegung dieſes Geſchäftsberichts noch 
kein endgültiges Ergebnis vorliegt. 

Weiterhin wirkte die Kammer bei der Feſtſetzung von 
Richtlinien fürdie Bewertung zwangsbewirt⸗ 
ſchafteter Grundſtücke durch das Landesfinanz⸗ 
amt mit. 

Die Einziehung der Einkommenſteuer führte 
während des vergangenen Jahres im Handwerk zu großen 
Härten. Da bei der Frühjahrsveranlagung 1926 der Stand 
der Betriebe während des noch verhältnismäßig günſtigen 
Geſchäftsjahres 1925 zugrunde gelegt worden war, und dem⸗ 
entſprechend hohe Nachzahlungen auf das Jahr 1925 und 
Vorauszahlungen für 1926 zu leiſten waren, war im Jahre 
1926, alſo in der Zeit, in der die Steuerbelaſtung wirkſam 
wurde, ein allgemeiner Rückgang in der Beſchäftigung und 
der Zahlungsfähigkeit der Betriebe eingetreten. 

Die ſteuerliche Veranlagung der Handwerksbetriebe führte 
im Frühjahr 1926 zu großen Unzuträglichkeiten. In zahl⸗ 
reichen Fällen hatten die Handwerksmeiſter keine Bücher ge⸗ 
führt, oder die Bücher wurden von den Finanzämtern nicht 
anerkannt. Es wurde dann von den Finanzämtern zu 
Schätzungen gegriffen, gegen die eine Beſchwerde 
des Handwerksmeiſters infolge des Fehlens des notwendi⸗ 
gen Beweismaterials meiſt erfolglos blieb. a 

Die Kammer hat daher ihre tätige Mithilfe zur Verfü⸗ 
gung geſtellt, als der Reichsverband des deutſchen Handwerks 
vor der diesjährigen Frühjahrsveranlagung Richtlinien 
für die Anerkennung der kleingewerblichen 
Buchführung durch die Finanzämter ausarbeitete 
und beim Reichsfinanzminiſter vorſtellig wurde. Der Reichs⸗ 
finanzminiſter hat dieſen Wünſchen auch entſprochen, indem 
er in einem Erlaß feſtlegte, daß Aufzeichnungen des kleinen 
Gewerbetreibenden, die fortlaufend und vollſtändig ſind, bei 
der Veranlagung durch die Finanzämter nicht außer acht ge⸗ 
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laſſen werden dürfen. Es iſt zu hoffen, daß durch dieſen 
Erlaß ein Teil der ſich im vorigen Jahre zeigenden Schwierig⸗ 
keiten gemildert wird. 

Gegenüber dem Beſtreben der Finanzämter, die nicht buch⸗ 
führenden Handwerksmeiſter nach Durchſchnittsge⸗ 
winnſätzen zu veranlagen, verhielt ſich die Hand— 
werkskammer ablehnend. Die Aufſtellung folder Durch⸗ 
ſchnittsgewinnſätze muß als unmöglich bezeichnet werden, da 
die Einkommenverhältniſſe der Handwerksbetriebe durchaus 
verſchieden ſind. Das Handwerk muß erwarten, daß die Ver⸗ 
anlagung ſeines Einkommens von Fall zu Fall mit derſel⸗ 
ben Genauigkeit und Gewiſſenhaftigkeit durchgeführt wird, 
wie die der anderen Berufe. 

War im Reiche die geſetzgeberiſche Tätigkeit be⸗ 
ſchränkt, ſo trat demgegenüber Preußen mit einer Reihe 
wichtiger Geſetzänderungen hervor. Die Neurege⸗ 
lung der Hauszinsſteuer brachte eine größere 
Anpaſſung der Steuer an die Belaſtung der Grundſtücke in 
der Vorinflationszeit, ſowie die Möglichkeit einer größeren 
Berückſichtigung etwa eingetretener Wertminderungen oder 
geringerer Ausnutzung der Grundſtücke. Trotzdem wird von 
keiner Seite geleugnet, daß die Hauszinsſteuer in ihrer jetzi⸗ 
gen Form noch größere Mängel aufweiſt. Die hieraus reſul⸗ 
tierenden Anregungen auf Umwandlung der Haus⸗ 
zinsſteuer in eine ablösbare Rente wurde von 
der Handwerkskammer nach eingehender Prüfung abgelehnt. 

Weiterhin wurden Abänderungen des Ge⸗ 
werbeſteuergeſetzes vorgenommen. Die Aen- 
derung der Gewerbeſteuer iſt bereits abgeſchloſſen. Es 
konnten hierbei eine Reihe von Wünſchen des Hand» 
werks zur Geltung gebracht werden. So insbeſondere 
hinſichtlich der Kapitaliſierung der Mietsräume, der Be⸗ 
ſteuerung der bereits der Grundvermögensſteuer unterliegen⸗ 
den Grundſtücke und Gebäude, ſowie der Anrechnung der 
Schuldenzinſen auf den Gewerbeertrag. Die Aenderung der 
Grundvermögensſteuer iſt aufgeſchoben worden. 

Ein endgültiger Zuſtand iſt auch durch dieſe Maßnahmen 
noch nicht geſchaffen. Eine ſolche Feſtlegung unſeres 
Steuerſyſtems im Reich und in den Ländern kann früheſtens 
nach einer endgültigen Löſung des Problems des Finanz⸗ 
ausgleichs zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden erwartet 
werden. Die Erledigung dieſer Aufgabe war zwar bereits 
für das vergangene Frühjahr in Ausſicht geſtellt, iſt aber 
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durch die neue vorläufige Regelung des Finanzausgleichs 
wiederum um 2 Jahre verſchoben worden. : 

Die Frage der Erhebung von Einfom- 
menſteuerzuſchlägen durch die Länder und 
Gemeinden, die durch das Reichsgeſetz vom 10. Auguſt 
1925 bereits zugeſagt und auch vom Handwerk im Intereſſe 
der Wiederherſtellung der Selbſtverantwortung bei den Ge⸗ 
meinden dringend gefordert wurde, mußte deshalb gleich⸗ 
falls zurückgeſtellt werden. Auch dieſe Frage iſt vom Stand⸗ 
punkt der Handwerker aus betrachtet nicht einfach zu löſen, 
da die mit dem Finanzausgleich verfolgten Zwecke, die Ge⸗ 
meindelaſten wiederum auf die Geſamtheit der Bevölkerung 
umzulegen, nur erreicht werden können, wenn die einkommen⸗ 
ſteuerfreie Grenze von 100 Mk. — eine Begrenzung, die zahl⸗ 
reichen kleinen Handwerksmeiſtern zugute kam — fortfällt. 
Der Finanzausgleich wird noch zu heftigen Kämpfen zwi⸗ 
ſchen Reich, Ländern und Gemeinden, ſowie zwiſchen den po⸗ 
litiſchen Parteien führen, und es werden große Anf trengungen 
notwendig ſein, um die Belange des Handwerks hierbei wirk⸗ 
ſam zur Geltung zu bringen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
die Neuregelung des Finanzausgleichs für das Handwerk nur 
dann annehmbar iſt, wenn ſie die jetzt beſtehende Ueberlaſtung 
des gewerblichen Mittelſtandes beſeitigt. 

Die Kammer hat neben den im Vorſtehenden ausdrücklich 
erwähnten Maßnahmen durch eine Stellungnahme zu 
den verſchiedenen Geſetzenwürfen und durch ihre 
rege Mitarbeit in dem beim Reichsverband 
des deutſchen Handwerks und im deutſchen 
Handwerks⸗ und Gewerbekammertag gebil⸗ 
deten Steuerausſchuß mitgewirkt. 

Die während des Geſchäftsjahres zutage getretenen Miß⸗ 
ſtände bei der Steuererhebung und -veranlagung veranlaßten 
den Vorſtand der Handwerkskammer, die Abteilungen zur 
Errichtung von Buchführungs⸗ und Steuerberatungsſtellen 
zu ermächtigen. Die Abteilung Elbing hat von dieſer Er⸗ 
mächtigung bereits Gebrauch gemacht. 


VI. Wirtſchaftspolitik. 
a) Verdingungsweſen. 


Wie im letzten Geſchäftsbericht erwähnt, iſt ſeinerzeit auf 
Beſchluß des Reichstags ein aus Vertretern der Reichsregie⸗ 
rung, der Länderregierungen, des Deutſchen Städtetages, des 
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Reichsverbandes der deutſchen Induſtrie und des Reichs⸗ 
verbandes des deutſchen Handwerks ſowie der Architektenſchaft 
und der Arbeitnehmergewerkſchaften beſtehender Ausſchuß 
eingeſetzt worden, um einheitliche Grundſätze für die Ver⸗ 
gebung von öffentlichen Leiſtungen und Lieferungen aufzu⸗ 
ſtellen. Dieſer ſogenannte Reichs verdingungsaus⸗ 
ſchuß hat im Frühjahr 1926 ſeine Arbeiten beendet. Die 
von ihm aufgeſtellten Richtlinien ſind bald darauf unter dem 
Titel „Verdingungsordnung für Bauleiſtun⸗ 
gen“ im Druck herausgegeben worden. Dieſe enthalten drei 
Abſchnitte, und zwar 
A. Allgemeine Beſtimmungen für die Vergebung von Bau⸗ 
leiſtungen. 
B. Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung 
von Bauleiſtungen. 
C. Techniſche Vorſchriften für Bauleiſtungen. 

Nur die letzteren waren bereits im Jahre 1925 fertig⸗ 
geſtellt, die übrigen Vorſchriften ſind neu. Damit ſind nach 
langen Bemühungen einheitliche Richtlinien für 
das Verdingungsweſen erreicht worden. Durch Er⸗ 
laß des Reichsfinanzminiſters vom 11. Auguſt 1926 ſind die 
bisher für die Vergebung von Bauleiſtungen maßgebenden 
Vorſchriften der Militär⸗ und Marinebauordnung außer 
Kraft geſetzt. Es ſoll nunmehr grundſätzlich die neue Ver⸗ 
dingungsordnung allen Koſtenanſchlägen und Ausſchreibun⸗ 
gen zugrunde gelegt werden. Auch der Reichswehrminiſter 
und der Preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe haben 
angeordnet, daß die ihnen unterſtellten Behörden in Zukunft 
die Reichsverdingungsordnung für die Vergebung von Ar⸗ 
beiten und Lieferungen, wenn auch zunächſt probeweiſe, zu⸗ 
grunde legen. Die Handwerkskammer und ihre Abteilungen 
haben die zuſtändigen Behörden des Kammerbezirks ihrer⸗ 
ſeits gebeten, den nachgeordneten Behörden die Beachtung der 
Reichsverdingungsordnung nahe zu legen. Ebenſo ſind die 
Oberpoſtdirektion, die Reichsbahndirektion, der Landeshaupt⸗ 
mann der Provinz Oſtpreußen und die Kommunen gebeten 
worden, die Reichsverdingungsordnung einzuführen. Ober⸗ 
poſtdirektion und Landeshauptmann haben die Berückſichti⸗ 
gung dieſes Wunſches zugeſagt. Die Reichsbahnverwaltung 
hat eine Entſcheidung bisher noch nicht getroffen. Inwieweit 
die Städte und ſonſtigen kommunalen Verbände die Reichs⸗ 
verdingungsordnung als maßgebend für die von ihnen zu 
vergebenden Arbeiten und Lieferungen in Anwendung brin- 
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gen, iſt der Handwerkskammer nicht bekannt geworden. Die 
Deutſche Architektenſchaft hat ihren Mitgliedern die Anwen⸗ 
dung der Reichsverdingungsordnung für alle künftigen Ver⸗ 
gebungen und Vertragsabſchlüſſe empfohlen. — Bezüglich des 
umfangreichen Inhalts der Reichsverdingungsordnung muß 
auf den im Druck erſchienenen und im Buchhandel erhältlichen 
Text verwieſen werden. , 

Wenn auch nicht alle Wünſche, Die von den Streifen des 
Handwerks und Gewerbes und der Architektenſchaft geäußert 
wurden, erfüllt worden ſind und manche weitergehenden 
Wünſche im Intereſſe des Zuſtandekommens dieſer Verdin⸗ 
gungsordnung haben zurückgeſtellt werden müſſen, ſo iſt in 
dieſen Vorſchriften doch unzweifelhaft inſofern ein weſent⸗ 
licher Fortſchritt zu erblicken, als endlich einmal einheitliche 
Normen für die Vergebung von Arbeiten und Lieferungen 
zuſtande gekommen ſind. Sie werden aber erſt dann für die 
geſamte Wirtſchaft von einſchneidender Bedeutung werden, 
wenn ſie von den Behörden, und zwar nicht bloß von den 
Reichs⸗ und Staatsbehörden, ſondern auch von den Kommu⸗ 
nalbehörden in dem Geiſte, in welchem ſie erſtrebt und zu⸗ 
ſtandegekommen ſind, zur Anwendung gelangen und wenn ſie 
auch für die private Bauwirtſchaft richtunggebend werden. — 


b) Regiebetriebe. 


Die bereits im vorigen Geſchäftsbericht erwähnten Kla⸗ 
gen und Beſchwerden des Baugewerbes über das Verfah⸗ 
ren der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften (in 
Oſtpreußen der Oſtpreußiſchen Heimſtätte G. m. 
b. H.) bei Vergebung von Bauarbeiten ſind im letzten Jahre 
auf Veranlaſſung der Handwerkskammer Gegenſtand münd⸗ 
licher Verhandlungen im Oberpräfidium zu Königsberg und 
im Beirat beim Reichskommiſſar für das Handwerk geweſen. 
Die Verhandlungen im Oberpräſidium fanden am 30. April 
und am 30. November, die Beratungen im Beirat beim 
Reichskommiſſar für das Handwerk am 14. Oktober in Ber⸗ 
lin ſtatt. An beiden Stellen ſind die Beſchwerden eingehend 
zum Vortrag gebracht worden. Sie richteten ſich namentlich 
gegen 

1. die Errichtung von Eigenbetrieben oder die Beteiligung 
an gewerblichen Unternehmungen mit Hilfe von öffent⸗ 
lichen Mitteln zum Schaden der Wirtſchaft, 

2. die finanzielle Beteiligung an politiſch einſeitig eingeſtell⸗ 
ten Produktivgenoſſenſchaften (Bauhütten) und die Be⸗ 
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vorzugung folder Genoſſenſchaften bei der Vergebung 

von Siedlungs⸗ und Wohnungsbauten, 

3. die Bevorzugung einer nach Auffaſſung der Kreiſe des 
Baugewerbes nicht empfehlenswerten Bauweiſe, durch 
die von der Heimſtätte bzw. mit ihrer Mitwirkung und 
unter ihrer finanziellen Beteiligung errichteten Heſtia 
Bau⸗A.⸗G., 

4. den von der Oſtpreußiſchen Heimſtätte in großem Um⸗ 
fange betriebenen Bauſtoffhandel bzw. die Vermittlung 
von Bauſtoffen, durch die die Baugewerbetreibenden zu 
Lohnmeiſtern herabgedrückt werden, 

5. die Bevorzugung der Oſtpreußiſchen Heimſtätte bei der 
Verteilung der Hauszinsſteuer. 

Die Wünſche und Anträge der Handwerkskammer gingen 
daher dahin, daß die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften (in Oſt⸗ 
preußen die Oſtpreußiſche Heimſtätte) die Eigenbetriebe ab⸗ 
bauen, die Beteiligung an gewerblichen Unternehmungen und 
an Produktivgenoſſenſchaften ſowie an dem Bauſtoffhandel 
einſtellen und ſich auf die Finanzierung und Betreuung von 
Siedlungs⸗ und Kleinwohnungsbauten beſchränken ſollen. 
In der aleichen Richtung bewegte ſich ein Antrag des preußi- 
ſchen Landtagsabgeordneten Architekt Schluckebier und 
Genoſſen, der u. a. forderte: 


a) die Aufgabe der provinziellen Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften mit Staatsbeteiligung darauf zu beſchränken, 
Finanzierung von Kleinwohnungsbauten durchzuführen, 

b) eine ſtaatliche Beteiligung an dieſen Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften nur dann vorzunehmen, wenn ſie ſich ver⸗ 
pflichten, bauwirtſchaftliche Betriebe, Planbüros, Bau⸗ 
ſtoffhandlungen nicht einzurichten und ſich auch nicht an 
ſolchen zu beteiligen, 

c) den Abbau der von den provinziellen Wohnungs- und 
Fürſorgegeſellſchaften bereits eingerichteten bauwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe, Planbüros und Bauſtoffhandlungen ſo⸗ 
wie die Zurückziehung ihrer Beteiligung an ſolchen zu 
fordern, 

d) die Zurückzahlung der ſtaatlichen Stammkapitalien zu 
verlangen, wenn dieſer Abbau nicht innerhalb eines 
Jahres erfolgt. 

Sowohl in den Verhandlungen im Oberpräſidium zu 

Königsberg wie im Beirat beim Reichskommiſſar für das 

Handwerk erklärten die Vertreter der Wohnungsfürſorge⸗ 
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geſellſchaften, daß es ihre Abſicht und auch der Wille des 
Wohlfahrtsminiſters ſei, 
1. die Eigenbetriebe reſtlos abzubauen, me 
2. bei der Vergebung von Bauarbeiten Parität walten 
zu laſſen, d. h. Produktivgenoſſenſchaften und ſelb⸗ 
ſtändige Baugewerbetreibende in gleicher Weiſe an den 
Ausſchreibungen zu beteiligen. 


Sie bemerkten im übrigen, daß es ſich bei dem 
angeblichen Bauſtoffhandel lediglich um eine Vermitt⸗ 
lungstätigkeit handele, die zur Zeit der Inflation auf Ver⸗ 
langen der Landeszentralbehörde aufgenommen, aber auch 
heute noch im Intereſſe der Verbilligung der Bauwirtſchaft 
unbedingt notwendig ſei. An der Vergebung der Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken ſei die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft nicht 
beteiligt, das fei ausſchließlich Sache der Kommunalverbände; 
ſie vermittle lediglich ſolche Hypotheken auf Wunſch des Bau⸗ 
herrn, und das gehöre zu der Finanzierung von Klein⸗ 
wohnungsbauten. 

Die Verhandlungen haben zunächſt das Ergebnis gehabt, 
daß eine weſentliche Klärung der ſtrittigen Fragen herbeige⸗ 
führt und dadurch weitere direkte Verhandlungsmöglichkei⸗ 
ten zwiſchen der Oſtpreußiſchen Heimſtätte und der Hand⸗ 
werkskammer geſchaffen wurden. Durch die weiteren Ver⸗ 
handlungen iſt dann folgendes erreicht worden: 

1. Die von der Oſtpreußiſchen Heimſtätte unterhaltene Tiſch⸗ 
lerei in Tapiau, die von der Provinzialverwaltung ge⸗ 
pachtet war, iſt an die Provinzialverwaltung zurückge⸗ 
geben und von dieſer aufgelöſt worden; 

2. Die der Oſtpreußiſchen Heimſtätte gehörende, inzwiſchen 
abgebrannte Tonwarenfabrik in Ragnit ſoll nicht wieder 
aufgebaut werden. 

3. Das Bauſtoffwerk (Sägewerk) in Ogonken, Kreis Anger⸗ 
burg, ſoll baldmöglichſt in private Hände übergeleitet 
werden. 

4. Die Ziegelei Parleeſe (Kreis Rößel) iſt einer beſonderen 
Betriebsgeſellſchaft, an der allerdings immer noch zum 
größten Teil die Heimſtätte beteiligt iſt, übertragen. 

5. Bei der Vergebung von Arbeiten wird die Oſtpreußiſche 
Heimſtätte die Handwerkskammer zur gutachtlichen Aeuße⸗ 
rung über die Zuverläſſigkeit ihr nicht bekannter Unter⸗ 
nehmer hinzuziehen und die Wünſche des Handwerks weit⸗ 
gehendſt zu berückſichtigen ſuchen. 
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Hinſichtlich der Bauſtoffvermittlung hat bisher eine Eini- 
gung nicht erzielt werden können, da die Heimſtätte auf dem 
Standpunkt ſteht, daß dieſe Tätigkeit im Intereſſe der geſam⸗ 
ten Bauwirtſchaft liegt, insbeſondere auch im Intereſſe des 
Bauſtoffhandels, der im übrigen mit der Bauſtoffvermitt⸗ 
lung der Heimſtätte einverſtanden ſei. 

Um nicht nur die baugewerbetreibenden Kreiſe, ſondern 
auch die übrigen Kreiſe des Handwerks und die geſamte 
Oeffentlichkeit auf die Tätigkeit der Heimſtätte und die durch 
ſie der Wirtſchaft entſtehenden Nachteile aufmerkſam zu 
machen, iſt ſeinerzeit der Landtagsabgeordnete Schluckebier 
gebeten worden, im Kammerbezirk mehrere Vorträge über 
ſeinen Antrag an den Preußiſchen Landtag zu halten. In⸗ 
folge ſeiner Erkrankung ſind dieſe Vorträge unter dem Titel 
„Kalte Sozialiſierung im Baugewerbe“ im 
Monat November 1926 in den Städten Elbing, Königsberg 
und Gumbinnen von dem Geſchäftsführer des Bundes deut⸗ 
ſcher Architekten für Rheinland und Weſtfalen, Herrn Dr. 
Mahler: Hagen in Weſtfalen gehalten worden. Sowohl 
in der Oſtpreußiſchen Handwerkszeitung, wie auch in den 
Tageszeitungen iſt hierüber eingehend berichtet. 

Der vorerwähnte Antrag Schluckebier wurde im Ausſchuß 
für Wohnungs- und Heimſtättenweſen des Preußiſchen Land⸗ 
tags am 6. und 7. Mai 1926 und am 15. Februar 1927 be⸗ 
raten. Der Landtagsausſchuß hat den Antrag in der vorlie⸗ 
genden Form mit 15 gegen 11 Stimmen abgelehnt, dagegen 
einen aus der Mitte des Ausſchuſſes geſtellten neuen Antrag 
in folgender Form angenommen: 

„Zu dieſem Zwecke“) iſt die Aufgabe der provinziellen 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften im weſentlichen darauf 
zu beſchränken, die Finanzierung und bauted- 
niſche Betreuung von Kleinwohnungsbauten vor⸗ 
zunehmen.“ 

Dieſes Ergebnis der parlamentariſchen Verhandlungen 
im Landtag kann — zumal überaus ſtrittig iſt, was alles 
unter „bautechniſcher Betreuung“ zu verſtehen iſt — ebenſo⸗ 
wenig wie das Ergebnis der bisherigen Bemühungen der 
Handwerkskammer das Handwerk befriedigen. Die Verhand⸗ 
lungen mit der Heimſtätte werden fortgeſetzt. — 

In Verfolg der in der letzten Vollverſammlung vorge⸗ 
brachten Beſchwerden und des hierzu gefaßten Beſchluſſes iſt 

*) d. h. zur Behebung der Wohnungsnot durch Förderung 
des Wohnungsbaues. 
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die Handwerkskammer bei dem Wehrkreisverwaltungsamt in 
Königsberg und mit Unterſtützung des Oberpräſidiums bei 
den zuſtändigen Miniſterien dahin vorſtellig geworden, daß 
die in Oſtpreußen in der letzten Zeit errichteten Regiewerk⸗ 
ftätten der Heeres verwaltung aufgelöſt werden 
und neue nicht mehr errichtet werden ſollen. Der Beſcheid des 
Wehrkreisverwaltungsamtes bezeichnete die Einrichtung die⸗ 
ſer Werkſtätten angeſichts der ungünſtigen Finanzlage des 
Reiches als notwendig, betonte jedoch, daß ſie lediglich für die 
Vornahme von Inſtandſetzungsarbeiten beſtimmt ſeien und 
Neuanſchaffungen dem freien Gewerbe übertragen würden. 
Dieſe Antwort hat die Kammer nicht befriedigt, weil zu be⸗ 
fürchten war, daß das einmal eingeſchlagene Syſtem eine wei⸗ 
tere Ausdehnung erfahren würde. Sie hat daher mit Unter- 
ſtützung eines einflußreichen Vertreters Oſtpreußens im 
Reichstag den Reichswehrminiſter um Abhilfe gebeten und 
durch ihren Vertreter im Beirat beim Reichskommiſſar für 
das Handwerk in dieſer Angelegenheit mündlich mit dem zu⸗ 
ſtändigen Referenten im Miniſterium verhandelt. Das hat 
dazu geführt, daß den Vertretern der Kammer Gelegenheit 
zur Beſichtigung der in Königsberg beſtehenden Werkſtätten 
und zu eingehenden Verhandlungen mit dem Wehrkreisver⸗ 
waltungsamt gegeben wurde. Die Auflöſung der Werkſtätten 
hat zwar nicht erreicht werden können, aber es iſt den Ver⸗ 
tretern der Handwerkskammer die Verſicherung gegeben wor⸗ 
den, daß ein Ausbau der beſtehenden Einrichtungen nicht er⸗ 
folgen, die Anfertigung neuer Geräte in dieſen Werkſtätten 
verboten und für die Lieferung der durch das Wehrkreisver⸗ 
waltungsamt zu beſchaffenden Geräte in Zukunft grundſätz⸗ 
lich das oſtpreußiſche Handwerk und Gewerbe herangezogen 
werden ſoll. 


In neuerer Zeit verſucht die Kriegsbeſchädigten-Werk⸗ 
ſtätten⸗G. m. b. H. eine Befreiung von den Vorſchriften der 
Handwerkskammer über die Lehrlingshöchſtzahl unter Hin- 
weis auf ihren gemeinnützigen Charakter zu erreichen. Sie 
fand dabei die Unterſtützung des Landeshauptmanns. Die 
Handwerkskammer, die dieſes Unternehmen nicht für gemein⸗ 
nützig hält, hat mit aller Entſchiedenheit gegen dieſen Antrag 
Stellung genommen. Der Preußiſche Handwerkskammertag 
iſt ebenfalls beim Preußiſchen Handelsminiſterium auf Er⸗ 
ſuchen der Handwerkskammer vorſtellig geworden. Eine 
Entſcheidung iſt bisher noch nicht ergangen. 
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e) Kreditweſen. 


Auf dem Kreditmarkt iſt im Laufe des Geſchäftsjahres 
eine weſentliche Beſſerung eingetreten. Die Sparkaſſen 
konnten ſich infolge des Anwachſens der Spareinlagen in 
erhöhtem Maße der Gewährung langfriſtiger Kredite zu— 
wenden. Auch die Kreditgenoſſenſchaften wurden in ſtei⸗ 
gendem Maße den Kreditbedürfniſſen des Handwerks ge- 
recht. Dennoch blieb die Beſſerung der Kreditverhältniſſe in 
Oſtpreußen hinter dem Aufſchwung, der im Reiche zu ver- 
zeichnen iſt, erheblich zurück. Namentlich an langfriſtigen 
Krediten herrſchte im Gegenſatz zu einer Flüſſigkeit am 
Geldmarkte ein erheblicher Mangel. 

Im Hinblick auf den auch im Handwerk beſtehenden 
Mangel an langfriſtigen Krediten hat die Handwerkskammer 
der Entwicklung des Kreditmarktes dauernd ihre Aufmerk— 
ſamkeit gewidmet. Hierbei mußte die Frage einer ſtaatlichen 
Sonderkreditaktion, die nach den Erfahrungen der Mittel⸗ 
ſtandskreditaktion des Jahres 1925 jetzt von der Spitzen⸗ 
vertretung des Handwerks im allgemeinen als unzweckmäßig 
abgelehnt wird, von der Handwerkskammer, obwohl ſie die 
grundſätzlichen Bedenken nicht verkennt, vom Standpunkt 
der oſtpreußiſchen Verhältniſſe aus anders beurteilt werden. 
Das langſame Anwachſen der Spareinlagen und die da— 
durch bedingte verzögerte Geſundung der Kreditverhältniſſe 
in Oſtpreußen erfordert eine beſondere Unterſtützung Oſt⸗ 
preußens im Rahmen der ſtaatlichen Kreditpolitik. 

Zu den beim Oberpräſidenten und im Reichswirt⸗ 
ichaftsminiſterium ſtattfindenden Beſprechungen über die 
Kreditverhältniſſe Oſtpreußens iſt neben den Vertretungen 
der übrigen Wirtſchaftsgruppen auch die Handwerkskammer 
hinzugezogen worden. Sie hat darüber hinaus wiederholt 
Gelegenheit genommen, auf ſchriftlichem und mündlichem 
Wege im Miniſterium für Handel und Gewerbe und im 
preußiſchen Finanzminiſterium, ſowie beim Reichskommiſſar 
für Handwerk und Kleingewerbe, die ſich aus der Kreditnot 
ergebenden Wünſche des oſtpreußiſchen Handwerks vorzu- 
tragen. Um ſo mehr mußte es befremden, als aus den im 
Auguſt des vorigen Jahres auftauchenden Preſſemeldungen 
über das Sofortprogramm der Reichsregierung hervorging, 
daß zwar für die oſtpreußiſche Induſtrie und Landwirtſchaft 
Kreditſummen bereitgeſtellt wurden, eine Beteiligung des 
Handwerks an der Kreditaktion aber nicht vorgeſehen war. 
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Im Handwerk entſtand hierüber eine begreifliche Erregung, 
ſo daß die Handwerkskammer ihren ganzen Einfluß glaubte 
einſetzen zu müſſen, um eine Beteiligung des Handwerks an 
der Kreditaktion zu erwirken. Das iſt ſchließlich nach län⸗ 
geren mündlichen und ſchriftlichen Verhandlungen mit den 
zuſtändigen Stellen gelungen, nachdem auch die im Oſtaus⸗ 
ſchuß des Reichstages vertretenen Reichstagsabgeordneten 
durch die Handwerkskammer von der Sachlage eingehend 
unterrichtet worden waren. 

Gegen Ende der Berichtszeit wurden den Sparfaffen 
und gewerblichen Kreditgenoſſenſchaften insgeſamt 2 650 000 
Mark für die Zwecke der Gewährung von Krediten an die 
Angehörigen des gewerblichen Mittelſtandes (unter Aus⸗ 
ſchluß der Landwirtſchaft) zugeleitet. Die Kredite ſollen 
nach den herausgegebenen Richtlinien auf geſchäftlicher 
Baſis zu einem Zins ſatz, der ſich für den kreditnehmen⸗ 
den Gewerbetreibenden nicht über Reichsbankdis⸗ 
kont ſtellt, weitergegeben werden. Den Genoſſenſchaften 
wurden die Kredite auf 5 Jahre zur Verfügung geſtellt. 

Zur Kritik dieſer Aktion iſt zu bemerken, daß die 
Summe an ſich zu geringfügig iſt, um eine nachhaltige 
Beſſerung der Kreditverhältniſſe des Handwerks herbeizu⸗ 
führen. Sie überſteigt die durch die Mittelſtandskredit⸗ 
aktion des Jahres 1925 bereitgeſtellte Summe (2 200 000 
Mark) nur um ein geringes, kann jedoch im Hinblick 
auf die erheblich niedrigeren Zinsſätze und die bedeutend 
längeren Zahlungsfriſten höher bewertet werden und iſt von 
ſeiten des Handwerks trotz der Unzulänglichkeit der Mittel 
zu begrüßen, da ſie geeignet iſt, dem im Handwerk herrſchen⸗ 
den Kreditbedürfnis immerhin bis zu einem gewiſſen Grade 
abzuhelfen. 

Bedauerlich iſt nur, daß entgegen den Wünſchen der 
Handwerkskammer wiederum bereits bei der Vorverteilung 
eine zu große Anzahl von Kreditinſtituten als Zwiſchen⸗ 
ſtellen eingeſchaltet, und dadurch auch bei dieſer Kreditaktion 
eine Verzettelung der Summen und eine Erſchwerung der 
1 über die Art der Vergebung der Kredite eingetre— 
ten iſt. 

Auf Antrag der Handwerkskammer iſt gegen Ende der 
Berichtszeit der Präſident zum Mitgliede des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes der Reichsbank zu Königsberg ge⸗ 
wählt worden. Damit iſt eine weitere Gelegenheit gegeben, 
die Intereſſen des Handwerks zur Geltung zu bringen. 
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d) Verkehrsweſen. 


Das für die Berechnung der Güterfrachten zurzeit gül⸗ 
tige ſogenannte Staffeltarifſyſtem, das bei ver⸗ 
hältnismäßig hohen Nahfrachten niedrige Frachtſätze bei 
weiten Entfernungen ermöglicht, wurde während des ver⸗ 
gangenen Jahres aus den Kreiſen des Großhandels und der 
Seeſchiffahrtsunternehmungen lebhaft bekämpft. Es wurde 
von ihnen hierbei eine Umwandlung des Staffeltarifſyſtems 
in das vor dem Kriege übliche Kilometertarifſyſtem, nach 
welchem die Frachtſätze für nahe Entfernungen gering, für 
weite Entfernungen aber um ſo höher ſind, gefordert. Im 
Intereſſe des Handwerks, für das nach Anſicht der Kammer 
mäßige Frachtſätze für die größtenteils auf weite Entfernun⸗ 
gen aus den übrigen Teilen des Reiches kommenden Roh⸗ 
ſtoffe notwendig ſind, wurde die Forderung auf Erhaltung 
des Staffeltarifſyſtems nach wie vor vertreten. 

Die Unzuträglichkeiten, die ſich aus der Höhe der Nah⸗ 
frachten ergeben, müſſen nach Anſicht der Kammer durch die 
Gewährung von Ausnahmetarifen erforderlichenfalls aus⸗ 
geglichen werden. Solche Ausnahmetarife hält die Kammer 
insbeſondere für den Transport von Schnittholz innerhalb 
der Provinz zwecks Senkung der die Bautätigkeit lähmen⸗ 
den hohen Baukoſten für dringend erforderlich. Mit der 
Reichsbahndirektion ſind über dieſe Frage während des lau⸗ 
fenden Jahres wiederholt unter Borlage von Material Ver⸗ 
handlungen gepflogen worden. Ein Ergebnis iſt in dieſer 
Frage bisher jedoch nicht erzielt worden. 

Daneben boten die Verhandlungen im Landes- 
eiſenbahnrat dem Vertreter der Handwerkskammer 
die Möglichkeit, verkehrstechniſche Forderungen des Hand⸗ 
werks wirkſam zu vertreten. Das gilt insbeſondere für die 
Tarifierung von Mehl und Getreide, Eiſen und Eiſenwaren 
ſowie Holz, an der die Kreiſe der Müllermeiſter, ſowie der 
Holz und Eiſen verarbeitenden Handwerke und der Bau⸗ 
und Baunebengewerbe lebhaft intereſſiert ſind, und für die 
Einführung von Ferienſonderzügen nach dem Reich mit 50 
Prozent Fahrpreisermäßigung auch in den Monaten Mai, 
Juni und September. 

Wiederholt wurden von der Kammer Wünſche auf 
Aenderung des Fahrplanes und Verbeſſerung des Perſonen⸗ 
verkehrs unterbreitet, ſoweit ihr ſolche Wünſche aus den 
Kreiſen des Handwerks bekannt wurden. Sie wurden zum 
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Teil von der Reichsbahndirektion, fo insbeſondere hinſichtlich 
des Verkehrs auf der Strecke Marienburg —Elbing und der 
Strecke Allenſtein— Königsberg berückſichtigt. 

Neben anderen Berufsvertretungen erhob die Kammer 
Einſpruch gegen die auf Anordnung der Reichsbahnzentral⸗ 
verwaltung im April vorigen Jahres durchgeführten Ein⸗ 
ſchränkungen des Perſonenverkehrs. Die Reichsbahnzentral⸗ 
verwaltung hatte damals in allen Bezirken eine Einſchrän⸗ 
kung des Perſonenverkehrs auf 3 Proz. angeordnet. Wäh⸗ 
rend in den verkehrsreicheren Gebieten des Reiches dieſe 
Einſchränkungen wohl ohne weſentliche Benachteiligung der 
Bevölkerung und des Wirtſchaftslebens durchgeführt werden 
konnten, mußte dieſe Einſchränkung in dem ohnehin unter 
den ungünſtigen Verkehrsverhältniſſen leidenden oſtpreußi⸗ 
ſchen Wirtſchaftsgebiet zu ſchweren Schädigungen führen. 
Dem vereinten Einſpruch der Berufsvertretungen iſt es da⸗ 
mals gelungen, die ſchärfſten Schädigungen und die ſich am 
ine bemerkbar machenden Einſchränkungen zu ver⸗ 

indern. 


e) Wirtſchaftsberichte. 


Bei der Erſtattung der Wirtſchaftsberichte fand die 
Handwerkskammer, obwohl die Wichtigkeit dieſer Bericht⸗ 
erſtattung an die Spitzenvertretungen des Handwerks und 
durch dieſe an die Spitzenbehörden nicht unterſchätzt werden 
kann, leider im Handwerk vielfach nicht die dringend not⸗ 
wendige Unterſtützung. Obwohl die Fragebogen im Laufe 
des Jahres weſentlich vereinfacht wurden, konnten die Ab⸗ 
teilungen nur ſehr unvollkommen ausgefüllte, oftmals über⸗ 
haupt keine Fragebogen von den Innungen beantwortet zu⸗ 
rückerlangen. Aber auch dort, wo regelmäßig Antworten 
erfolgten, war bisweilen die Abſicht, die Verhältniſſe des 
Handwerks noch ſchlechter, als ſie ohnehin ſind, darzuſtellen, 
nicht zu verkennen. Man ging wohl in dieſem Falle von dem 
Gedanken aus, daß durch eine derartige Schilderung der Ver⸗ 
hältniſſe im Handwerk eine größere Unterſtützung ſeitens 
des Staates oder anderer Stellen zu erwirken wäre, während 
eine ſolche Berichterſtattung doch tatſächlich nur geeignet iſt, 
das Vertrauen zum Handwerk zu ſchwächen. Trotzdem iſt 
es während des laufenden Jahres gelungen, nicht nur die 
halbjährliche Wirtſchaftsberichterſtattung auszubauen, ſon⸗ 
dern auch durch die Mithilfe der Provinzialinnungsverbände 
eine monatliche Berichterſtattung zu erreichen. Die Berichte, 
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die ein gutes Propagandamittel für das Handwerk bar- 
ſtellen, wurden dem Deutſchen Handwerks⸗ und Gewerbe⸗ 
kammertag, den oſtpreußiſchen Behörden und dem amtlichen 
Vertreter Oſtpreußens bei den Reichs⸗ und Staatsminiſte⸗ 
rien in Berlin überſandt. Der Deutſche Handwerks- und 
Gewerbekammertag kann auf Grund der Wirtſchaftsberichte 
der einzelnen Kammern Geſamtberichte herausgeben, die an 
die Miniſterien und Parlamente verſandt und großenteils 
in der Preſſe mit Intereſſe aufgenommen wurden. 


1) Sonſtiges. 


Von beſonderer Bedeutung war für das Handwerk die 
geſetzliche Regelung des Reichs wirtſchaftsrates, 
der bisher als vorläufiger Reichswirtſchaftsrat beſtanden 
hat und nunmehr durch einen endgültigen Reichswirtſchafts⸗ 
rat erſetzt werden ſoll. Den Spitzenvertretungen des Hand⸗ 
werks fiel es hierbei außerordentlich ſchwer, eine hinrei⸗ 
chende Vertretung in dieſer für die Wirtſchaftsgeſetzgebung 
ſo außerordentlich wichtigen Körperſchaft zu erwirken. Ins⸗ 
beſondere war es auch in dieſem Falle, wie in ſo zahlreichen 
anderen nicht möglich, die Bedeutung des Handwerks in 
irgend einer Weiſe zahlenmäßig nachzuweiſen. Nachdem von 
den Handwerkskammern durch beſondere Erhebungen müh— 
ſam hierzu einiges Material zuſammengetragen war, gelang 
es ſchließlich, eine einigermaßen angemeſſene Berückſichtigung 
des Handwerks durchzuſetzen. 

Im Hinblick auf das ſich bei jeder Intereſſenvertretung 
des Handwerks außerordentlich nachteilig bemerkbar ma⸗ 
chende Fehlen von ſtatiſtiſchem Material waren die gegen 
Ende des Geſchäftsjahres von dem hierzu durch Reichsgeſetz 
eingeſetzten Enquete⸗Aus ſchuß eingeleiteten Unter⸗ 
ſuchungen über die Erzeugungs⸗ und Abſatzbedingungen 
der deutſchen Wirtſchaft von beſonderer Wichtigkeit. Auch 
in dieſem Falle ſtellten ſich der Intereſſenvertretung des 
Handwerks erhebliche Schwierigkeiten entgegen und erſt dem 
energiſchen Auftreten der Spitzenvertretungen des Hand⸗ 
werks iſt es gelungen, die Einbeziehung des Handwerks in 
dieſer Unterſuchung zu erwirken. 

Nachdem bereits im Frühjahr auf Erſuchen des hierzu 
eingeſetzten Unterausſchuſſes des Enquete⸗Ausſchuſſes von 
der Handwerkskammer unter Mitwirkung der Abteilungen 
ein eingehender Bericht über die infolge der Gebietsabtre⸗ 
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tungen eingetretenen Aenderungen in der Wirtſchaftsſtruk⸗ 
tur, ſoweit ſie das oſtpreußiſche Handwerk berühren, abge⸗ 
geben worden war, wurde gegen Ende des Geſchäftsjahres 
mit einer großzügigen Unterſuchung über das Handwerk 
begonnen. Zu dieſem Zwecke ſind von den Handwerkskam⸗ 
merabteilungen an die Innungen Fragebogen ausgeſandt, 
von deren ſorgfältiger Beantwortung der Erfolg dieſer Un⸗ 
terſuchung weſentlich abhängt. Die Unterſuchung iſt bisher 
noch nicht abgeſchloſſen. 

Auf dem Gebiete der Geſetzgebung beſchäftigte ſich die 
Kammer neben den bereits erwähnten Fragen mit den Ent⸗ 
würfen eines Geſetzes über Schußwaffen und Munition, 
eines Schankſtättengeſetzes, eines Spiritusmonopolgeſetzes, 
der geſetzlichen Aenderung des Mindeſtkapitals der G. m. 
b. H., der Frage der geſetzlichen Einführung der Buchfüh⸗ 
rungspflicht für Minderkaufleute und Handwerker, die von 
der Handwerkskammer im Hinblick auf die für zahlreiche 
kleine Betriebe entſtehenden Schwierigkeiten zwar abgelehnt, 
von der überwiegenden Mehrzahl der deutſchen Handwerks⸗ 
kammern und ſonſtigen Organiſationen, ſowie den Spitzen⸗ 
vertretungen des Handwerks jedoch befürwortet wurde, und 
der Frage der Wohnungszwangswirtſchaft, deren ſchritt⸗ 
weiſer Abbau von der Handwerkskammer zwar für unbe⸗ 
dingt notwendig gehalten wurde, der jedoch in der Form, 
wie es in Preußen durch die Freilaſſung der nicht mit Woh⸗ 
nungen verbundenen gewerblichen Räume geſchah, nicht ge⸗ 
billigt werden konnte. 

Ferner beſchäftigte ſich die Kammer mit der Frage des 
Verkaufs von tuberkulös verdächtigtem Vieh in Inſterburg 
und der Frage des kleinen Grenzverkehrs in Tilſit und an⸗ 
deren Orten, da aus den Kreiſen des in dieſen Orten an⸗ 
ſäſſigen Fleiſcherhandwerks wiederholt über Schädigungen 
geklagt wurde. 

In der Frage der Konkurrenz der Gefängnisbetriebe 
iſt es gelungen, ſtellenweiſe die größten Schädigungen des 
Handwerks dadurch zu unterbinden, daß der Gefängnisbei⸗ 
rat der Handwerkskammer, Vizepräſident Kürſchnerober⸗ 
meiſter Stein, mit den in Frage kommenden Strafanſtal⸗ 
ten und den betroffenen Innungen erfolgreiche Verhand⸗ 
lungen führte. Da nun einmal aus allgemeinen Gründen 
für eine Beſchäftigung der Strafgefangenen geforgt und ſo⸗ 
mit eine Schädigung des Handwerks nicht vollkommen un⸗ 
terbunden werden kann, gehen die Forderungen der Hand- 
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werkskammer dahin, daß dieſe Anſtalten nicht, wie wieder⸗ 
holt geſchehen, mit modernſten Maſchinen ausgeſtattet, ſon⸗ 
dern vorwiegend durch Handarbeit betrieben werden und 
ſich, ſoweit möglich, nur mit der Herſtellung von Halbfabri⸗ 
katen, die durch das ortsanſäſſige Gewerbe zu vertreiben 
wären, beſchäftigen. 


Auf Veranlaſſung des Verbandes der vereinigten In⸗ 
nungen im Regierungsbezirk Gumbinnen, Sitz Inſterburg, 
trat die Kammer an den Deutſchen Handwerks- und Ge⸗ 
werbekammertag bezüglich einer Abänderung der geſetzlichen 
Beſtimmungen über den Offenbarungseid ein. Hierbei 
wurde eine Abkürzung der Freiſtellungsfriſt von erneuter 
Eidesleiſtung auf höchſtens 1 Jahr, die Verpflichtung des 
Schuldners, vor der Eidesleiſtung ſeine Geſchäftsbücher 
uſw. dem Gericht zur Einſicht vorzulegen, und die Ausdeh⸗ 
nung der Eidespflicht auf die Richtigkeit und Vollzähligkeit 
der Geſchäftsbücher gefordert. Der Deutſche Handwerks⸗ 
und Gewerbekammertag hat den preußiſchen Handelsminiſter 
auf die Klagen über die Mängel des Offenbarungseides auf⸗ 
merkſam gemacht und eine Abkürzung der Freiſtellungsfriſt 
gefordert. 


VII. Handwerk und Preſſe. 


Die „Oſtpreußiſche Handwerkszeitung“, deren Schrift⸗ 
leitung nach Löſung des Vertrages mit dem Verleger Hoff⸗ 
mann wieder auf die Kammer überging, hatte während des 
laufenden Jahres eine günſtige Fortentwicklung zu verzeich⸗ 
nen. In ſteigendem Maße iſt es gelungen, durch das Blatt 
das Hartdwerk über ſteuerliche, wirtſchaftspolitiſche, und be⸗ 
rufsſtändiſche Fragen zu unterrichten und gegen Angriffe, 
die aus anderen Kreiſen auf das Handwerk gerichtet wur⸗ 
den, Stellung zu nehmen. Naturgemäß konnte die Bericht⸗ 
erſtattung infolge der inneren Verhältniſſe des Blattes nicht 
immer eine ſo ſchnelle ſein, wie es wünſchenswert wäre. 
Das lag einmal daran, daß dem Blatt nicht ein ähnlicher 
Nachrichtenapparat wie den Tageszeitungen zur Verfügung 
ſteht, und iſt zum anderen dadurch bedingt, daß infolge des 
nur monatlichen Erſcheinens zahlreiche Nachrichten nicht 
ſofort nach ihrem Eintreffen bei der Kammer veröffent⸗ 
licht, oder auch wegen des geringen Umfangs des Blattes 
at BIER oder gar nicht zum Abdruck gebracht werden 
onnten. 
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Immerhin darf feſtgeſtellt werden, daß mit den gerin= 
gen Mitteln, die von der Kammer für das Blatt aufgewen⸗ 
det werden, recht viel erreicht wurde. Es darf bei der Be⸗ 
urteilung des Blattes nicht außer acht gelaſſen werden, daß 
die ſeitens der Kammer aufgewandten Mittel nicht mehr als 
1 Reichsmark jährlich pro Handwerksbetrieb ausmachen und 
jeder ſelbſtändige Handwerksmeiſter, ſowie zahlreiche die 
Angelegenheiten des Handwerks bearbeitende Behörden das 
Blatt zweimal monatlich vollſtändig koſtenlos zugeſtellt er⸗ 
halten. Ein öfteres Erſcheinen des Blattes konnte bisher 
nicht durchgeführt werden. Ein ſolcher Ausbau kann ſich 
vielleicht einmal ſpäter bei günſtiger Weiterentwicklung des 
Anzeigengeſchäfts ermöglichen laſſen, ohne daß eine Er⸗ 
höhung der Aufwendungen der Kammer notwendig iſt. 

Größere Aufmerkſamkeit als bisher wandte die Kam⸗ 
mer der Tagespreſſe während des laufenden Geſchäftsjahres 
zu. Durch Ueberſendung der von der Preſſeſtelle des Reichs⸗ 
verbandes des deutſchen Handwerks herausgegebenen Nach⸗ 
richten an die Tageszeitungen mit Hilfe der Kammerabtei⸗ 
lungen wurde die Tagespreſſe in erhöhtem Maße über Fra⸗ 
gen des Handwerks unterrichtet und mit der Stellungnahme 
des Handwerks zu wirtſchaftspolitiſchen Fragen bekannt ge⸗ 
macht. Erfreulicherweiſe konnte beobachtet werden, daß ſich 
die Tagespreſſe in erhöhtem Maße dieſes Nachrichtendienſtes 
bediente. Mehrfach haben auch die geſchäftsführenden Be: 
amten der Kammer und ihrer Abteilungen in einzelnen Ta⸗ 
gesblättern Artikel über Handwerkerfragen veröffentlicht. 
Beſonders zu erwähnen iſt, daß die in Königsberg er⸗ 
ſcheinende „Oſtpr. Zeitung“ während des Berichtsjahres 
zur Herausgabe einer Sonntagsbeilage „Handwerk und Ge— 
werbe“ übergegangen iſt. 


VIIL Schluß. 


Der vorliegende Bericht hat nur einen kurzen Ueber⸗ 
blick über die Geſamttätigkeit der Handwerkskammer unter 
Berückſichtigung der wichtigſten Fragen gegeben. Dennoch 
läßt er erkennen, daß die Tätigkeit während des vergangenen 
Geſchäftsjahres einen ganz beſonderen Umfang erreicht hat. 
Namentlich die zahlreichen ſozialpolitiſchen, ſteuerlichen und 
ſonſtigen Geſetzesänderungen erforderten eine genaue Prü⸗ 
fung, die die Kräfte der Geſchäftsſtelle auf das ſchärfſte an⸗ 
ſpannte. Wenn auch nicht jede Schädigung des Handwerks 
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abgewendet werden konnte, fo find doch in den meiſten Fäl⸗ 
len weſentliche Verbeſſerungen für das Handwerk gegenüber 
der urſprünglich beabſichtigten Regelung erreicht worden. 
Wenn es daneben noch gelungen iſt, im Rahmen ſtaatlicher 
Unterſtützungsmaßnahmen eine Berückſichtigung des Sand: 
werks trotz der ſtarken Widerſtände zu erwirken, ſo kann das 
als ein beſonderer Erfolg gebucht werden. 

Wenn auch das alte Vorurteil gegen das Handwerk und 
die Verkennung ſeiner wirtſchaftlichen und geſellſchaftlichen 
Bedeutung an maßgebender Stelle der Vertretung der In⸗ 
tereſſen des Handwerks immer noch ſchwere Hemmniſſe be⸗ 
reiten, ſo läßt der Bericht doch erkennen, daß wohl kaum eine 
wichtige wirtſchaftliche oder ſozialpolitiſche Frage während 
des vergangenen Geſchäftsjahres erledigt worden iſt, ohne 
daß die Berufsvertretungen des Handwerks ihren Einfluß 
hierbei geltend machen konnten. Damit ift ein Zuſtand er- 
reicht worden, der gegenüber früheren Jahren einen ganz be⸗ 
deutenden Fortſchritt bedeutet. 

Auch das neue Geſchäftsjahr wird weitere Aenderungen 
in Geſetzgebung und Verwaltung bringen, die die wirtſchaft— 
lichen und berufsſtändiſchen Intereſſen des Handwerks be⸗ 
rühren. Wir weiſen hierbei insbeſondere auf die Erledi— 
gung der Novelle zur Gewerbeordnung, die Durchfüh⸗ 
rung des Arbeitsgerichtsgeſetzes und anderer ſozialpoliti— 
ſcher Geſetze, die Unterſuchungen über die Erzeugungs- und 
Abſatzbedingungen der deutſchen Wirtſchaft, den Finanz⸗ 
und Laſtenausgleich zwiſchen Reich, Ländern und Gemein⸗ 
den, das Reichsrahmengeſetz über die Realſteuern und die 
immer noch nicht erledigte Verwaltungsreform hin. Die 
Mitarbeit der Berufsvertretungen des Handwerks wird auch 
hierbei erforderlich ſein, wenn die Intereſſen des Handwerks 
gewahrt werden ſollen. In ſtärkerem Maße als bisher er⸗ 
fordern dieſe Arbeiten ein einiges Zuſammenſtehen des ge- 
ſamten Berufsſtandes gegenüber den Widerſtänden, die 
einer Vertretung der Intereſſen des Handwerks entgegen- 
ſtehen. 
ms Möge das neue Geſchäftsjahr einen weiteren Schritt 
zur Aufwärtsentwicklung des oſtpreußiſchen Handwerks be: 
deuten! 


Jahresberichte 


der 


Handwerkskammer⸗ 
Abteilungen. 


Geſchäftsbericht 
der Handwerkskammer ⸗ Abteilung Königsberg. 


1. Organiſation und Kaſſen verwaltung. 


Die innere und äußere Gliederung der Handwerks⸗ 
kammer⸗Abteilung Königsberg iſt dieſelbe geblieben. 

Das Rechnungsjahr 1926 ſtellte die Kaſſenverwaltung 
inſofern vor beſondere Schwierigkeiten, als die für die Er⸗ 
rechnung der Kammerbeiträge maßgebende Gemerbe- 
ſteuerveranlagung des Jahres 1925 erſt im November 1926 
vereinzelt durchgeführt war. Dank der getroffenen Vorbe⸗ 
reitungen, wie z. B. der Aufſtellung eines Steuerliſten⸗ 
auszuges für jede Gemeinde, der Aufklärung über zweifel⸗ 
hafte Betriebe, konnte jedoch bereits am 18. November 
v. Is., nachdem der Vorſtand der Handwerkskammer am 
9. November die Höhe des Grundbeitrages und des von 
der veranlagten Gewerbeſteuer zu erhebenden prozentualen 
Zuſchlages feſtgelegt hatte, die Veranlagung von acht Kreiſen 
erfolgen. Trotz der ſpäten Beitragsausſchreibungen gingen 
die Beiträge verhältnismäßig pünktlich ein, ſo daß von dem 
laut Heberolle aufzubringenden Betrage nur noch etwa 
2000 Mk. ausſtehen. Zwecks Einziehung der Reſtbeiträge 
haben wir uns mit den Landräten in Verbindung geſetzt. 

Von den für das Rechnungsjahr 1926 an Soll-Bei- 
trägen aufzubringenden 223 000 Mk. der Handwerkskammer 
für das öſtliche Preußen entfielen auf die Abteilung Kö⸗ 
nigsberg lt. Haushaltsplan 86 750 Mk.; die tatſächlich 
von der Abteilung aufgebrachte Summe wird ſich jedoch auf 
etwa 96 000 Mk. beziffern. Von dieſer Summe ſind bisher 
rund 56 000 Mk. an die Zentralkammer abgeführt. Ver⸗ 
anlagt wurden wie im Vorjahr 30 Magiſtrate und 1100 Ge⸗ 
meinden mit insgeſamt rund 13 000 Betrieben. An Ab⸗ 
gängen ſind bisher etwa 1500 Mk. zu verzeichnen, die vor⸗ 
wiegend auf zahlungsunfähig gewordene ländliche Betriebe 
entfielen. Der Erlaß des Preußiſchen Miniſters für Han⸗ 
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del und Gewerbe, wonach den Handwerkskammern die ent- 
ſtehenden Ausfälle für die nächſtjährige Veranlagung in 
Anrechnung zu bringen ſind, wurde von den Landgemeinden 
kaum beachtet. In den meiſten Fällen zogen die Gemeinden 
bei der Einſendung der Beitragsſumme den zu Unrecht ver- 
anlagten Betrag ab. 

Auch in dieſem Jahr war die Zahl der Einſprüche 
gegen die Veranlagung zu Handwerkskam⸗ 
merbeiträgen beträchtlich. Die meiſten Einſprüche 
legten die zu 4 Mk. Jahresbeitrag veranlagten ländlichen 
Handwerksbetriebe ein. In vielen Fällen aber handelte es 
ſich auch um die Einſprüche der ſogenannten gemiſchten Be⸗ 
triebe. Die Handelskammern zogen derartige Betriebe trotz 
zahlreicher das Gegenteil beſagender Entſcheidungen der 
letzten Zeit nach wie vor von dem geſamten gewerblichen 
Einkommen zu ihren Koften heran. Sie gingen ſogar dazu 
über, eine Anzahl reiner Handwerksbetriebe, ſofern dieſe 
handelsgerichtlich eingetragen, in vollem Umfange für ſich 
zu beanſpruchen. In den meiſten Fällen gelang es uns, auf 
Grund eingehender Gutachten die Anerkennung fraglicher 
Betriebe als Handwerksbetriebe durchzuſetzen. Durch Ent⸗ 
ſcheidungen des Oberpräſidenten bzw. des Bezirksausſchuſſes 
gingen uns zwei Mählenbetriebe und eine Buchdruckerei 
verloren. 

Das Ergebnis des Rechnungsjahres 1926 iſt ein durch⸗ 
aus günſtiges. Bewegten ſich die Einnahmen durchſchnitt— 
lich im Rahmen des Haushaltsplanes, ſo ſind bei den Aus⸗ 
gaben verſchiedentlich Erſparniſſe erzielt worden, ſo daß wir 
einen Vortrag von 10 000 Mk. in den Haushaltsplan ein- 
ſetzen können. 

Der Vorſtand der Handwerkskammer-Abteilung Kö⸗ 
nigsberg trat im Berichtsjahre zu vier Sitzungen zuſammen, 
die einem Vorſtandsbeſchluß vom 23. Juli 1926 zufolge 
zweimal außerhalb Königsbergs an den Wohnorten der 
auswärtigen Vorſtandsmitglieder ſtattfanden. Zur Bera⸗ 
tung ſtanden wichtige Geſetzentwürfe (Novelle zur G.⸗O., 
Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz, Berufsausbildungsgeſetz), 
Steuer⸗ und Buchführungsfragen, Geſuche um Gewährung 
von Unterſtützungen und Beihilfen an Handwerksmeiſter, 
Innungen und Fachverbände, Beauftragtenweſen, Haus⸗ 
haltsfragen, Lehrlingsangelegenheiten, Perſonalfragen und 
interne Kammerangelegenheiten. 
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Die Zahl der im Abteilungsbezirk Königsberg beſtehen⸗ 
den Zwangsinnungen erhöhte fid von 100 auf 103. Neu 
errichtet wurden: ; , 

die Damenſchneiderinnen⸗Zwangsinnung in Heilsberg, 

die Frauen⸗Zwangsinnung für das Damenſchneiderge⸗ 
werbe in Raſtenburg und 

die Schneider⸗Zwangsinnung in Drengfurt. 

Die Schneiderinnung in Drengfurt löſte ſich auf, ſo 
daß die Anzahl der freien Innungen von 186 auf 185 zurück⸗ 
gegangen iſt. 

2. Lehrlings⸗ und Prüfungsweſen. 

Infolge der Errichtung neuer Zwangsinnungen erhöhte 
ſich die Zahl der in die Lehrlingsrollen der Innungen ein⸗ 
geſchriebenen Lehrlinge von 1843 auf 2082, die Zahl 
der vor den Prüfungsausſchüſſen der Innungen geprüften 
Lehrlinge von 1217 auf 1565, von denen 11 die Prüfung 
nicht beſtanden. Dagegen wurden in die Lehrlingsrollen 
der Handwerkskammer nur 603 Lehrlinge gegen 998 des 
Vorjahres eingetragen. Die Zahl der vor den Prüfungs- 
ausſchüſſen der Handwerkskammer geprüften Lehrlinge 
ſank von 483 auf 264, von denen 9 das Ziel nicht erreichten. 
101 Geſuche um Abkürzung der Lehrzeit wurden auf Grund 
beſonderer Verhältniſſe nach gutachtlicher Aeußerung der be- 
treffenden Innungen genehmigt. Um ſich über den Stand 
des gewerblichen Unterrichtsweſens zu informieren, wohnten 
der Vorſitzende und Syndikus den Abſchlußprüfungen ver⸗ 
ſchiedener Berufsſchulen bei. In Königsberg⸗Stadt ſowie 
in den Kreiſen Labiau, Heiligenbeil und Friedland führten 
unſere Beauftragten Reviſionen aus, die mancherlei Mängel, 
wie das Ueberſchreiten der vorgeſchriebenen Lehrlingshöchſt⸗ 
zahlen, das Fehlen der Arbeitsbücher, unzureichende Unter- 
kunftsräume u. a. m. ergaben. In Anbetracht der Notwen⸗ 
digkeit dieſer Reviſionen würden wir es lebhaft begrüßen, 
wenn die Beauftragten ſich künftig ihrer Aufgaben in höhe— 
rem Maße annehmen würden als bisher. 

Eine für Oktober 1926 geplante Ausſtellung von Ge⸗ 
ſellenſtücken iſt leider aus Mangel an Beteiligung nicht zu⸗ 
ſtande gekommen. 

Die Bauinnung Königsberg erhielt eine Reiſebeihilfe 
in Höhe von 200,— Mk. zum Beſuch der Kölner Verbands⸗ 
lagung, auf der die Meiſterprüfungsordnungen für das 
Baugewerbe zur Beratung ſtanden. 
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Der Fachſchule der Friſeurinnung Königsberg und dem 
Handwerkerbund Braunsberg wurden je 100 Mk. für die 
Prämiierung beſonders guter Lehrlings- und Geſellen⸗ 
arbeiten überwieſen. 

Der Meiſterprüfung unterzogen ſich vor den 
Prüfungskommiſſionen in Königsberg und Bartenſtein 
380 Geſellen, von denen 84 die Prüfung nicht beſtanden. 
Im Intereſſe der Heranbildung eines tüchtigen und lei- 
ſtungsfähigen Meiſterſtandes wurden die Vorſitzenden der 
Meiſterprüfungskommiſſionen in einer Beſprechung vom 
3. Auguſt 1926 gebeten, die Prüfungsvorſchriften auf das 
Genaueſte zu beachten und die Prüfungen fo ſcharf wie mög- 
lich zu handhaben. Eine in Gegenwart des Staatskom⸗ 
miſſars und des Präſidenten der Handwerkskammer für das 
öſtliche Preußen vorgenommene Reviſion verſchiedener Mei- 
ſterprüfungen ergab, daß eine ſtraffere Handhabung der 
Prüfungen durchaus angebracht iſt. 

Wir nahmen im Einvernehmen mit den betreffenden 
Prüfungsausſchüſſen und -fommiffionen Stellung zu einer 
Reihe von Abänderungsvorſchlägen von Geſellen⸗ und Mei⸗ 
ſterprüfungsordnungen. 


3. Meiſter⸗ und Fachkurſe. 
Die Abteilung veranſtaltete im Geſchäftsjahr 7 Kurſe 
zur Vorbereitung auf die theoretiſche Meiſterprüfung, und 
zwar 4 Kurſe in Königsberg mit insgeſamt 174 Teilneh⸗ 
mern, einen Kurſus in Raſtenburg mit 21 Teilnehmern, 
einen in Tapiau mit 23 Teilnehmern und einen in Mehl- 
jad mit 14 Teilnehmern. Fachkurſe konnten leider infolge 
mangelnder Beteiligung nicht abgehalten werden. Den Ab⸗ 
ſchlußprüfungen wohnten der Vorſitzende bzw. ſtellvertre⸗ 
tende Vorſitzende, der Syndikus und eine Reihe von Ver- 
tretern der beteiligten Fachkreiſe regelmäßig bei. 
Dem Bezirksverband Oſt- und Weſtpreußen im Reichs⸗ 
bund der Deutſchen Kürſchner wurde eine Beihilfe in Höhe 
von 200 Mk. zur Abhaltung eines Zuſchneidekurſus gewährt. 


4. Auszeichnungen, Ehrungen, Unterſtützungen. 

Aus Anlaß des 25jährigen Meiſterjubiläums verlieh 
die Abteilung 117 Ehrenurkunden, die den Jubilaren durch 
den Vorſitzenden und Syndikus der Abteilung, durch die 
Beauftragten der Handwerkskammer oder durch die zuftän- 
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digen Innungsobermeiſter überreicht wurden. Künftig wird 
die aus einem von der Abteilung veranſtalteten Preisaus⸗ 
ſchreiben hervorgegangene neue Ehrenurkunde, die der Würde 
des Handwerks weit mehr entſpricht als die bisherige, ver⸗ 
liehen werden. 52 Handwerksmeiſter bzw. deren Witwen 
haben aus den der Abteilung für Unterſtützungszwecke zur 
Verfügung ſtehenden Mitteln Beihilfen erhalten. 


5. Allgemeines. 


Auch im abgelaufenen Berichtsjahr iſt die Tätigkeit 
der Abteilungen eine äußerſt vielſeitige und umfangreiche 
geweſen. Die Zahl der Eingänge betrug 8346, die der Aus⸗ 
gänge 8723. 

Neben den eigentlichen, den Abteilungen zur ſelbſtän⸗ 
digen Bearbeitung überwieſenen Aufgaben der Handwerks⸗ 
kammer war es wiederum vor allem die beratende und gut- 
ächtliche Tätigkeit in Steuer angelegenheiten, die 
den Hauptteil unſerer Arbeit ausmachte. An der im Jahre 
1926 durchgeführten Neubildung verſchiedener Steueraus⸗ 
ſchüſſe hat die Abteilung in erheblichem Umfange mitgewirkt. 
Es handelte ſich hier zunächſt einmal um Vorſchläge für die 
Neuwahl von Mitgliedern der Einkommen- und Vermögens⸗ 
ſteuer⸗Ausſchüſſe ſowie des Oberbewertungs⸗Ausſchuſſes, ſo⸗ 
dann aber auch um die den öffentlich-rechtlichen berufsſtän⸗ 
diſchen Vertretungen obliegende Wahl von Mitgliedern und 
ſtellvertretenden Mitgliedern der auf Grund des Reichs⸗ 
bewertungsgeſetzes zu bildenden Bewertungs⸗Ausſchüſſe, der 
Grundwert⸗ und Gewerbe⸗Ausſchüſſe. Beide Maßnahmen 
verurſachten einen regen Schriftwechſel mit den Finanz⸗ 
ämtern, den Magiſtraten, Kreisausſchüſſen und den örtlichen 
Vertretungen des Handwerks. 


Die Mithilfe der Abteilung bei der Aufſtellung von 
Durchſchnitts-Gewinnſätzen zu Zwecken der 
Einkommenbeſteuerung iſt wegen der Undurchführbarkeit 
dieſer Maßnahme von uns ſtets abgelehnt worden. Nach⸗ 
dem jedoch die vom Kammertag und Reichsverband mit dem 
Reichsfinanzminiſterium geführten Verhandlungen über die 
Veranlagung der nichtbuchführenden Gewerbetreibenden 
ihren geſetzmäßigen Niederſchlag in einem Erlaß des Reichs⸗ 
finanzminiſters vom 8. Februar 1927 betreffend Richtlinien 
für die Frühjahrsveranlagung zur Einkommenſteuer, Kör⸗ 
perſchaftsſteuer und Umſatzſteuer gefunden hatten, benannten 
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wir dem Finanzamt Königsberg⸗Nord für die einzelnen 
Gewerbezweige insgeſamt 240 Sachverſtändige, die das 
Finanzamt künftig bei dem Ermittelungsverfahren zwecks 
Durchführung einer möglichſt individuellen Veranlagung 
unterſtützen ſollen. 

Wir erſtatteten weiterhin für den Vorſitzenden des Ge⸗ 
werbeſteuer⸗Ausſchuſſes Königsberg eine Reihe von Gut- 
achten zur Frage der Gemeinnützigkeit der ſozia— 
len Baubetriebe, in denen wir den Nachweis zu er⸗ 
bringen verſuchten, daß die ſozialen Baubetriebe nicht mehr 
und nicht minder „ſozial“ eingeſtellt ſind als jeder andere 
Baubetrieb. 

Die Ausübung des uns geſetzlich zuſtehenden Rechts der 
gutachtlichen Aeußerung zu den Grundvermö— 
gens⸗ und Gewerbeſteuerzuſchlägen der Ge— 
meinden geſtaltete ſich in dieſem Jahre beſonders ſchwie⸗ 
rig. Zeigten doch die Gemeinden vielfach das Beſtreben, die 
vom Geſetzgeber angeordneten Milderungsvorſchriften durch 
entſprechende Erhöhungen der Gewerbeſteuerzuſchläge aus⸗ 
zugleichen. Die Mahnungen der zuſtändigen Reichs⸗ und 
Staatsſtellen zur Senkung der Realſteuern blieben meiſt 
unbeachtet. In einer Reihe von Fällen iſt es uns jedoch ge- 
lungen, durch eingehend begründete Gutachten oder auch 
mündliche Verhandlungen eine Herabſetzung der urſprüng⸗ 
lich geplanten Steuerzuſchläge zu erzielen. In Königsberg 
erfolgten unſere Aeußerungen im engſten und beſten Ein- 
vernehmen mit der Induftrie- und Handelskammer. 

Zu zahlreichen Fragen und Geſetzentwürfen, 
die uns vom Deutſchen Handwerks- und Ge- 
werbekammertag durch die Handwerkskammer für 
das öſtliche Preußen übermittelt wurden, nahmen wir Stel- 
lung. Erwähnt ſeien die Entwürfe einer Novelle zur Ge⸗ 
werbeordnung eines Geſetzes zur Abwendung des Konkurſes, 
des Berufsausbildungsgeſetzes, des Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes, des Arbeitsſchutzgeſetzes, des Arbeitsgerichts⸗ 
geſetzes, die Fragen der Gewerbeſteuerreform, der geſetzlichen 
Einführung der Buchführungspflicht für Minderkaufleute, 
der Errichtung von Schieds⸗ und Prüfungsſtellen bei den 
Handwerkskammern u. ä. m. 

Die Ortsſatzungen verſchiedener Berufsſchulen wurden 
begutachtet. Die Fragen der Beitragserhebung und 
der Vertretung des Handwerks in der Verwaltung der Be⸗ 


rufsſchulen ſtanden dabei im Vordergrund. Im Ein- 
vernehmen mit den Richtlinien des Preußiſchen Handwerks⸗ 
kammertages erklärten wir uns für die Beitragserhebung in 
Form von Zuſchlägen zur ſtaatlich veranlagten Gewerbe⸗ 
ſteuer. 

Den Beſtrebungen des Magiſtrats Königsberg auf Er⸗ 
weiterung der privatwirtſchaftlichen Be— 
tätigung der Stadt traten wir entgegen. 

Die im Rahmen des „Sofortprogramms“ der 
Reichsregierung durchgeführten Erhebungen über die Kredit⸗ 
fähigkeit des Handwerks innerhalb des Abteilungsbezirks 
Königsberg zeitigten das Ergebnis, daß durchſchnittlich jeder 
vierte Handwerker im Beſitze von unbelaſtetem Grund und 
Boden iſt. 

Lebhaft beſchäftigte uns die Frage der Ausdehnung der 
von der Handwerkskammer erlaſſenen Vorſchriften zur Re⸗ 
gelung des Lehrlingsweſens auf Anſtalten charita⸗ 
tiven Charakters. Hatten wir das „Hindenburg⸗ 
haus“ nach einer mit dem Landeshauptmann der Provinz 
Oſtpreußen getroffenen Vereinbarung infolge des beſonderen 
Aufbaues dieſer Anſtalt von der Innehaltung der vorge⸗ 
ſchriebenen Lehrlingshöchſtzahl entbunden, ſo verſuchten wir 
mit allen Mitteln, die Vorſchriften über die Höchſtzahl von 
Lehrlingen auf die „Kriegsbeſchädigten-Werkſtätten Königs⸗ 
berg G. m. b. H.“ auszudehnen. In einem für den Preu- 
ßiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe beſtimmten Gut⸗ 
achten verſuchten wir zu beweiſen, daß die Kriegsbeſchädigten⸗ 
Werkſtätten genau ſo wie jeder andere Gewerbebetrieb ein 
auf Gewinnerzielung gerichtetes Unternehmen darſtellten, 
das ſich auf ſeine Gemeinnützigkeit zu Unrecht beriefe. 

Wir äußerten uns ferner zu der vom Magiſtrat der 
Stadt Königsberg geplanten Um ſchulung erwerbs⸗ 
loſer Angeſtellter in handwerkliche Berufe, und zwar 
grundſätzlich zuſtimmend, falls die in Frage kommenden 
Perſonen ſich noch nachträglich einer ausreichenden Lehre in 
einem Handwerksbetriebe unterzögen. 

Auf Grund der von uns an die Innungen unſeres Be⸗ 
arta pertonhten.. Iaider . Off- Ya e. he O ẽꝭʒ)uu win 

Fragebogen erſtatteten wir eingehenden Bericht über 
die wirtſchaftliche Lage des Handwerks in⸗ 
nerhalb des Abteilungsbezirks Königsberg in der Zeit vom 
1. April bis 30. September 1926. 
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Die Verordnung des Preußiſchen Wohlfahrtsminiſters 
vom 11. November 1926 betreffend Lockerung der 
Wohnungszwangswirtſchaft gab uns wiederholt 
Veranlaſſung zu eingehenden Gutachten an die Zentrale 
für den Preußiſchen Handwerkskammertag und an den Ma⸗ 
giſtrat Königsberg. 

Den Mißſtänden auf dem Gebiete des Haus be— 
darfslehrweſens verſuchten wir, ſoweit dies bei den 
zurzeit noch geltenden miniſteriellen Beſtimmungen möglich 
iſt, zu begegnen. Wir fanden hierbei weitgehende Unter⸗ 
ſtützung bei dem Sachbearbeiter des Regierungspräſidenten, 
mit dem wir wiederholt in der Angelegenheit verhandelten. 

Es gelang uns, die Verordnung des Regierungspräſi⸗ 
denten zur Regelung des Ausverkaufsweſens 
für das Handwerk günſtiger zu geſtalten. 

Auch in dieſem Berichtsjahr haben wir es trotz ſtarker 
dienſtlicher Inanſpruchnahme ermöglichen können, den 
Einladungen handwerklicher Organiſatio⸗ 
nen zu Verbandstagungen, Generalverſammlungen, In⸗ 
nungsjubiläen, Bannerweihen uſw. Folge zu leiſten und 
bei verſchiedenen Gelegenheiten Vorträge zu halten. Möge 
die dadurch erzielte Zuſammenarbeit zwiſchen Handwerk 
und Handwerkskammer ſich künftig noch enger und erſprieß⸗ 
licher geſtalten! 

Techniſche Beratungs- und Prüfungsſtelle. 

Auf Anforderung erſtatteten wir für die Landes⸗ und 
Amtsgerichte, die Wehrkreisbaudirektion I, das Heeresbau⸗ 
amt, das Heeresunterkunftsamt, die ſtaatlichen Hochbau⸗ 
ämter, die Oſtpreußiſche Heimſtätte G. m. b. H., Oberpoſt⸗ 
direktion, die Stadtbauverwaltung Königsberg, die Maſchi⸗ 
nenberatungsſtelle der Landwirtſchaftskammer uſw. und für 
Private Preis⸗ und ſonſtige Gutachten. Auf Erſuchen der 
Gerichte und von Privaten benannten wir für die vorliegen⸗ 
den Streitfälle geeignete gewerbliche Sachverſtändige. 

Für Behörden und Handwerksmeiſter ſtellten wir nicht 
nur Beſcheinigungen über die jeweils gültigen Löhne, Zu⸗ 
ſchläge für Geſchäftsunkoſten und für Rücklage und Wagnis 
aus, ſondern auch ſolche für rückliegende Jahre. Dieſe Be⸗ 
ſcheinigungen benötigten die Behörden für die Prüfung und 
Zahlungsanweiſung der Handwerkerrechnungen. 

Bei den uns von Behörden und Privaten zur Prüfung 
überſandten Handwerkerrechnungen machten wir verſchie⸗ 
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dentlich die Erfahrung, daß von den Rechnungs⸗Aus⸗ 
ſtellern infolge nicht ordnungsmäßiger Buchführung die er⸗ 
forderlichen Unterlagen für eine ſachgemäße Prüfung nicht 
beigebracht werden konnten. 

Vom Gericht uns zugeſandte Anträge von Handwerks⸗ 
meiſtern auf Stellung unter Geſchäftsaufſicht prüften und 
befürworteten wir. 

An den Gutachter⸗Ausſchußſitzungen der Königsberger 
Werke und Straßenbahn G. m. b. H. und der Ueberland⸗ 
werke G. m. b. H. für die Zulaſſung von Elektroinſtalla⸗ 
teuren zur Ausführung von elektriſchen Anlagen im An⸗ 
ſchluß an die Leitungsnetze dieſer Werke nahm der techniſche 
Referent der Beratungsſtelle als Vertreter der Handwerks⸗ 
kammer⸗Abteilung teil. Gegen die Konkurrenzbetätigung der 
Königsberger Werke wurde in mehreren Gutachter-Aus⸗ 
ſchußſitzungen gemeinſam mit den Vertretern der Elektriker⸗ 
Zwangsinnung Einſpruch erhoben. 

Wir erwirkten auf eine Anzahl von Handwerksmeiſter⸗ 
eingaben durch entſprechende Anträge an die zuſtändigen 
Wohnungsämter die Freigabe der beſchlagnahmten Räume 
und Ueberweiſung derſelben an den betreffenden Handwerks⸗ 
meiſter zur Benutzung. 

Wir richteten Rundſchreiben an die Landratsämter und 
Stadtverwaltungen, im Kammer ⸗Abteilungsbezirk die unter- 
geordneten Stellen anzuweiſen, die Verdingungsordnung für 
Bauleiſtungen bei der Vergebung von Aufträgen zugrunde 
zu legen und nach dieſer zu verfahren. Die Landratsämter 
und Stadtverwaltungen bis auf einige haben ſich ſchriftlich 
bereit erklärt, die vorkommenden Aufträge nach der Ver⸗ 
dingungsordnung zu vergeben. Auf Weigerung des einen 
Landrats, die Verdingungsordnung einzuführen, mußten wir 
uns beſchwerdeführend an den Herrn Regierungspräſidenten 
wenden, der ſodann das Weitere veranlaßte. 

Für Anträge von Handwerksmeiſtern auf Stundung 
und Ermäßigung der Hauszinsſteuer fertigten wir dement⸗ 
ſprechende Gutachten für das Kataſteramt und die Steuer⸗ 
verwaltung an. 

Verſchiedenen Handwerksmeiſtern konnten wir die ge⸗ 
pfändeten Maſchinen uſw., die ſie zur Fortführung ihres 
19 dringend benötigten, durch Eingaben wieder frei 
machen. 
Die Reichsbank forderte von uns für die Vergebung von 
Arbeiten zum Reichsbank⸗Neubau vertrauliche Auskünfte 
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über die Leiſtungsfähigkeit von Handwerksmeiſtern an. Nach 
eingehenden Feſtſtellungen erteilten wir dieſe. Bei der Ver⸗ 
dingung der Erd⸗, Maurer⸗ und Zimmerarbeiten zum 
Reichsbank⸗Neubau gab die auswärtige Firma Heilmann u. 
Littmann, die hier nur eine Zweigſtelle unterhält, das bil⸗ 
ligſte Angebot ab. Nach Rückſprache mit dem Herrn Reichs⸗ 
bankdirektor erhielt eine Königsberger Baufirma den Auf⸗ 
trag. Durch Verhandlung mit der Bauleitung des Reichs⸗ 
bankneubaues gelang es uns, daß die Vergebung der Tiſch⸗ 
ler⸗ und Glaſerarbeiten voneinander getrennt erfolgte. 
Die uns von dem Polizeipräſidenten überſandten An⸗ 
träge über die Gewährung eines Vorſchuſſes auf die Ueber⸗ 
gangsgebührniſſe an aus dem Dienſt ſcheidende Schutzpoli— 
zeibeamte prüften und begutachteten wir. Es handelte ſich 
um Polizeibeamte, die vor ihrem Eintritt in das Heer ein 
Handwerk erlernt hatten und ſich nunmehr nach ihrem 
Dienſtaustritt eine handwerkliche Exiſtenz gründen wollten. 

Auf Erſuchen des Obermeiſters der Tiſchlerinnung 
Nordenburg fertigten wir nach den uns überſandten Skizzen 
eine eingehende Preisberechnung für eine Schlafzimmerein⸗ 
richtung aus Eſchenholz an. Er wollte dieſe Berechnung zu 
einer Ausſprache in der Innungsverſammlung benutzen, da 
die Angebote der Konkurrenzfirmen für die Schlafzimmer⸗ 
einrichtung ſehr verſchiedentlich im Preiſe bemeſſen waren. 

Für den von der ſtädtiſchen Baupolizeiverwaltung neu 
aufgeſtellten Entwurf einer Polizeiverordnung, betreffend 
die Regelung des Schornſteinfegerweſens und Feſtſetzung 
der Kehrgebühren in der Stadt Königsberg, arbeiteten wir 
einen Vorentwurf aus, in dem wir die Wünſche der Be⸗ 
zirksſchornſteinfegermeiſter zum Ausdruck brachten. Die 
ſtädtiſche Baupolizeiverwaltung hat bei der Aufſtellung der 
Polizeiverordnung unſere Wünſche in weitgehendſter Weiſe 
berückſichtigt. 

Ein Tiſchlermeiſter in Domnau hatte dem Finanzamt 
in Bartenſtein feinen Jahresumſatz mit ca. 11 500 Mark 
angegeben. Das Finanzamt ſetzte den Jahresumſatz auf 
22 000 Mark feſt, wogegen der Tiſchlermeiſter Berufung 
einlegte. Das Finanzamt forderte uns nunmehr zur Be⸗ 
gutachtung und Feſtſtellung des Jahresumſatzes auf. Durch 
unſere Nachfragen bei dem Tiſchlermeiſter und den hiernach 
aufgeſtellten Berechnungen bewieſen wir dem Finanzamt, 
daß der Jahresumſatz nur höchſtens 11 800 Mark betragen 
haben kann. 
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Der Inhaber einer Königsberger Bürſten⸗ und Pinſel⸗ 
macherwerkſtätte beſchwerte ſich darüber bei uns, daß die 
Reichsbahndirektion und die Oberpoſtdirektion die erforder⸗ 
lichen Bürſtenmacherwaren aus den Strafanſtalten und 
außerhalb Oſtpreußens bezögen. Durch Vorſprachen bei den 
in Frage kommenden Dezernenten der Reichsbahn und Ober⸗ 
poſtdirektion ſtellten wir feſt, daß die Angaben des Bürſten⸗ 
machers verſchiedentlich nicht mit der Wirklichkeit überein⸗ 
ſtimmten. Beide Dezernenten erklärten ſich jedoch bereit, eine 
Vorſprache des Bürſtenmachers entgegenzunehmen. Einen 
dementſprechenden Beſcheid ließen wir dieſem zukommen. 
Aus einem uns von dem Bürſtenmacher zugegangenen 
Dankſchreiben für unſere Bemühungen ſchließen wir, daß er 
von beiden Stellen Lieferaufträge erhalten hat. 

Auf Veranlaſſung des Präſidenten der Zentral-Hand⸗ 
werkskammer und des Vorſtandes der Handwerkskam⸗ 
merabteilung Königsberg nahm der techniſche Referent der 
Beratungs⸗ und Prüfungsſtelle an einem vom Forſchungs⸗ 
inſtitut für rationelle Betriebsführung Karlsruhe veranſtal⸗ 
teten Kurſus zur Einführung in die rationelle Betriebs- 
führung teil. 

Der Kurſus fand in der Zeit vom 8. bis 13. Novem⸗ 
ber in dem Landesgewerbeamt Karlsruhe ſtatt. Es be- 
teiligten ſich an dieſem insgeſamt 41 Herren, haupt⸗ 
ſächlich aus den weſtlichen Landesteilen (Rheinprovinz, 
Heſſen, Weſtfalen, Württemberg, Baden). Teilnehmer 
hatten entſandt: das Thüringiſche Miniſterium für 
Volksbildung und Juſtiz, das Sächſiſche Wirtſchaftsminiſte⸗ 
rium für Volksbildung, die Miniſterialabteilung für Fach⸗ 
ſchulen Württembergs und 10 Gewerbe- bzw. Handwerks⸗ 
kammern. Von den öſtlichen Kammern waren nur Berlin, 
Frankfurt a. O. und Königsberg, das ſelbſtändige Hand⸗ 
werk durch 5 Meiſter vertreten. In der Hauptſache be⸗ 
teiligten ſich an dem Kurſus Gewerbeſchuldirektoren, Ge⸗ 
werbeoberlehrer, Gewerbelehrer und Hilfslehrer. 

Die Vorleſungen wurden im Zeichenſaal des Landes⸗ 
gewerbeamtes gehalten. Sie erſtreckten fi) auf die Ein- 
führung in die modernen Rationaliſierungsbeſtimmungen 
in Handwerk und Induſtrie, Betriebswirtſchaftslehre, 
Handwerkszeuge und Hilfsgeräte, graphiſche Darſtellungen 
als Anſchauungsmaterial, Kraftmaſchinen, menſchliche Ar⸗ 
beitskraft, Kraftübertragung, Arbeitsmaſchinen, Rechnungs⸗ 
weſen, Materialprüfung, wärmetechniſche Einrichtungen, 
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Verbrennungslehre, Rentabilitätsberechnung, techniſche Be⸗ 
triebsleitung, Beratung, Fortbildung und Werkſtättenein⸗ 
richtung. Practica fanden nur an einem Nachmittag in 
3. Stunden ſtatt, an dem auch durch Oberregierungsrat 
Bucerius eine Führung durch die technologiſchen Samm⸗ 
lungen des Badiſchen Landesgewerbeamtes in Karlsruhe 
erfolgte. 

An einem Vormittag wurden die auf Fließarbeit um⸗ 
geſtellte Nähmaſchinenfabrik Heid & Neu in Karlsruhe und 
an einem Nachmittag die Automobilfabrik Benz in Gag⸗ 
genau Murztal beſichtigt. N 

Durch die Teilnahme an dem Kurſus war es dem tech⸗ 
niſchen Referenten ermöglicht, weitere Kenntniſſe zu ſam⸗ 
meln, ſein Wiſſen zu erweitern, um für die Förderung und 
Weiterbildung des Handwerks tätig ſein zu können. 

Dem techniſchen Referenten lag ſchließlich die Hausver⸗ 
waltung des Grundſtückes der Handwerkskammer für das 
öſtliche Preußen, Hanſaring 22, ob. 

Das Beſtreben der techniſchen Beratungs⸗ und Prü⸗ 
fungsſtelle wird es wie bisher ſo auch im neuen Geſchäfts⸗ 
jahr ſein, in weitgehendſtem Maße für die Intereſſen des 
Handwerks einzutreten. 


Geſchäftsbericht 
der Handwerkskammer⸗Abteilung Allenſtein. 


Eine Veränderung innerhalb der Abteilung iſt wäh⸗ 
rend des Geſchäftsjahres nicht erfolgt. Die Abteilung Allen⸗ 
ſtein beſteht zurzeit aus 16 Mitgliedern einſchließlich der 
zugewählten Sachverſtändigen. Das Büro beſteht aus zu⸗ 
ſammen 6 Beamten und Angeſtellten. 

Der Schriftverkehr weiſt insgeſamt 10 431 Vor⸗ 
gänge auf gegenüber 9952 im Vorjahre. Die Sprechſtunden 
wurden von rund 4300 (1925/26: 3400) Beſuchern in An⸗ 
ſpruch genommen. Dieſe verſtärkte Inanſpruchnahme der 
Geſchäftsſtelle erfolgte überwiegend in wirtſchaftlichen Fra⸗ 
gen, während auf dem Gebiete des Lehrlings⸗ und Prü⸗ 
fungsweſens teilweiſe ein Rückgang der Eingänge zu ver⸗ 
zeichnen iſt. Die folgenden Zahlen über Eintragungen in 
die Lehrlingsrolle, Geſellen⸗ und Meiſterprüfungen geben 
Näheres an. Die Zunahme der Geſuche und Beſchwerden 
auf den verſchiedenſten wirtſchaftlichen Gebieten iſt zweifel⸗ 
los überwiegend der anhaltenden Verſchlechterung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage des Handwerks, die in den regelmäßig er⸗ 
statteten Wirtſchaftsberichten näher erörtert iſt, zuzuſprechen. 
Die Behandlung der Wirtſchaftsfragen mußte daher im 
verfloſſenen Jahr im Vordergrund des Intereſſes ſtehen. 

Einen großen Teil unſerer Arbeit glaubten wir darauf 
verwenden zu müſſen, das Handwerk ſeinen Organiſationen, 
den Innungen und Vereinen, näher zu bringen 
und die Entwicklung aller Handwerker zum organiſations⸗ 
treuen und organiſationsbewußten Meiſter zu fördern. Die 
Verſammlungen der Vereine und teilweiſe auch einzelner In⸗ 
nungen wurden von uns möglichſt beſucht. Buchführung, 
Kalkulation, Steuerfragen, Geſetzgebung waren Themen, die 
hierbei beſonders behandelt wurden. Zum Beſuch der Ver⸗ 
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ſammlungen wurden insgefamt 11890 Kilometer zurüd- 

gelegt, und gwar vom 
Vorſitzenden oder OO en 4666 
Geſchäftsführer aS - . 7224 
Fuse 11890 


Es beſtanden zu Beginn des Berichtsjahres: 


73 Zwangsinnungen . . . mit 2780 Mitgliedern 
110 Freie Innungen „ 2240 F 
32 Handwerkervereine .. „ 4000 75 


Es ſind 3 Zwangsinnungen und eine Freie Innung 
neu errichtet, ſo daß zurzeit beſtehen: 
76 Zwangsinnungen . . . mit 3100 Mitgliedern 
111 Freie Innungen „ 28300 ji 
34 Handwerfervereine . . . . „ 4800 95 


Unter den 3 neuen Zwangsinnungen iſt die erſte 
Fraueninnung im Bezirk mit ca. 400 buchmäßigen Mit⸗ 
gliedern. Den Innungen gehören jetzt 65 Proz. der am 
Ende des Jahres vorhandenen Handwerksbetriebe an. Be⸗ 
antragt ſind 2 weitere Zwangsinnungen, und zwar eine 
Dachdeckerinnung für den ganzen Bezirk und eine weitere 
Frauenzwangsinnung. 

In unſerem Bezirk haben 2 Provinzial-In-⸗ 
nungs verbände, und zwar der Verband oſtpreußiſcher 
Schneiderinnungen und der Innungsverband ſelbſtändiger 
Sattler und Tapezierer ihren Sitz. Beide Verbände ſind in 
ihrer Tätigkeit weitmöglichſt unterſtützt worden. 

Die Zahl der Innungs⸗Prüfungsausſchüſſe 
iſt um 4 vergrößert, und zwar beſtehen zurzeit 164 Prü⸗ 
fungsausſchüſſe bei Innungen, davon bei Zwangsinnungen 
76 und bei Freien Innungen 88. An Handwerkskammer⸗ 
Prüfungsausſchüſſen waren wie im Vorjahr 75 beſtätigt. 

Die Lehrlingsrollen der Innungen wieſen gufammen 
1693 Neueintragungen auf. Zur Lehrlingsrolle der Ab⸗ 
teilung wurden 602 Lehrlinge gemeldet. Es wurden mit⸗ 
hin insgeſamt während des Jahres 2295 Lehrlinge neu ein⸗ 
getragen; — 1924/25 lagen 1498 und 1925/26 2135 Neu⸗ 
anmeldungen vor. Vor Beendigung der Lehrzeit ſchieden 
113 Lehrlinge aus. Es werden zurzeit im Bezirk 5800 
Lehrlinge beſchäftigt, von denen 4261 zu den Rollen der 
Innungen und 1539 zu den Lehrlingsrollen der Handwerks⸗ 
kammer gemeldet ſind. 
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Die Gehilfenprüfung wurde von insgeſamt 
1237 Lehrlingen abgelegt. Hiervon entfielen 923 auf die 
Prüfungsausſchüſſe der Innungen und 314 auf die Hand⸗ 
werkskammer⸗Prüfungsausſchüſſe. Zuſammen 29 Lehr⸗ 
linge haben die Geſellenprüfung nicht beſtanden. 


Von den 314 Prüflingen der Handwerkskammer⸗ 
Prüfungsausſchüſſe haben die Prüfung beſtanden: 
17 ſehr gut, 
116 gut, 
168 genügend, 
13 nicht. 


Auf Grund langjähriger Tätigkeit wurden 11 Hand⸗ 
werker zur Geſellenprüfung hauptſächlich im Damenſchnei⸗ 
der⸗ und Elektro⸗Inſtallateurgewerbe zugelaſſen. 23 wei⸗ 
tere Anträge wurden abgelehnt. 

Von den 52 Anträgen auf Verkürzung der Lehr⸗ 
zeit wurden im Einvernehmen mit Lehrherr und Innung 
22 ganz oder teilweiſe genehmigt und 30 abgelehnt. 

Fabriklehrlinge ſind während des letzten Jahres 
bei uns weder zur Lehrlingsrolle noch zu den Prüfungen 
gemeldet, da die hieſige Snbduftrie- und Handelskammer dem 
Beiſpiele einiger weſtdeutſchen Handelskammern folgend 
eigene Prüfungsausſchüſſe errichtet hat. 

Auf dem Gebiete der Lehrlingshaltung konnten 
während des Berichtsjahres geordnetere Verhältniſſe durch⸗ 
geführt werden. Im allgemeinen werden die feſtgeſetzten 
Höchſtzahlen jetzt durchgeführt. Soweit uns in Einzelfällen 
Ueberſchreitungen der Höchſtzahlen gemeldet ſind, wurde 
von uns eingeſchritten. Auch bei den Damenſchneiderinnen 
läßt ſich eine leichte Beſſerung der bisherigen troſtloſen Ver⸗ 
hältniſſe in der Lehrlingshaltung feſtſtellen. Leider konnte 
bisher nur in größeren Städten einigermaßen durchgegriffen 
werden, weil auf dem Lande alle veranlaßten Reviſionen er⸗ 
gebnislos verlaufen ſind. Nach den uns gemachten Mit⸗ 
teilungen iſt dies Ergebnis darauf zurückzuführen, daß die 
„unvermuteten“ Reviſionen frift- und formgemäß vorher 
angemeldet wurden. 

Mehrere Sammelanzeigen von Gehilfenorganiſationen 
wegen Ueberſchreitung der Höchſtzahlen waren zu bearbeiten. 
In den meiſten Fällen ſtellten ſich die Anzeigen jedoch als 
unzutreffend heraus. 


— 64 — 


Die Zahl der Anträge auf Erteilung der An⸗ 
leitungsbefugnis auf Grund der Uebergangsbeſtim⸗ 
mungen hat ſich gegenüber den Vorjahren erheblich verrin⸗ 
gert. Von den 58 Anträgen auf Befugniserteilung wurde 
in 17 Fällen die Anleitungsbefugnis verliehen, weil die Be⸗ 
dingungen erfüllt waren. Zu den reſtlichen 41 Anträgen 
nahmen wir eine ablehnende Stellung ein, der ſich die un⸗ 
teren Verwaltungsbehörden reſtlos angeſchloſſen haben. 


Häufiger waren die Anträge der Damenſchneiderinnen 
auf Genehmigung zur Errichtung eines Schulbe—⸗ 
triebes. Entſprechend den Beſchlüſſen in der letzten Voll⸗ 
verſammlung haben wir uns zu dieſen Anträgen allgemein 
ablehnend geäußert, zumal in allen Städten durch die bereits 
beſtehenden Schulen einem etwaigen Bedürfnis nach derarti⸗ 
tigen Einrichtungen genügend Rechnung getragen iſt. Zu Be⸗ 
ginn des Jahres haben wir uns an alle Ortsſchulbehörden 
gewandt und bis auf weiteres um Ablehnung der Anträge 
auf Genehmigung zur Ausbildung von Hausgebrauchslehr⸗ 
en gebeten. Alle Antwortſchreiben lauteten zuftim- 
mend. 

Der ſonſtige Schriftverkehr auf dem Gebiete des Lehr⸗ 
lingsweſens erſtreckte ſich auf die üblichen in den vorjähri⸗ 
gen Geſchäftsberichten bereits angegebenen Fragen. 

Die Meldungen zur Meiſterprüfung ſind gegen⸗ 
über dem Vorjahre erheblich zurückgegangen. Es meldeten 
ſich zur Meiſterprüfung während des Berichtsjahres: 


1926/27 . 228 Gehilfen 
1925/26 . . 321 „ 
1924/25. 192 ii 
1923/24 . . .232 ” 


Von den 228 Prüflingen des letzten Jahres beftanden 
die Prüfung 


mit Auszeichnung. 7 - 34% 
„ gut . 98 = 47,8 % 
„ genügend . . 87 = 424 % 

nicht beſtanden . 13 = 64% 


Vor der Prüfung zurückgetreten ſind 9 Gehilfen. 14 An⸗ 
träge auf Zulaſſung zur Meiſterprüfung wurden abgelehnt. 

Auf die einzelnen Gewerbe verteilen ſich die Meiſter⸗ 
prüfungen wie folgt: 


nicht 
beſtand. 


ge⸗ 
nügend 


Gewerbe | 


Bäckeeeeeeer 1 | 
Damenſchneider . u 
Elektroinſtallateure — 
Fleiſcher .. a 1 
Drifeure . » ... 1 
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Glaſer 3 
Klempner „ 
Konditoren u 
Maler = 
Maſchinenbauer . = 
Müller — 
Sattler u 
Sehloffer . 
Schmiede 
Schneider 
Schornſteinfeger . 
Schuhmacher 
Stellmacher 
Tapezierer 
Tiſchler 1 
Töpfern 


auf. 7 | 98 | | ıs | 20 


Im Abteilungsbezirk beſtehen nach der Neubeſtätigung 
der Meiſterprüfungskommiſſionen zuſammen 26 Prüfungs⸗ 
ausſchüſſe, davon 21 mit dem Sitz in Allenſtein und 5 in 
Lyck. Die Errichtung einer eigenen Prüfungskommiſſion 
für den Regierungsbezirk Allenſtein für das Baugewerbe 
iſt beantragt. 

An theoretiſchen Meiſterkurſen fanden während des 
Jahres 7 mit zuſammen 195 Teilnehmern ſtatt. Die vor⸗ 
geſehenen Fachkurſe für Schneider, Schneiderinnen, Schuh⸗ 
macher und Maſchinenbauer, ſowie der Innungsſchulungs⸗ 
kurſus mußten wegen ungenügender Beteiligung ausfallen. 


Es erhielten Ehrenur kunden: 
114 Handwerksmeiſter für 25jährige Meiſterſchaft 
7 
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Die Ehrenmedaillen für langjährige Tätigkeit in 
Handwerksbetrieben wurden an 3 Gehilfen verliehen. 

Sehr ſegensreich konnten wir durch die Gewährung 
von Unterſtützungen an alte bedürftige Handwerker 
wirken. Wir waren bemüht, möglichſt vielen dieſe Unterſtützung 
zukommen zu laſſen. Die im einzelnen gezahlten Beträge konn⸗ 
ten daher nur klein ſein und betrugen durchſchnittlich 30 Mk. 
Wenn auch dieſe Summe nicht viel an der Lage der ein⸗ 
zelnen Familien ändern konnte, ſo trugen die von uns ge⸗ 
zahlten und teilweiſe außerdem bei den Gemeinden erwirkten 
Beihilfen viel zur Linderung der äußerſten Not bei. Die 
uns zur Verfügung geſtellten 3000 Mk. ſind aufgebraucht. 
Es gingen 112 Unterſtützungsanträge ein, von denen 17 ab⸗ 
gelehnt wurden. Die 95 gezahlten Beihilfen verteilen ſich 
auf die einzelnen Gewerbe und Kreiſe wie folgt: 
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Sa. | 770 | 540 [110 275 | 130 | 690 | 130 | 310 [2955 

Die Zahl der im Geſchäftsjahre 1926/27 eröffneten G e- 
ſchäftsaufſichten und Konkursverfahren iſt 
im Vergleich zur Zahl der vorjährigen Verfahren erheblich 
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gefunfen. Andererſeits iſt die Anzahl der Zwangsverſteige⸗ 
rungen um 65 Proz. geſtiegen. Es ſind 25 Konkursver⸗ 
fahren, 11 Geſchäftsaufſichten und 79 Zwangsverſteigerun⸗ 
gen zu verzeichnen, die ſich wie folgt auf die einzelnen Mo⸗ 
nate verteilen: (zum Vergleich ſind die Zahlen des Jahres 
1925/26 beigefügt): 


se A . Zwangs⸗ 
Monat Geſchäftsaufſichten. Konkurſe rte ungen 
1925 | 1926 1925 | 1926 1925 | 1926 


April. = 3 3 11 4 11 
Mai... 1 1 1 3 6 8 
Juni — — 4 2 3 3 
Juli — 1 3 2 3 11 
Auguſt . — — 6 2 4 41 
September 1 — 1 2 4 12 
Oktober — — 6 = 4 5 
November . 2 — 9 — 4 7 
Dezember 1 — 6 2 2 3 
Januar 5 — 11 — 10 3 
Februar. 3 — 7 1 2 3 
März. 6 | — 3 2 

Sa. 16 | 11 | 63 J 2] 49 [ 7 


Im Mai vorigen Jahres bildete fid eine Notge= 
meinſchaftzwiſchen Induſtrie, Handel, Hand⸗ 
werk, Landwirtſchaft und Hausbeſitz für den 
ganzen Regierungsbezirk Allenſtein nach dem Muſter der 
vorher für den Kreis Lyck gegründeten Arbeitsgemeinſchaft. 
Bei den Tagungen der Notgemeinſchaft war die Abteilung 
vertreten. Ein Mitglied der Abteilung gehört dem engeren 
Arbeitsausſchuß an. Eine direkte Mitarbeit ſeitens der Ab⸗ 
teilung kam nicht in Frage, da bei der Gründung die amt⸗ 
lichen Berufsvertretungen ausgeſchaltet wurden, um den 
Charakter des freien Zuſammenſchluſſes der Berufsſtände 
zu wahren. Die Notgemeinſchaft mit ihrem Sitz in Lyck 
hat mehrfach mit den Berliner Zentralſtellen vorwiegend 
wegen Kreditgewährung verhandelt. 

Soweit dies möglich, waren wir ſeitens der Abteilung 
ebenfalls um die Beſchaffung und Verteilung 
von Krediten bemüht. Es galt beſonders Feſtſtellun⸗ 
gen zu treffen über die Auswirkungen der ſeinerzeit aus⸗ 
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gegebenen Mittelſtandskredite, und vor allem mußten zur 
Unterſtützung unſerer verhandelnden Zentralſtellen Unter⸗ 
lagen beſchaffen werden über die Kreditbedürftigkeit und die 
Kreditwürdigkeit des Handwerks. Nach dem Ergebnis dieſer 
Unterſuchungen hatten im Sommer vorigen Jahres die von 
unſeren Erhebungen getroffenen rund 6000 Betriebe insge⸗ 
ſamt 3,4 Millionen Mark laufende Wechſelſchulden, rund ein 
Drittel aller Handwerksmeiſter ſind Hausbeſitzer. Von den 
laufenden Schulden konnten rund 34 Million in eine lang⸗ 
friſtige Grundſchuld zu erſter Stelle umgewandelt werden. 

Auf unſeren Antrag genehmigte der Herr Regierungs⸗ 
präſident in Städten unter 10 000 Einwohnern für alle für 
die Landwirtſchaft arbeitenden Handwerksbetriebe in den 
Sommermonaten eine neunſtündige Arbeitszeit. Für den 
Stadtkreis Allenſtein beantragten wir auf Veranlaſſung der 
Innung ein Verbot zur Oeffnung der Bäckerläden an Gonn- 
und Feiertagen. Der Herr Regierungspräſident hat dieſem 
Antrag ſtattgegeben; ab 1. April d. Js. dürfen die Bäcker⸗ 
läden in der Stadt Allenſtein an Sonntagen nicht mehr ge⸗ 
öffnet werden. Ueber eine Schließung der Friſeurgeſchäfte 
in Allenſtein an den Sonntagen wird zurzeit verhandelt. 
Für eine Reihe anderer Gewerbe wurde durch unſere Ver⸗ 
mittlung eine allgemeine Regelung der Arbeitszeit und der 
Sonntagsarbeit getroffen. 

Wegen Vermittlung arbeitsloſer Hand⸗ 
werksgeſellen an Private durch die Arbeitsämter 
führten wir Beſchwerde. Bei den Kommunalverwaltungen 
wurden wir erneut wegen Vergebung von Arbeiten an die 
ortsanſäſſigen Handwerksmeiſter vorſtellig. Die Verdin⸗ 
gungsordnung für Bauleiſtungen iſt auf unſeren Antrag bei 
ſämtlichen Baubehörden des Bezirks eingeführt. 

Die bei den laufenden Inſtandſetzungsarbeiten der be⸗ 
hördlichen Gebäude berückſichtigten Handwerksmeiſter wur⸗ 
den von uns benannt. 

Die Zahl der von privater Seite angeforderten Gut⸗ 
achten über Handwerkerrechnungen iſt gegen⸗ 
über dem Vorjahre erheblich geringer geworden. In einzel⸗ 
nen Fällen wurden uns von den Bauämtern vor der Er⸗ 
teilung des Zuſchlages die Submiſſionsergebniſſe zur Be⸗ 
gutachtung zugeſandt. 

Im Sommer fand in Allenſtein eine Beſprechung mit 
den Vertretern der Eichungsdirektion Königsberg 
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über die Frage der Eichungspflicht der Backſtubenwagen 
ſtatt, die ergebnislos verlief. 

Zu den Zuſchlägen zur Gewerbeſteuer 
mußte auch im Vorjahre von den Gemeinden unſere Aeuße⸗ 
rung eingeholt werden. Unſere Einſprüche gegen die Höhe der 
Zuſchläge wurden leider vom Bezirksausſchuß zu einem Teil 
nicht berückſichtigt, da die ſich durch eine Senkung der Zu⸗ 
ſchläge ergebenen Fehlbeträge nicht anderweitig gedeckt wer⸗ 
den konnten. Bei mehreren Gemeinden iſt es jedoch ge— 
lungen, durch Nachweiſung eines höheren Grundbetrages 
die Zuſchläge zu ermäßigen. 

Recht umfangreich war der Schriftwechſel mit der Zen⸗ 
trale. Wir hatten zu den im vergangenen Jahr recht zahl⸗ 
reichen Geſetzesentwürfen Stellung zu nehmen. 

Bei der Einteilung der Arbeitsgerichts⸗ 
bezirke haben wir die Wünſche des Handwerks nach Cr- 
richtung großer arbeitsfähiger Bezirke erfolgreich vertreten 
können. 

Die von der Abteilung veranſtalteten ZO bermeiſter— 
tage waren gut beſucht. Zu der letzten Tagung, Ende Januar, 
war es uns gelungen, als Referenten den Landtagsabgeord⸗ 
neten, Herrn Malerobermeiſter Beyer - Waldenburg und 
Herrn Verbandsdirektor Schumann⸗-Allenſtein zu ge⸗ 
winnen. Die Handwerkervereine wurden außerdem über 
dringende und wichtige Fragen durch Rundſchreiben unter— 
richtet. 

In 2 Abteilungsſitzungen und 3 Vorſtands⸗ 
jigungen wurde über die laufenden Verwaltungsfragen 
entſchieden. Die letzte Vorſtandsſitzung am 12. Januar ſtand 
im Zeichen der Ehrung des Abteilungsvorſitzenden, Maurer- 
und Zimmerobermeiſter Pfeiffer, der an dieſem Tage 
mehrere Jubiläen beging. Durch den ſtellvertretenden Vor⸗ 
ſitzenden, Schloſſerobermeiſter Carl-Allenſtein, wurde ihm 
eine künſtleriſch ausgeführte Ehrenmappe überreicht. 

Neben der Unterſtützung der Innungen und der einzel⸗ 
nen Handwerksmeiſter durch Eingaben und Berichte, ſowie 
Beantwortung der zahlreichen Anfragen hatten wir den Be⸗ 
hörden über die Wirtſchaftsverhältniſſe der einzelnen Hand⸗ 
werkszweige zu berichten. Die Tageszeitungen wurden 
außer mit den uns vom Reichsverband des Deutſchen Hand⸗ 
werks zur Verfügung geſtellten R.⸗H.⸗Nachrichten auch mit 
eigenen Artikeln laufend beliefert. Soweit wir feſtſtellen 
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konnten, ift das von uns verſandte Material von den Zei⸗ 
tungen bisher reſtlos aufgenommen. 

Die Veranlagung zu den Handwerkskam⸗ 
merbeiträgen konnte im verfloſſenen Jahr erſt ſehr 
{pat durchgeführt werden, da die Veranlagungen zur Ge- 
werbeſteuer erſt im Spätſommer, teilweiſe ſogar erſt zu Be⸗ 
ginn dieſes Kalenderjahres erfolgten. In einem Kreis iſt 
die Veranlagung zur Gewerbeſteuer für 1925 bis heute nicht 
durchgeführt. 

Die Zahl der Einſprüche gegen die Handwerkskammer⸗ 
beiträge iſt von 457 im Vorjahre auf 392 gefallen. 

Der Abteilungsetat betrug 42 400 Mk. An Beiträgen 
hatte der Bezirk 53 370 Mk. aufzubringen. Von dieſem 
So⸗Beitrag ſind bisher 32 700 Mk. eingegangen. Hiervon 
ſind 25 200 Mk. an die Zentrale abgeführt und 7500 Mk. 
für den Bedarf der Abteilung verwandt. 

Die Beiträge verteilen ſich auf 22 Städte und 853 Ge⸗ 
meinden. Im Vorjahre war ein Zugang von 735 Betrie- 
ben zu verzeichnen, fo daß 8238 Handwerksbetriebe zu den 
Beiträgen veranlagt wurden. Erhoben iſt ein Grundbetrag 
von 4 Mk. pro Betrieb und 25 Proz. Zuſchlag zum Ge- 
werbeertragsſteuergrundbetrag von 1925. 

Die Verteilung des Beitragsſolls von 53 370 Mk., von 
denen, wie ſich aus obigen Zahlen ergibt, zurzeit noch 20 670 
Mark ausſtehen, geſtaltete ſich, wie folgt: 


Veranlagung der Städte 


Summe 


2 2 | Grunbd= ; 

Kreis a 19 5 beitrag] Zuſchlag der Beiträge 

M A M 2 
Allenſtein 2 749 2996 4 247,13 7 243,13 
Johannisburg. 3 | 341] 1364 1016,38 2 380,38 
Lötzen 2 298 1192 1 400,81 2592,81 
Lyck 1 | 473 1892 | 1995,83 3 882,83 
Neidenburg - - 1 193 772 844,79 1 616,79 
Ortelsburg 3 381 1524 1548,74 3 072,74 
Oſterode 4 583 2332 2 546,18 4878,18 

Rößel. 4 620 2480 2 973,49 5 453,49* ) 
Gen8burg. - .| 2 256 | 1024 990,18 2014,18 


Sa.| 22 [3 89 | 15576 | 17558,53 | 33 134,53 
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Veranlagung der Gemeinden. 


2 5 runde | ais Summe 
Kreis | 190 12 55 pane Zuschlag der Beiträge 

— M M M 
Allenftein . . 109 654 2616 136,54 2 752,54 
Johannisburg.] 101 | 416] 1664 389,74 2053,74 
Lötzen 62 444 1776 263,85 2 039,85 
ad ..... 108 493 1972 165,31 2137,31 
Neidenburg - - 94 396 1584 320,46 1904,46 
Ortel3burg . . 108 | 545 | 2180 183,13 2363,13 
Oſterode . .| 121 | 508 2032 452,32 2 514,32 
Rößfßel 69 | 441] 1764 538,60 2 302,60 *) 
Sensburg - .| 81 447 1788 380,42 2 168,42 


Sa.| 853 | 434 | 17 376 | 28 60,37 | 20236,37 


Geſamtſumme der veranlagten Beiträge. 


E „ [runde |, Summe 
Kreis 1 ba beitrag | Zuſchlag der Beiträge 
M M A. 
Allenſtein . . 111 | 1403 5 612 4 383,67 9 995,67 
Johannisburg 104 757 3 028 1 406,12 4 434,12 
igen. . a 55 64 742 2 968 1 664,66 4 632,66 
DE: ae kes 109 966 3 864 2 156,14 6 020,14 
Neidbenburg - - 95 589 2356 1165,25 3521,25 
Ortel3burg - 111 926 3704 1731,87 5 435,87 
Ofterpde. . . . 125 | 1091 4 364 3 028,50 7 392,50 
Rößel 731061 4244 3 512,09 7 756,09 
Sensburg 83 703 2812 1370,60 4 182,60 


Sa.] 875 [8238 | 32952 | 20 418,90 | 53 370,90 

) Die Zahlen für den Kreis Rößel find der Veranlagung aus 
dem Jahre 1925 entnommen, weil die Ausſchreibung der Beiträge 
pro 1926 nicht erfolgen konnte, da die Veranlagung zur Gewerbe⸗ 
ſteuer hier noch nicht durchgeführt iſt. Die eingeſetzten Beträge 
dürften ſich in den endgültigen Zahlen um 20 bis 25 Proz. ver⸗ 
ringern 3 ead ote ; 

Auf Einzelheiten der Tätigkeit der Abteilung konnte in Vor⸗ 
ſtehendem nicht eingegangen werden. Der Bericht ſoll nur in 
großem Rahmen die hauptſächlichſten Arbeitsgebiete umzeichnen und 
mit ſeinen Zahlen einen Einblick in die inneren Verbälkniſſe der 
Abteilung und des Bezirks gewähren, um die Handwerksmeiſter 
und ihre Innungen für die Arbeit ihrer amtlichen Berufsvertretung 
zu intereſſieren. 


Geſchäftsbericht 


der Handwerkskammer⸗Abteilung Gumbinnen. 


I. Organiſation und Kaſſenverwaltung. 


Das Berichtsjahr, das die Zeit vom 1. 4. 1926 bis 
31. 3. 1927 umfaßt, war ein Jahr des wirtſchaftlichen und 
organiſatoriſchen Aufbaues. Die Feſtigung der geſamt⸗ 
deutſchen Wirtſchaft, die trotz aller noch herrſchenden Miß⸗ 
ſtände nicht zu verkennen iſt, beginnt langſam auch auf das 
Handwerk einzuwirken. Die Verteidigungsſtellung, in die 
das Handwerk durch die Induſtrie und die offenen und ver⸗ 
ſteckten Sozialiſierungsbeſtrebungen gedrängt iſt, die Viel⸗ 
heit der Handwerksberufe, die Jerſplitterung in kleine und 
kleinſte Betriebe bewirken, daß die Geſundung im Handwerk 
langſamer vonſtatten geht und größerer Anſtrengungen be⸗ 
darf. Die Erkenntnis, daß der Wiederaufſtieg des Hand⸗ 
werks die Zuſammenfaſſung aller Kräfte erfordert und zu 
zielbewußter, ſtarker Stellung im Wirtſchaftskampf zwingt, 
iſt im Handwerk leider noch nicht in genügender Klarheit 
vorhanden. Die Abteilung ließ es ſich daher im Berichts⸗ 
jahr angelegen ſein, nach dieſer Richtung hin aufklärend zu 
wirken, wozu die ungünſtigen, oft verzweifelten Berichte 
über die Wirtſchaftslage der einzelnen Handwerksberufe 
nicht zuletzt den äußeren Anſtoß gaben. Die Aufklärungs⸗ 
arbeit verſchaffte dem ſeit Anfang April 1926 neu angeſtell⸗ 
ten Syndikus zugleich die erforderliche Kenntnis des Be⸗ 
zirks. Sie ſtellte auch die wünſchenswerte perſönliche Füh⸗ 
lung mit den Organiſationen des Handwerks wieder her, 
die ſich bisher etwas gelockert hatte. Es darf erhofft werden, 
daß der Arbeit der Handwerkskammer wieder größeres Ver⸗ 
trauen entgegengebracht wird. 
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Im einzelnen kommt die Arbeit der Abteilung in fol— 
genden Angaben zum Ausdruck: 


Der Verkehr der Geſchäftsſtelle umfaßte 13 118 Aus⸗ 
gänge und 12 798 Eingänge, daneben annähernd 4000 per⸗ 
ſönliche und telephoniſche Auskünfte. Es fanden ſtatt: 


3 Sitzungen des Geſamtvorſtandes der Zentral⸗ 
kammer, 

Sitzungen des Abteilungsvorſtandes, 

Geſchäftsführerkonferenzen der Zentralkammer, 

Sitzung mit den Innungsausſchüſſen, 

Obermeiſtertage. 

Der Vorſtand bzw. der Syndikus nahm teil an: 


14 Verſammlungen der Innungsausſchüſſe und des 
Verbandes der Innungsausſchüſſe, 

12 Verſammlungen der Innungen, 

5 Verſammlungen der Handwerkervereine, 

5 Verſammlungen der Handwerkerverbände, 


an der Vertreterverſammlung des Deutſchen Handwerks- 
und Gewerbekammertages in Königsberg, in Gemeinſchaft 
mit dem größeren Teil der Kammermitglieder. 


In der Zuſammenſetzung der Kammer⸗ 
mitglieder iſt inſofern leider eine Aenderung eingetre⸗ 
ten, als der verdiente Vorſitzende der Abteilung, Herr Tiſch⸗ 
lerobermeiſter Niederſtraßer, der ſein verantwortungsvolles 
Amt ca. 3 Jahre tatkräftig und unter Hintanſetzung ſeines 
eigenen Geſchäftes geführt hat, ſein Amt niedergelegt hat. 
Auch an dieſer Stelle ſei ihm für ſein erfolgreiches Wirken 
im Dienſte des Handwerks aufrichtiger Dank geſagt. 

Der Zuſammenſchluß des Handwerks hat 
im Berichtsjahre einige Fortſchritte gemacht. Es beſtanden 
am Schluß des vorigen Geſchäftsjahres: 

9 Innungsausſchüſſe, 52 Zwangs⸗ und 95 freie 
Innungen. 

Neu gegründet wurden: 

der Innungsausſchuß für den Kreis Niederung zu 
Heinrichswalde, 

die Zwangsinnung für das Damenſchneiderinnen⸗ 
e des Kreiſes Gumbinnen, Sitz Gum⸗ 
innen, 


WA 
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die Zwangsinnung für das Brunnen- und Bumpen- 
bauerhandwerk für den Regierungsbezirk Gum- 
binnen, Sitz Gumbinnen, 


die Zwangsinnung für das Konditorenhandwerk für 
ben Regierungsbezirk Gumbinnen, Sitz Inſter⸗ 
urg. 


Es wandelten ſich um in eine Zwangs- 
innung: 
die freie Schuhmacherinnung für Stadt und Kreis 
Tilſit, 
die freie Friſeur⸗ und Perückenmacherinnung für den 
Kreis Gumbinnen. 


Eine Erweiterung des Innungsbezirks 
unternahm die Sattler⸗Zwangsinnung Pillkallen durch Ein⸗ 
beziehung der Kirchſpiele Schirwindt und Schillehnen. 


Aufgelöſt wurde die Maler- und Lackierer⸗Zwangs⸗ 
innung Tilſit, die Stadt und Kreis Tilſit, ſowie den Kreis 
Niederung umfaßte. 


Es beſtehen ſomit z. Zt.: 

10 Innungsausſchüſſe, 

56 Zwangs⸗ und 98 freie Innungen, mit insge⸗ 
ſamt etwa 6300 Mitgliedern, ſo daß rund 70 Prozent der 
Handwerksbetriebe des Bezirks den Innungen angeſchloſſen 
find. Daneben beſtehen noch etwa 30 Handwerkervereine 
mit rund 2600 Mitgliedern. 


Die im vorigen Bericht angedeutete Gründung eines 
Innungsausſchuſſes zu Stallupönen iſt noch immer nicht 
zuſtande gekommen. Ebenſo iſt die Errichtung einer Buch⸗ 
binder⸗Zwangsinnung für den Regierungsbezirk Gumbin⸗ 
nen mangels der erforderlichen Beteiligung geſcheitert. Be⸗ 
antragt iſt die Errichtung je einer Damenſchneiderinnen⸗ 
Zwangsinnung für den Kreis Darkehmen und für den Kreis 
Stallupönen, einer Glaſer⸗Zwangsinnung für den Regie⸗ 
rungsbezirk Gumbinnen mit Ausnahme der Kreiſe Tilſit 
Stadt und Land und Niederung. 


Die Veranlagung und Einziehung der 
Handwerkskammerbeiträge nahm wieder einen 
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breiten Raum in der Geſchäftstätigkeit der Abteilung ein. 
Die Beſchwerden der kleinen Betriebe über den Grundbeitrag 
von 4 Mark waren wieder äußerſt zahlreich. Zu den Bei⸗ 
trägen zur Handwerkskammer wurden 12 Städte und 1233 
Gemeinden mit rund 8900 Betrieben herangezogen. Die 
Veranlagungsſumme betrug 56 012,03 Mark, die Iſtein⸗ 
nahme 45 361,30 Mark. Mithin verbleibt ein Reſt von 
8650,73 Mk. Infolge Einſpruchs mußten rund 2000 Mk. 
abgeſetzt werden. 


II. Lehrlings⸗ und Prüfungsweſen. 

In der Berichtszeit wurden 409 Lehrlinge zur Lehr⸗ 
lingsrolle der Handwerkskammer gemeldet und 1834 Lehr⸗ 
linge bei den Innungen eingeſchrieben. Den zahlreichen Ge- 
ſuchen um Verkürzung der Lehrzeit hat der Vorſtand der 
Abteilung nur in 13 Fällen ſtattgegeben, da er der An⸗ 
ſicht iſt, daß die dreijährige Lehrzeit nur eben hinreicht, um 
eine ordnungsmäßige Ausbildung im Handwerk zu gewähr⸗ 
leiſten. Leider mußte feſtgeſtellt werden, daß der Lehrlings⸗ 
ausbildung nicht überall die erforderliche Sorgfalt zuteil 
wird. So mußten wegen ungenügender Leiſtungen ihrer 
Lehrlinge bei den Geſellenprüfungen 4 Lehrmeiſter ver⸗ 
warnt werden. In einem Fall mußte die Entziehung der 
Befugnis zur Lehrlingshaltung beantragt, in einem andern 
Falle dieſe Maßregel angedroht werden. Wegen unbefugter 
Lehrlingshaltung wurden 12 Gewerbetreibende mit empfind⸗ 
lichen Geldſtrafen belegt. In 3 Fällen wurde das Ver⸗ 
fahren eingeſtellt, in einem Falle erfolgte Freiſpruch. Wegen 
Nichtanmeldung ihrer Lehrlinge zur Lehrlingsrolle mußten 
2 Lehrmeiſter in Geldſtrafe genommen werden. Wegen 
ſonſtiger Verſtöße gegen die geſetzlichen Beſtimmungen, 
Ueberſchreiten der Lehrlingshöchſtzahl uſw. mußte in 32 
Fällen Strafantrag bei der Staatsanwaltſchaft bzw. Er⸗ 
hebung von Ordnungsſtrafen bei der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde beantragt werden. Die bereits im Vorjahre be⸗ 
klagten Mißſtände in der Ausbildung der Hausbedarfslehr⸗ 
mädchen in der Schneiderei (ſogenannten „Schülerinnen“ 
beſtanden auch im Berichtsjahr weiter. Eine gründliche Ab⸗ 
hilfe wird leider durch die allzu entgegenkommende Haltung 
der Verwaltungsbehörden, aber auch durch die oft einander 
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widerſprechende Stellungnahme der beteiligten Berufskreiſe 
erſchwert. Es iſt dringend geboten, daß hier eine einheit⸗ 
liche Regelung ſtattfindet, die den Erforderniſſen des Damen⸗ 
ſchneiderinnenhandwerks gerecht wird. Die Vorarbeiten 
hierfür ſind eingeleitet. Auch wird im kommenden Jahre 
durch Ausbau des Beauftragtenweſens eine umfaſſende Re⸗ 
viſion der Handwerksbetriebe ſtattfinden, um den beſtehenden 
Vorſchriften allenthalben Geltung zu verſchaffen; muß doch 
befürchtet werden, daß nur ein beſchränkter Teil der Ueber⸗ 
tretungen zur Kenntnis der Kammer gelangt. Im Zuſam⸗ 
menhang hiermit ſei erwähnt, daß wegen unbefugter 
Führung des Meiſtertitels in 2 Fällen eine 
Geldſtrafe verhängt wurde. In 3 Fällen wurde das Ver⸗ 
fahren wegen Verjährung bzw. wegen Mangel an Beweiſen 
eingeſtellt. 


Die Geſellenprüfungsausſchüſſe der 
Handwerkskammer hielten 65 Prüfungen ab für 230 Prüf⸗ 
linge. 15 von dieſen beſtanden mit „ſehr gut“, 105 mit 
gut”, 101 mit „genügend“, während 9 den Anforderungen 
nicht genügten. Vor den Geſellenprüfungsausſchüſſen der 
Innungen wurden 1220 Prüflinge geprüft. Die Ergebniſſe 
liegen z. Zt. noch nicht vor. Bemerkenswert iſt der jährlich 
wachſende Anteil der weiblichen Handwerker in der Zahl der 
Prüflinge. In den Jahren 1912 bis 1926 legten weib⸗ 
liche Lehrlinge in folgenden Berufen die Gefellen- 
prüfung ab: 


Handwerk 191213 1]15]16]17]18[1920]21]22]28]24P25P0]uuiam. 


Buchdruder ....| — I-11 IHA 2) - [== (HH - 
Damenfchneiderei | — 
Fleiſchereei — 11-11-1111] 1-1 
Friſeune — 11111] 

Photographen. — 
Pugmader ....| — 
Uhrmacher. . . — 


Das Ergebnis der Meiſterprüfungen veran⸗ 
ſchaulicht die nachfolgende Tabelle: 


3 
a Zahl der Ergebniffe 
2 Gemerbe a A 
— Prü⸗ Prüf⸗ | mit ü⸗ nicht 
E fungen linge 5 gut eb seen. 
1.| Bäder . 2 121 738 1 
2.] Konditor, 1... 1 — 1 = = 
A Fleiſcher 43 11 — 5 5 1 
. e „Perücken⸗ | 
macher A 2 8 | — 2 6 — 
5.| Elektro⸗Inſtallateur. 3 15 | — 3 9 3 
6.| Klempner 1 3 1 — 3 — — 
7.] Korbmacher . 1 1 1 — — — 
8.] Maler. 1 4 1 — 3 — 
9.] Maurer⸗ u. Zimmerer 3 | 10 — 18 1 
10.] Müller * IS 4 | — 2 2 — 
11.] Photographen. 1 1 — 1 = — 
12.] Putzmacher . 1 3 1 1 1 — 
13.] Sattler 1 2 — 1 1 — 
14. | Seiler ı ifaj-t—-f- 
15.| Bauſchloſſer 1 3| — 1 2 — 
16.] Maſchinenbauer . 4 10 4 4 2 — 
17.] Schmiede. 3 21 3 7 7 4 
18.] Schneider. 3 19 3 10 6 — 
19.] Schneiderinnen 2 26 8 13 5 — 
20.] Schuhmacher 2 9 — 6 3 — 
21.] Stellmacher 2 10 3 5 1 1 
22.] Tiſchler 5 16 1 3 11 1 
23.] Töpfer 1 | 11-1 — 1 — 
Sal 46 191 | 27 | 76 | 76 | 12 


Auch in diefem Zuſammenhang jei eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der weiblichen Handwerker mitgeteilt, die eine 
Meiſterprüfung abgelegt haben: 


Handwerk _[1912|13]14|15]16|17]18|19}20[21)22}23)24|25]26]outam. 


Damenſchneiderei | 5 [15] 2) -T [re] -Prlaififızeilis] 174 
Fleiſcher. — HH HH HH -] 1111 1 
Stifeur....... = Hi -|-|/-[= ——— 2 — 1)—] 3 
Photographen .. ———— [[- IEEE 1 
Putzmacher . . . . — I-1-1- 11-11 21 61 61 51 Sl 1-11 28 
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III. Meiſter⸗ und Fachkurſe. 


Wie bekannt, ift die Veranſtaltung der Fach⸗ und Buch⸗ 
führungskurſe für den Abteilungsbezirk der Gewerbe⸗ 
förderungsanſtalt übertragen, die über ihre Tätig⸗ 
keit einen eingehenden Bericht in der Handwerker⸗ 
zeitung veröffentlichen wird. Erfreulich iſt, daß die In⸗ 
nungen dem Fachſchulweſen größere Aufmerkſamkeit wid⸗ 
men. Im Berichtsjahr konnten 11 Innungen mitteilen, daß 
fie Fachſchulen für ca. 500 Lehrlinge unterhielten. Die Er⸗ 
ehr mas werden von den Innungen durchweg günftig be= 
urteilt. 


IV. Auszeichnungen und Ehrungen. 


Am 4. Oktober 1926 beging das Vorſtandsmitglied der 
Abteilung und auch der Zentralkammer, Herr Schmiede- 
obermeiſter Endrejat, ſein 40jähriges Meiſter⸗ und Ge⸗ 
ſchäftsjubiläum. Am 16. Januar 1927 feierte das Vor⸗ 
ſtandsmitglied der Abteilung, Herr Sattlerobermeiſter 
Schroeder, ſeinen 60. Geburtstag. Dieſen beiden ver⸗ 
dienten Führern des oſtpreußiſchen Handwerks widmeten 
die beteiligten Handwerkskreiſe unter Teilnahme aller Be⸗ 
hördenvertreter eindrucksvolle Feſtſitzungen, an denen auch 
der gejamte Vorſtand der Abteilung teilnahm. 

In üblicher Weiſe wurden ältere Handwerksmeiſter an⸗ 
läßlich ihres Meiſterjubiläums geehrt. Es wurden insge⸗ 
jamt 177 Ehrenurkunden verliehen, darunter 22 durch die 
Zentralkammer aus Anlaß eines 30—60jährigen Meiſter⸗ 
jubiläums und 1 für eine 25jährige, 2 für 30 jährige Tätig⸗ 
keit als Obermeiſter. Für langjährige ununterbrochene 
Tätigkeit in ein und demſelben Handwerksbetrieb wurden 
von der Zentralkammer 5 Medaillen verliehen, und zwar 
2 bronzene für 10jährige Tätigkeit, 1 ſilberne für 20jährige 
Tätigkeit, 2 goldene für 30jährige Tätigkeit. 

Häufig war die Ehrung der Anlaß einer feſtlichen Ver⸗ 
anſtaltung der zuſtändigen Innung, der in vielen Fällen 
auch der Syndikus beiwohnte. Aus Anlaß von Fahnen⸗ 
weihen wurden 4 Innungen und 2 Handwerkervereinen des 
Bezirks Fahnennägel überreicht. 


V. Allgemeines. 


Wie oben angedeutet, ſtanden neben den mitgeteilten 
Arbeiten die Wirtſchaftsfragen im Vordergrunde der Auf⸗ 
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merkſamkeit. Gemäß dem beängſtigenden Tempo der Ge⸗ 
ſetzesmaſchine hatte ſich die Handwerkskammer zu einer 
Reihe von Geſetzesvorlagen zu äußern. Es ſeien nur die 
wichtigſten, das Arbeitsgerichtsgeſetz, das Arbeitsſchutz⸗ 
geſetz und das Berufsausbildungsgeſetz, genannt. Dieſe höchſt 
wichtigen Geſetzeswerke werden die Kammer auch im kom⸗ 
menden Jahr ſehr in Anſpruch nehmen. (Näheres ſiehe Bericht 
der Zentralverwaltung.) Einige große Gebiete aus der Fülle 
der Wirtſchaftsfragen ſeien noch herausgegriffen, ſoweit 
hierbei noch Mitteilungen von örtlicher und bezirklicher Be⸗ 
deutung zu machen ſind. Hier verdient die Bekämpfung 
der Regiebetriebe beſonders hervorgehoben zu wer⸗ 
den. Auf dieſem Gebiete gelang es der Abteilung, den wei⸗ 
teren Ausbau von Werkſtätten der Heeresunterkunftsämter 
zu verhindern. Vorſtellungen über die ſchädliche Konkurrenz 
der Kreis⸗Elektrizitätsgeſellſchaft zu Inſterburg für die In⸗ 
ſtallateure blieben bisher leider erfolglos. Die Stellung⸗ 
nahme gegen dieſe Regiebetriebe war im übrigen nur mög⸗ 
lich, da lückenloſes Material über ſie beſchafft werden konnte. 
Ein Vorgehen gegen andere Schädigungen gleicher Art, die 
der Abteilung mehrfach genannt wurden, war mangels zu⸗ 
verläſſiger Unterlagen von vornherein zur Ausſichtsloſigkeit 
verurteilt. Es kann nicht oft genug wiederholt werden, daß 
jede wirtſchaftspolitiſche Maßnahme der Kammer genaue, 
unbedingt wahrheitsgemäße Angaben zur Vorausſetzung hat. 


Gegen die Schäden im Submiſſionsweſen hat 
die Abteilung lebhaft angekämpft. Nicht allein, daß ſie alle 
ſtaatlichen und kommunalen Behörden aufgefordert hat, 
Aufträge an das anſäſſige und ſelbſtändige Handwerk zu 
vergeben, ſie hat auch die bekannten Mißſtände des Sub⸗ 
miſſionsweſens, wo ſie ihr gemeldet wurden, zu beſeitigen 
verſucht. So gelang es ihr in einigen Fällen, die Heran⸗ 
ziehung von Geſellen für behördliche Arbeiten zu verhindern. 
Es wäre zu wünſchen, daß endlich alle Verwaltungsbehör⸗ 
den einſehen möchten, daß ſie durch Ausſchaltung des ſelb⸗ 
ſtändigen Handwerksmeiſters den Untergang der deutſchen 
Wirtſchaft herbeiführen. — Das wahnſinnige Unterbieten 
der Unternehmer konnte noch nicht eingeſchränkt werden. Die 
Aufforderung des Magiſtrats Gumbinnen an die Abteilung, 
ſich gutachtlich zu Angeboten von Handwerksarbeiten zu 
äußern, deren Preiſe in kraſſem Mißverhältnis zueinander 
ſtanden, blieb leider vereinzelt. 
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Daß Steuerfragen die Abteilung lebhaft beſchäf⸗ 
tigen, ergibt ſich ohne weiteres aus der unheilvollen Bedeu⸗ 
tung, die das geltende Steuerſyſtem für das Handwerk er⸗ 
langt hat. Abgeſehen von der Mitwirkung bei Ernennung 
der verſchiedenen Steuerausſchüſſe, der gutachtlichen Aeuße⸗ 
rung zur Feſtſetzung der Zuſchläge zur Gewerbeſteuer durch 
die Städte, hat die Abteilung auch häufig einzelne Hand⸗ 
werker beraten können. Es ſoll verſucht werden, dieſen 
Zweig der Kammertätigkeit weiter auszubilden. Auch den 
Finanzämtern hat die Abteilung in vorkommenden Fallen 
bereitwillig zur Verfügung geſtanden, hat es aber abgelehnt, 
Durchſchnittsgewinnſätze aufzuſtellen, da dies nach Anſicht 
des Vorſtandes eine Unmöglichkeit iſt. 


Zu Beginn des Berichtsjahres gingen einige Ortskran⸗ 
kenkaſſen übermäßig ſcharf gegen Arbeitgeber vor, die mit 
den Beiträgen im Rückſtand geblieben waren. Für jede 
Woche des Verzuges wurden nicht weniger als 10 Prozent 
des ausſtehenden Betrages als Verzugsſtrafe berechnet. 
Wenn auch dies Verfahren durch Miniſterialerlaß gemildert 
wurde, ſo gab es doch den Anſtoß zu einer lebhaften Werbe⸗ 
tätigkeit für die Gründung von Innungskran⸗ 
kenkaſſen. Z. Zt. haben 8 Innungen Anträge zur Er- 
richtung einer Innungskrankenkaſſe eingereicht. Eine Ent⸗ 
ſcheidung iſt leider noch nicht erfolgt. Wie bekannt, wird 
z. Zt. ein heftiger Kampf gegen die Innungskrankenkaſſen 
geführt, weil man in ihnen eine wertvolle Stütze für die 
Selbſtändigkeit des Mittelſtandes erkannt hat. Es liegt ein 
furchtbarer Ernſt in der Tatſache, daß die Organiſationen 
des Handwerks mit allen Mitteln geſchwächt werden ſollen, 
den das Handwerk durchaus beachten muß. Die Abteilung 
iſt unabläſſig bemüht, die handwerklichen Körperſchaften und 
ihre Einrichtungen zu ſtärken. Dieſem Zweck dienen u. a. 
auch die Obermeiſtertage, die ſich, wie es ſcheint, einer ſtei⸗ 
genden Beliebtheit erfreuen. Den Vorträgen, die für die 
Obermeiſtertage vorgeſehen ſind, liegt ein beſtimmtes Pro⸗ 
gramm zugrunde, das zugleich den Innungen als Verhand⸗ 
lungsſtoff dienen kann. 


Auf dem Gebiete der Kreditvermittlung für 
das Handwerk war die Kammer, wie aus den Zeitungen be⸗ 
kannt iſt, mit Erfolg tätig. Erwähnt ſei ſchließlich, daß im 
Sinne einer Preisprüfung eine große Zahl von Gut⸗ 
achten an Behörden und Private erſtattet wurde. — Zur 
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Aufklärung über die Lage des Handwerks hat die Abteilung 
wiederholt an die Verwaltungsbehörden berichtet, wobei 
die halbjährigen Wirtſchaftsberichte eine wertvolle Unterlage 
bildeten. Das kommende Jahr wird uns nach Vorliegen der 
Handwerksſtatiſtik hier ein gutes Stück weiterbringen. 

Der vorſtehende Bericht gibt nur in großen Zügen 
einen Ueberblick über die Tätigkeit der Kammerabteilung. 
Möchte im Bezirk auch herausgeleſen werden, was in den 
Zeilen nicht ſteht, nämlich, daß die Kammerabteilung ſich 
ihren Aufgaben mit größter Hingebung widmet und nach 
Kräften bemüht iſt, eine wahre Vertretung des oſtpreußi⸗ 
ſchen Handwerks zu ſein. 


Geſchäftsbericht 
der Handwerkskammer Abteilung Elbing. 


I. Verwaltungsbericht. 


Der Beſtand an Innungen im Abteilungsbezirk 
iſt durch das Ausſcheiden der Zieglerinnung aus dem Hand⸗ 
werk auf 133 Innungen herabgemindert worden. Die Um— 
bildung der freien Schuhmacherinnung Mühlhauſen zu einer 
Zwangsinnung erfolgte im Juni 1926, die Umbildung wei— 
terer freier Innungen zu Zwangsinnungen iſt im Gange. 
Die beantragte Errichtung einer Töpferinnung für die Stadt 
Chriſtburg wurde abgelehnt, u. a. mit Rückſicht darauf, daß 
die Zuſammenfaſſung dieſes Handwerks im ganzen Abtei— 
lungsbezirk in die Wege geleitet werden ſoll. 

Dem Wunſche des Chriſtburger Schneiderhandwerks 
auf Vereinigung mit den Schneiderinnen traten wir ent- 
gegen, um den geſchloſſenen Aufbau in der Organiſation des 
Frauenhandwerks nicht zu gefährden. 

In einigen Fällen wurde feſtgeſtellt, daß Innungen 
Mitglieder außerhalb ihres ſatzungsmäßigen Innungsbe— 
reichs beſaßen; dies wurde geordnet. 

Zahlenmäßige Veränderungen ſind nicht zu berichten. 
Wiederholt waren Beſtrebungen feſtzuſtellen, die auf Auf⸗ 
löſung von Innungen hinzielten. Dieſe Beſtrebungen, die 
von politiſch links gerichteten Handwerkern ausgingen, haben 
nirgends Erfolg gehabt. 

Wie bisher, ſo wirkten wir auch in dieſem Jahre dar— 
auf hin, daß alte Protokollbücher, Siegel und ſonſtige Alter— 
tümer von den Innungen unter Eigentumsvorbehalt an 
Archive und Muſeen überwieſen werden, um ſie der wichtigen 
Erforſchung der heimiſchen Handwerksgeſchichte zu erhalten. 

In Dt. Eylau und Rieſenburg beſteht Intereſſe für Er- 
richtung von Innungsausſchüſſen. 
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An Innungsverbänden beſtehen die für Bäcker, 
Maler und Lackierer, Friſeure ſowie der wiedererrichtete weſt⸗ 
preußiſche Verband der Bauinnung, der eine rührige Tätigkeit 
entfaltet und die Abteilung durch wertvolle Mitarbeit unter⸗ 
ſtützt hat. Die beſondere Bedeutung dieſer Verbände beſteht 
trotz ihres zahlenmäßig geringen Umfanges in der Pflege 
des weſtpreußiſchen Gedankens und — ſoweit möglich — 
Aufrechterhaltung der Verbindung mit Danzig. Den Oſt⸗ 
preußiſchen Friſeurverband, der im Abteilungsbezirk tagte, 
unterſtützten wir durch Hergabe eines Ausſtellungspreiſes. 

Als Merkwürdigkeit iſt zu erwähnen, daß die in der 
Nähe des Abteilungsſitzes befindliche Mechanikerinnung Ma⸗ 
rienburg ihren Briefwechſel mit der Abteilung durch eine 
etwa 90 Kilometer vom Sitz der Innung entfernte Stelle 
außerhalb des Abteilungsbezirks führen läßt. 

Die zahlreichen Geſuche um Abkürzung der 
Lehrzeit wurden wie bisher nur in ſeltenen und beſon⸗ 
ders begründeten Fällen genehmigt. Zahlreicher geworden 
ſind die Fälle, in denen Gewerkſchaften in Lehrlingsangele⸗ 
genheiten mit Beſchwerden oder Anträgen an die Abteilung 
herangetreten ſind. Soweit erforderlich, wurde hier eingegrif⸗ 
fen. In dieſem Zuſammenhange muß feſtgeſtellt werden, daß 
die von der Gewerkſchaft des holzbearbeitenden Gewerbes in 
einer Druckſchrift erhobenen Vorwürfe gegen übermäßige 
Lehrlingshaltung im Tiſchlerhandwerk ſich als unbegründet 
erwieſen haben. Vielfach wurden Anträge dahingehend ge⸗ 
ſtellt, Beſchäftigungszeit bei nicht anleitungsberechtigten Per⸗ 
ſonen als Lehrzeit anzurechnen, und es wurde vielfach, auch 
von Innungsvorſtänden, die Anſicht vertreten, daß dies gut⸗ 
geheißen werden könne, wenn der betreffende Lehrling eine 
kurze Zeit vor der Geſellenprüfung bei einem anleitungs⸗ 
berechtigten Meiſter in der Lehre geſtanden hätte. Gegen 
dieſe Anträge und die ihnen zugrunde liegende irrige Auf- 
faſſung ſind wir aufklärend vorgegangen. 

Vielfache Lehrlingsſtreitſachen konnten durch Belehrung 
beider Parteien über die Rechtslage ohne Streitverfahren 
gütlich beigelegt werden. 

Im Intereſſe der ſorgfältigen Ausbildung des hand⸗ 
werklichen Nachwuchſes befürworteten wir die von einigen 
Handwerkszweigen ergangenen Anträge auf Verlänge⸗ 
rung der Lehrzeit. Aus dem gleichen Grunde wandten 
wir uns gegen den vom Magiſtrat Königsberg ausgehenden 
Plan, erwerbsloſe kaufmänniſche Angeſtellte durch Umſchu⸗ 
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lung dem Handwerk zuzuführen. Wir haben auch bei ähn— 
lichen Gelegenheiten, ſo auch bei der Einſchulung von An⸗ 
ſtaltszöglingen, Krüppeln uſw. ſtets den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß das Handwerk von allen ungeeigneten Elementen 
ſorgfältig freigehalten werden muß und nicht zum Sammel⸗ 
becken ſolcher Perſonen gemacht werden darf, die ſich für 
andere Berufe als untauglich erwieſen. 

Auf dem Gebiet des Hausbedarfsunterrichts 
im Schneiderinnenhandwerk iſt leider immer 
noch feſtzuſtellen, daß die Schneiderinnen ſelbſt aus Mangel 
an Einſicht oder Gemeinſinn die Schädlichkeit dieſer Einrich— 
tung nicht erkennen, daß ſelbſt ſolche Schneiderinnen, die in 
Innungen führend ſind, ſich um die Erlaubnis ſolchen Un⸗ 
terrichts bemüht haben. Daß die Behörden von der Schäd⸗ 
lichkeit des kurzfriſtigen und oberflächlichen Unterrichts in 
der Schneiderei überzeugt worden ſind, glauben wir erreicht 
zu haben; wir fanden hier beſonders die Unterſtützung des 
Herrn Regierungspräſidenten in Marienwerder und der maß⸗ 
gebenden Verwaltungsbehörden. Um die Auswüchſe im Lehr— 
lingsweſen beim Schneiderinnenhandwerk wirkſamer be- 
kämpfen zu können, wurden zwei bewährte Meiſterinnen 
dieſes Faches als Beauftragte für den Schneiderinnenberuf 
für den ganzen Abteilungsbezirk beſtellt. 

Bemerkenswert iſt der Verſuch einiger Lehrlinge aus 
dem Bauhandwerk, die während der arbeitsfreien Zeit im 
Winter zum Schulbeſuch beurlaubt zu werden pflegen, ſich 
als entlaſſen hinzuſtellen, um die Unterſtützung des Wohl⸗ 
fahrtsamts zu erlangen. 

Geſellenprüfungen wurden durch die Prii- 
fungsausſchüſſe der Handwerkskammer von 50 Prüflingen 
abgenommen. Das Ergebnis iſt aus nachſtehender Zuſam⸗ 
menſtellung erſichtlich. 


a davon beftanden 
Zahl der 
Handwerk N ſehr genü⸗⸗ 
Prüflinge ut | gut le nicht 
Maſchinenbauer . .| 27 — | 15 | 12 | — 
Budbdruder . . . . . 3 — — 3 — 
Goldſchmiede . 1 -- = — 1 
Putzmachenr 14 1 4 5 4 
Damenſchneiderinnen 3 — 21 | 3 1 
50 [ 1 J 20 [23 [6 


Was die Geſellenprüfungen bei den Innungen anbe- 
trifft, ſo war aus den eingeſandten Prüfungsprotokollen 
noch manche Unregelmäßigkeit erſichtlich. In einem Falle 
mußte die Geſellenprüfung durch öffentliche Bekanntmachung. 
für ungültig erklärt werden, während in einem andern Falle 
ein Wechſel in der Leitung des Prüfungsausſchuſſes fic) er⸗ 
forderlich machte. 


Bei einzelnen Streitfällen und bei der Reviſion von 
Innungen mußten wir die bedauerliche Feſtſtellung machen, 
daß Lehrverträge nicht ſchriftlich oder nicht vorſchriftsmäßig 
oder nicht vollſtändig abgeſchloſſen waren; bei einer Innung 
wurde ſogar feſtgeſtellt, daß ſie keine Lehrlingsrolle beſitzt. 


Bei dem Erlaß von Ortsſatzungen für Gewerbeſchulen 
und vor der Erhebung von Berufsſchulbeiträgen wurden wir 
gutachtlich behört. 


Die paritätiſchen Fachausſchüſſe, die auf 
Grund der bekannten Miniſterialerlaſſe bei der Abteilung 
beſtehen, haben insgeſamt 13 Geſuche um Einſtellung wei⸗ 
terer Lehrlinge bearbeitet und von dieſen Geſuchen 9 ge— 
nehmigt. Die Geſellenprüfungen werden in Elbing von 
den meiſten Innungen in einem Zimmer des Rathauſes ab- 
gehalten, in Stuhm in einem Raum der dortigen Stadt- 
ſchule. Es wird angeſtrebt, die Prüfungen aller Ausſchüſſe 
in Amtsräume zu verlegen, da Prüfungsverhandlungen in 
Gaſthäuſern untunlich erſcheinen. 


Den Einrichtungen der Induſtrie- und Handelskammer 
zur Prüfung von Induſtrielehrlingen haben 
wir im Gegenſatz zu anderen Handwerksvertretungen nicht 
widerſprochen, weil ihnen ſolche Einrichtungen geſetzlich zu- 
ſtehen und auch im Intereſſe der Allgemeinheit eine beſſere 
Ausbildung der Induſtrielehrlinge liegt. Für das Hand⸗ 
werk bedeutet dies einen Anſporn, die vielfach noch zu leicht 
genommenen Prüfungen zu vertiefen. 


Meiſterprüfungen wurden abgenommen nach 
nachſtehender Ueberſicht: 


nicht 
ftanden 


Babl der 
Prüflinge 


16 


genü⸗ 


Handwerk 
gend 


Bäcker | — 4 
Elektro⸗Inſtallateure 

Fleiſcher . " 
Friſeure a — 1 3 
Klempner. a. o = — — 
Konditoren — — 
Maler und Lackierer — — 
Maſchinenbauer . — — 
Maurer u. Zimmerer — 
Müller 1 — 
Sattler 9. — 
Schloſſee — 2 
Schmiede. . a — — 
Schneidee — — 
Schneiderinnen .. — 
Schornſteinfeger .. — — — 
Schuhmacher — — — 
Stellmacher 
Tiſchler 
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Wie aus dieſer Zuſammenſtellung erſichtlich ijt, ift der 

Prozentſatz derjenigen, die ſich mit Erfolg der Prüfung un⸗ 
terzogen haben, gegen die zurückliegende Zeit geſtiegen. 
Wenn dies trotz der geſteigerten Anforderungen der Prü⸗ 
fungskommiſſion erreicht wurde, ſo iſt dies auf die Meiſter⸗ 
kurſe zurückzuführen. Dieſe wurden nur einmal im Be⸗ 
richtsjahre veranſtaltet, und zwar in: 


Elbing beſucht von 17 Teilnehmern 
Pr. Holland „ „ 15 2 
Marienburg „ „ 16 7 
Dt. Eylau „ 8 9 " 
Rieſenburg „ „ 11 ” 


auf. 68 Teilnehmern. 

Die Beteiligung der einzelnen Kurſiſten am Unterricht 
ift erfreulich lebhafter geworden. Auch haben die Verſuche 
der Prüflinge nachgelaſſen, die Prüfungen vor einer anderen 
15 der zuſtändigen Elbinger Prüfungskommiſſion abzu⸗ 
egen. 


So GTS 


Bei einzelnen Innungen finden fic) in den Satzungen 
noch Beſtimmungen, daß die Innung zur Abnahme von 
Meiſterprüfungen berechtigt iſt, und verſchiedene Innungen 
haben, wie ſich gelegentlich herausſtellte, dieſes vermeintliche 
Recht ſelbſt noch im Jahre 1923 ausgeübt. Daraus ergeben 
ſich Schwierigkeiten, deren Auswirkungen z. Zt. noch nicht 
abzuſehen ſind. ; 

Die Geſuche um Erteilung der Anleitungs⸗ 
befugnis für Lehrlinge haben ſich ſehr ſtark gehäuft und 
wurden in Verkennung der Verhältniſſe ſelbſt von ganz ju⸗ 
gendlichen Perſonen geſtellt. Wer haben in allen Fällen, 
ſoweit nicht eine geſetzliche Mußvorſchrift in Anwendung 
kam, eine ablehnende Haltung eingenommen. Der verſtänd⸗ 
nisvollen Haltung der entſcheidenden Verwaltungsbehörden 
muß hier beſonders dankbar gedacht werden. 

Ehrenurkunden wurden in 46 Fällen von der 
Abteilung verliehen; ferner wurden die von der Zentrale ver⸗ 
liehenen Ehrenmeiſterbriefe und Medaillen den Jubilaren 
überreicht. Es erſcheint erforderlich, daß wie früher auch 
ſolche langjährigen Angeſtellten in Handwerksbetrieben eine 
Auszeichnung erhalten, welche nicht handwerklich ausgebildet 
und tätig ſind. Wiederholt iſt der Wunſch geäußert worden, 
daß die Medaillen der Handwerkskammer zum Tragen am 
Bande eingerichtet werden möchten. 

Auch in dieſem Jahre waren die Verſuche der Steuer⸗ 
behörden zahlreich, die Aufſtellung von allgemein geltenden 
ſogenannten Richtverdienſtſätzen von uns zu erlan⸗ 
gen. Wiederum mußten wir dieſes ablehnen, weil es unmög⸗ 
lich iſt. Zu unſerem Bedauern mußten wir feſtſtellen, daß 
die Fachverbände ſolche Richtlinien herausgegeben haben. 
Dadurch iſt die Gefahr entſtanden, daß nach Höch St ſätzen 
veranlagt wird, und daß zugunſten dieſer Richtlinien Buch⸗ 
führung wegen geringer Mängel nicht anerkannt wird. Wie 
die betr. Fachverbände dies verantworten wollen, iſt uns 
unverſtändlich. Für die neuen Bewertungsaus⸗ 
ſchüſſe und Gewerbeſteuerausſchüſſe benann⸗ 
ten wir Mitglieder. Gegen Auswüchſe bei Submiſſionen 
nahmen wir Stellung. Hervorgehoben werden muß, daß 
eine Baubehörde es unternommen hat, in ihre Aus ſchrei⸗ 
bungs bedingungen Klauſeln aus dem berüchtigten 
Preisabbaugeſetz, welches gegen das Handwerk geplant war, 
aufzunehmen. Daß dies überhaupt möglich war, iſt nur 
durch die Uneinigkeit und die mangelnde wirtſchaftliche Ein⸗ 


— 88 == 


ſicht der Handwerker ſelbſt erklärlich. Gegen die Sch war z⸗ 
arbeit von beſchäftigungsloſen Arbeitnehmern und 
Ruheſtandsbeamten gingen wir wie bisher durch Mit- 
teilung an die Steuerbehörden vor, doch iſt hier der Erfolg 
nicht ſehr groß, da die von den Schwarzarbeitern erzielten 
Einnahmen meiſt in den ſteuerfreien Grenzen bleiben. Auch 
gegen das wilde Bauhandwerk auf dem Lande ſind wir unter 
Unterſtützung des Bezirksverbandes der Bauinnungen bei 
der zuſtändigen Berufsgenoſſenſchaft vorgegangen. Beſon⸗ 
ders häufig waren in der Berichtszeit Beſchwerden über un⸗ 
berechtigte Ausübung des. Hufbeſchlaggewerbes. Hier haben 
die zuſtändigen Landratsämter Abhilfe geſchaffen. 

Die gutachtliche Tätigkeit war lebhafter als 
im Vorjahr, beſonders für Gerichte. Beſchwerden über über⸗ 
mäßige Preisforderungen von Handwerkern find nicht er- 
hoben worden, ſo daß die eingerichtete Güteſtelle auch in 
dieſem Berichtsjahr nicht in Tätigkeit zu treten brauchte. 

Von lebhaftem Intereſſe begleitet war der von Herrn 
Syndikus Dr. Mahler vom Bund Deutſcher Architekten 
über die Tätigkeit der gemeinnützigen Baugeſellſchaften ge⸗ 
haltene Vortrag in Elbing, der von allen Teilen des Abtei⸗ 
lungsbezirks ſtark beſchickt wurde. 

Unſere wiederholten Vorſtellungen bei der Reichsbahn 
wegen der Zugverbindungen im Abteilungsbezirk 
haben Erfolg gehabt, indem die beantragten Verbeſſerungen 
nunmehr durchgeführt worden ſind. Ebenfalls hatten wir 
Gelegenheit, in einer Beſprechung mit Vertretern des Reichs⸗ 
verkehrsminiſters unſere Wünſche wegen des Fahrplans für 
den Seedienſt Oſtpreußen zur Geltung zu bringen. 

Gegen die geplante Auflöſung des Ober lan⸗ 
desgerichts Marienwerder nahmen wir Stellung und 
halfen ſo zum Erfolge beitragen. 

Bei der Jahrhundertfeier der Stadt Ma⸗ 
rienburg war die Handwerkskammer-Abteilung Elbing 
durch Vorſitzenden und Syndikus vertreten, dagegen konnten 
Einladungen zum Handwerkstag in Arys, zur Handwerks⸗ 
ausſtellung in Pillkallen ſowie zur Bauwoche in Köln wegen 
der Koſten nicht angenommen werden. Insgeſamt ſind von 
den Mitgliedern, Beamten und Angeſtellten der Abteilung 
114 Dienſtreiſen mit 12 460 Kilometern ausgeführt worden. 

An in Not geratene Handwerker unſeres Bezirks konn⸗ 
ten wir in geringem Umfange, unſern Geldverhältniſſen ent⸗ 
ſprechend, Unter ſtützungen gewähren. 
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Ein gut beſuchter Handwerksmeiſtertag fand 
in Dt. Eylau ſtatt. Der urſprünglich erbetene Redner Herr 
Reichstagsabgeordneter Biener war durch plötzliche Erkran⸗ 
kung verhindert, und an ſeiner Stelle ſprach in dankens⸗ 
werter Weiſe Herr Handelskammerſyndikus Dr. Geißler⸗ 
Marienwerder. 

An der Kreditbeſchaffung für das weſtpreu⸗ 
ßiſche Handwerk haben wir uns durch entſprechende Eingaben 
beteiligt. Ferner unterſtützten wir einen Antrag des Be⸗ 
zirksverbandes der Bäckerinnungen über Neuregelung der 
Sonntagsverkaufszeit und nahmen auch Stellung zu einer 
Verordnung über die Regelung des Ausverkaufsweſens. 

Der Anregung der Zentrale auf Schaffung von Rei ſe⸗ 
ſparkaſſen zum Beſuch der Münchener Handwerksaus⸗ 
ſtellung folgend, erließen wir entſprechende Rundſchreiben an 
die Innungen des Bezirks, doch ſtießen wir hier faſt überall 
auf Ablehnung, die mit der wirtſchaftlichen Notlage des 
Handwerks begründet wurde. 

Eine gewiſſe Beſſerung in der Wirtſchaftslage iſt inſo⸗ 
fern zu erkennen, als im Gegenſatz zum vorigen Jahre zwar 
die Zahl der Geſchäftsaufſichten (3) die gleiche 
blieb, jedoch die Zahl der Kon kur ſe im Abteilungsbezirk 
von 23 auf 7 zurückgegangen iſt. 

Eine eingehende Vertretung des Handwerks iſt dadurch 
erſchwert, daß die von den Innungen zu erſtattenden Wirt⸗ 
ſchafts berichte nur lückenhaft eingehen und meiſt nicht 
ſolches Material enthalten, das ſich zur weiteren Verwertung 
eignet. Eine Schulung der Handwerksführer, wie ſie von den 
Spitzenvertretungen angeſtrebt wird, erſcheint daher auch 
uns erforderlich, und wir haben deshalb Geldmittel für die 
Abhaltung von Schulungskurſen beantragt. 

Auf Antrag der Wirtſchaftskreiſe von Dt. Eylau wur⸗ 
den wir vorſtellig wegen Herabminderung der Koſten für 
Gelder von der Stadtſchaft. 

Beſondere Schwierigkeiten bereitete die Einziehung 
der Kammerbeiträge, weil die Veranlagung zur Ge- 
werbeſteuer ſich ganz außerordentlich in die Länge zog. In⸗ 
eee war auch die Finanzlage der Abteilung recht un- 
günſtig. 

Zu unſerer großen Freude konnten wir im Auguſt 1926 
den Vorſtand und auch andere Mitglieder des Deutſchen 
Handwerks⸗ und Gewerbekammertages als 
unſere Gäſte hier begrüßen, und wenn auch eine eingehende 
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Fühlungnahme mit dieſen maßgebenden Vertretern des heut- 
{chen Handwerks durch das aufgeſtellte Programm des Kam- 
mertages ſtark eingeſchränkt worden iſt, ſo hat es uns den⸗ 
noch befriedigt, daß die oberſte Handwerkskammervertretung 
aus eigener Anſchauung Land und Leute in Danzig, Ma⸗ 
rienburg und Elbing hat kennen lernen können. 

Neben der ſorgfältigen Ausleſe des handwerklichen Nach⸗ 
wuchſes, die ſich erſt in Jahrzehnten wird auswirken können, 
glaubt die Handwerkskammer⸗Abteilung Elbing dem Hand⸗ 
werk unmittelbar dadurch helfen zu können, daß ſie an ihrem 
Teil dazu beiträgt, ungerechtfertigte und übermäßige Steuer⸗ 
belaſtung des Handwerks zu beſeitigen. Zu dieſem Zweck 
wurde gegen Schluß des Berichtsjahres eine beſondere 
Steuerſtelle eingerichtet, über deren Tätigkeit der Leiter, 
Herr Dr. Müller aus Dresden, nachſtehenden Bericht er- 
ſtattet hat. 


II. Bericht über die Buch⸗, Steuer⸗ und Rechtsſtelle 
(1. Februar bis 15. April 1927). 


Schon jetzt einen Bericht über die neu errichete Buch-, 
Steuer⸗ und Rechtsſtelle der Handwerkskammer⸗Abteilung 
Elbing zu geben, erſcheint im Hinblick auf deren kurze Le- 
bensdauer eigentlich als verfrüht. Trotzdem ſoll in dieſem 
Zuſammenhange eine Schilderung ihrer Entſtehung, Cin- 
richtung, Zweck und Ziele verſucht werden. 

Der gewiſſenhafte Chroniſt darf dabei nicht die Schwie⸗ 
rigkeiten überſehen, die ihrer Einrichtung entgegenſtanden. 
Einmal räumliche: Da die Handwerkskammer⸗Abteilung EI- 
bing in ihren gemieteten Geſchäftsräumen ſelbſt ſchon arg 
beengt war, mußte ſie für die neue Dienſtſtelle einige 
Häuſer von der eigentlichen Geſchäftsſtelle entfernt zwei 
neue Räume mieten, die den Erforderniſſen moderner Büro⸗ 
räume nur ſehr unvollkommen genügen. Durch die räum⸗ 
liche Trennung von Kammer und Unterabteilungen war das 
Entſtehen unproduktiver Doppelarbeit unvermeidlich. Zum 
andern zeitliche Schwierigkeiten: Die Berufung eines geeig⸗ 
neten Leiters gelang erſt Mitte Januar, wo die meiſten 
Quartalsverſammlungen ſchon vorüber waren und das neue 
Jahr bereits begonnen hatte. Dadurch verzögerte ſich die 
Werbung für die Buchſtelle. Ferner war der Zwang zu 
äußerſter Sparſamkeit mit den vorhandenen Geldmitteln in⸗ 
tenſivſter Werbung abträglich. Aus dem gleichen Grunde 
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machte auch die Löſung der Perſonalfrage Schwierigkeiten. 
Weitere Schwierigkeiten lagen in der Neuartigkeit der Ein⸗ 
richtung ſelbſt. Schwer iſt es, dem Handwerker mit Neue⸗ 
rungen zu kommen. Schwerer, ihn von deren Vorteilen zu 
überzeugen. Am ſchwerſten, ihn zu tätiger Mitarbeit her⸗ 
anzuziehen. Gleichgültigkeit und Nichtverſtehen beſonders 
bei älteren Meiſtern, die mit den Erforderniſſen der moder⸗ 
nen Zeit nicht Schritt zu halten vermögen. Mißtrauen bei 
ünderen, die in der Buchſtelle eine Filiale des Finanzamts 
argwöhnen und ihr aus Gründen der Steuerunmoral fern⸗ 
bleiben. Bewußte Oppoſition durch Leute, die ihre Felle 
wegſchwimmen ſehen. Dieſen gegenüber aber die wachſende 
Schar der Einſichtigen, welche die Neuerung dankbar be⸗ 
grüßen und ihr freudig Gefolgſchaft leiſten, weil ſie erkennen, 
daß zu ihrem eigenen Wohl und Vorteil gearbeitet wird. 
Der urſprüngliche Name der neuen Dienſtſtellen 
„Steuerberatungs⸗ und Buchführungsſtelle“ wurde geändert 
in „Buch-, Steuer⸗ und Rechtsſtelle“. Mit Grund: Denn 
wirkſame Steuerhilfe kann nur geleiſtet werden, wenn dem 
Steuerberater als wirkſamſtes ſteuerliches Beweismittel die 
Geſchäftsbücher des Handwerksmeiſters zur Verfügung 
ſtehen. Solange die Handwerker nicht ſelber in genügender 
Zahl Bücher führen, muß daher die Buchſtelle das Rückgrat 
der Dienſtſtellen bilden. Von ihr ſei zunächſt die Rede: 
1. Den Handwerker zur Buchführung zu bringen, bedarf es 
einer nachhaltigen Werbung. Durch aufklärende Rundſchrei⸗ 
ben wandte ſich die Buchſtelle daher zunächſt an die Ober⸗ 
meiſter und Vorſtandsmitglieder der Innungen, die ſie zu 
ſogenannten Vorſtandskonferenzen einlud, um ſie für die 
Sache zu intereſſieren und ſich ihre Mitarbeit zu ſichern. 
Leider wurden die Erwartungen, die man an dieſe Sitzungen 
knüpfte, nicht reſtlos erfüllt. Nicht jeder, der ein Amt hatte, 
brachte das nötige Verſtändnis für die Verantwortung ſeiner 
Führerſtellung auf. Immerhin leiſteten doch eine ganze 
Anzahl Obermeiſter der Aufforderung Folge, in den In⸗ 
nungsverſammlungen einen Aufklärungsvortrag über das 
Thema „Welche Vorteile erwachſen dem Handwerker aus 
ordentlicher Buchführung“ auf die Tagesordnung zu ſetzen. 
In dieſen Innungsverſammlungen wurde durch das geſpro⸗ 
chene Wort die Hauptwerbearbeit für die Buchſtelle geleiſtet. 
Insgeſamt wurden 24 Verſammlungen beſucht. 
Auffällig iſt die Erſcheinung, daß die Buchſtelle in Rich⸗ 
tung Marienburg — Marienwerder — Rieſenburg — Roſen⸗ 
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berg — Dt. Eylau noch keinen Mitgliederbeſtand aufzuweiſen 
hat. In Marienburg wie Dt. Eylau wurde in den Werbe⸗ 
verſammlungen von intereſſierten Leuten offen Sabotage 
getrieben. Marienburg iſt der Sitz der Buchſtelle einer pri⸗ 
vaten Organiſation. Dt. Eylau hatte früher angeblich eben⸗ 
falls eine private Buchſtelle, welche durch Betrügereien des 
Leiters zuſammengebrochen ſein ſoll. Das Mißtrauen gegen 
die neue Buchſtelle iſt daher erklärlich. Andererſeits ſtehen 
die dortigen Handwerker der Errichtung einer Buchſtelle nicht 
unintereſſiert gegenüber, da gerade ſie laute Klagen über un⸗ 
erträglichen Steuerdruck verlauten ließen. Doch wünſchen ſie 
dieſe Buchſtelle am Orte, etwa in der Art, daß die Hand⸗ 
werkskammer die Oberaufſicht darüber führt. Bis jetzt konnte 
dieſem Plane nicht zugeſtimmt werden, da die Handwerks⸗ 
kammer⸗Abteilung Elbing nicht glaubt, die Verantwortung 
für eine Buchſtelle übernehmen und ihr ihren Namen geben 
zu können, über deren ſachliche und einwandfreie Arbeit ſie 
naturgemäß nur ſehr ſchwer und nur unzulänglich würde 
Kontrolle ausüben können. 

Da die Bearbeitung des abgelegenen Teils des Kammer⸗ 
bezirks mit unverhältnismäßig hohen Koſten verknüpft iſt, 
bat die Buchſtelle jetzt das Schwergewicht der Werbung auf 
Elbing und näheren Umkreis verlegt, um ſich hier durch 
einen größeren Mitgliederkreis erſt einmal den finanziellen 
Rückhalt zu ſchaffen, der ausgedehntere Werbung ermöglicht. 

Unterſtätzt wird das geſprochene Wort durch Werbepro⸗ 
ſpekte, die die Buchſtelle in den Innungsverſammlungen ver⸗ 
teilt und ihren Poſtſachen als Beilage beifügt. Der Werbe⸗ 
proſpekt wurde auch der „Oſtpr. Handwerkszeitung“ für den 
Kammerbezirk Elbing beigelegt und an geeigneten Stellen 
(Finanzamt, Schlachthof) ausgehängt. 

Mit den Quartalsverſammlungen im April erreicht die 
Werbetätigkeit der Buchſtelle einen gewiſſen Abſchluß. Neu⸗ 
anmeldungen ſind dann erſt wieder zu erwarten, wenn neue 
Steuererklärungen bevorſtehen, oder der Jahresanfang zum 
Beginn einer ordentlichen Buchführung mahnt. 

In der Berichtszeit ſind 150 Anmeldungen zur Buch⸗ 
ſtelle erfolgt. Die Erfahrung lehrte jedoch, daß nicht jede 
Anmeldung gleichbedeutend mit feſter Mitgliedſchaft war. 
Zahlreiche Abmeldungen folgten daher auf dem Fuße, ſei es, 
daß der betreffende Meiſter die Buchungsgebühren ſcheute, 
oder daß die Frau Meiſterin dem gehorſamen Gatten ein 
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Veto in den Weg legte, oder daß der Betreffende aus Grün⸗ 
den der Bequemlichkeit oder der Steuerunehrlichkeit doch 
lieber beim alten Schlendrian verharren wollte und ſich bei 
den Beſuchen des Bücherreviſors verleugnen ließ. Wieviel 
Mitglieder die Buchſtelle eigentlich zählt, wird ſich genau erſt 
nach Monaten feſtſtellen laſſen, nämlich dann, wenn die aus⸗ 
geſchriebenen Rechnungen auch tatſächlich beglichen ſind. Die 
Buchſtelle rechnet bei vorſichtiger Schätzung mit einem wirk⸗ 
lichen Mitgliederbeſtand von ca. 80—100 Handwerksmeiſtern. 

Immerhin iſt als nicht zu unterſchätzender Erfolg der 
Buchſtelle zu verzeichnen, daß zahlreiche Handwerker dank 
unſerer Aufklärungstätigkeit von jetzt ab regelmäßige Auf⸗ 
zeichnungen ihrer Einnahmen und Ausgaben vornehmen. 
So iſt der Werbeerfolg in Wirklichkeit erheblich größer, als 
er ſich ziffernmäßig belegen läßt. 

Die Berechnung des Mitgliedsbeitrages gab neue 
Schwierigkeiten. Viel begehrt wurde eine Berechnung nach 
dem Umſatz. Die Buchſtelle konnte ſich hierzu jedoch nicht 
bereit finden. Denn einmal bietet ihr dieſe Preisberechnung 
keinerlei Anhalt für die zu erwartenden Einnahmen. Zum 
anderen bietet fie dem Meiſter Anreiz, die Umſatzhöhe in 
ſeinen Aufzeichnungen zu „korrigieren“, was ſchon allein im 
Hinblick auf die Steuerverantwortung vermieden werden 
muß. Endlich würde der Umſatz keinen zuverläſſigen Grad⸗ 
meſſer des erzielten Gewinnes bedeuten; obendrein der Ge- 
ſchäftsſtelle dauernd erhebliche unproduktive Rechenarbeit 
verurſachen, die ſich von Monat zu Monat wiederholen 
würde. Die Buchſtelle hat daher eine Normalgebühr von 
5 Mk. für den Handwerksbetrieb zuzüglich eines Zuſchlags 
von 1 Mk. je Geſelle eingeführt. Bei Großbetrieben ſoll die 
Gebühr 10—15 Mk. pro Monat nicht überſteigen, bei be⸗ 
ſonders finanzſchwachen Betrieben ift eine Ermäßigung auf 
3 Mk. im Einzelfall vorgeſehen. Die Geſchäftsbücher ſind 
zum Selbſtkoſtenpreis zu vergüten. Für Reviſionsarbeiten 
wird eine Tagesgebühr von 20—30 Mk. erhoben. Im mo⸗ 
natlichen Mitgliedsbeitrag ſind gleichzeitig alle Buchungs⸗ 
arbeiten, Inventur und Bilanz, Steuer- und Rechtshilfe mit 
abgegolten. Auch die beabſichtigten monatlichen Beratungs⸗ 
abende werden den Mitgliedern koſtenlos geboten werden. 

Der buchtechniſche Verkehr mit den Mitgliedern vollzieht 
ſich folgendermaßen: Der Bücherreviſor geht in den Betrieb 
und hilft Inventur machen. Dem Meiſter wird ein foge- 
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nanntes Durchſchreibeheft übergeben, in das er täglich alle 
Einnahmen und Ausgaben laut Vordruck einzuzeichnen hat. 
Belege hat er zu ſammeln. Monatlich einmal kommt der 
Reviſor in den Betrieb (der Beſuch wird vorher genau auf 
die Minute angekündigt), prüft die Eintragungen und die 
Belege und nimmt die beſchriebenen Durchſchreibebogen mit 
(die Durchſchläge behält der Meiſter im Betrieb, ſo daß er 
zu keiner Zeit ohne ſeine Aufzeichnungen bleibt). In der 
Buchſtelle liegen die Geſchäftsbücher des Meiſters. Hier wer⸗ 
den die Aufzeichnungen nach den Regeln der amerikaniſchen 
Buchführung ordnungsmäßig auf die verſchiedenen Konten 
verteilt. Sobald und ſo oft ein Mitglied es beantragt, wer⸗ 
den die Bücher auch ins Haus geſchickt. Ein regelmäßiger 
Verſand der Bücher in die Betriebe läßt ſich leider wegen 
der damit verbundenen hohen Koſten an Zeit und Geld ge- 
genwärtig noch nicht durchführen, ſo erſtrebenswert das auch 
wegen des hohen erzieheriſchen Wertes wäre. 

Der erſte Beratungsabend wird vorausſichtlich im Mai 
ſtattfinden. An den Beratungsabenden ſoll ſich die Buch⸗ 
ſtellengemeinde in irgend einem Lokal zwanglos treffen, 
um über gemeinſame Sorgen in ſteuerlicher, rechtlicher, wirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht Ausſprache zu pflegen. Durch geeignete 
Vorträge mit anſchließender Debatte ſoll das Verſtändnis 
für Steuer⸗ und Rechtsfragen des Alltags erweitert und ver⸗ 
tieft werden. Denn die Buchſtelle ſieht im Gegenſatz zu 
vielen privaten Organiſationen, denen das Erwerbsſtreben 
im Vordergrund ihres Intereſſes ſteht, im Erziehungsmo⸗ 
ment ihre hauptſächlichſte und vornehmſte Aufgabe. Ins⸗ 
beſondere wird durch die perſönliche Fühlungnahme bei den 
Beratungsabenden ein wichtiges Bindeglied zwiſchen Mitglie⸗ 
dern und Buchſtellenleiter geſchaffen, und dadurch die Gefahr 
vermindert, die darin liegt, daß bis jetzt der Verkehr zwiſchen 
Buchſtelle und Mitgliedern weſentlich nur auf die mehr oder 
weniger unkontrollierbaren Beſuche des Bücherreviſors be⸗ 
ſchränkt iſt. Einer engeren Fühlungnahme mit der Buch⸗ 
ſtellengemeinde hinderlich ſind vor allem die unzulänglichen 
Bahnverbindungen nach außerhalb und zwiſchen den einzel⸗ 
nen Plätzen. Je mehr Mitglieder ſich daher im Laufe der 
Zeit der Buchſtelle anſchließen, deſto lohnender wird auch der 
Außendienſt werden, der bisher noch die meiſten Unkoſten 
verurſacht. , 

2. In engftem Zuſammenhang mit der Buchſtelle 
ſteht die Steuerſtelle. Sie iſt deren notwendige Er⸗ 
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gänzung. Mitglieder der Buchſtelle haben Anſpruch auf 
koſtenloſe Benutzung. Nichtmitglieder zahlen pro Auskunft 
oder Auftrag in der Regel eine Gebühr von 1,50 Mk., ſo⸗ 
weit nicht wegen der Geringfügigkeit der Anfrage oder wegen 
der Bedürftigkeit des Antragſtellers Gebührenfreiheit Platz 
greift. Den Buchſtellenmitgliedern werden auf Wunſch alle 
vorkommenden Steuern errechnet, alle amtlichen Steuervor⸗ 
drucke ausgefüllt, Stundungs⸗, Ermäßigungs⸗, Erlaßanträge 
ausgearbeitet, auch perſönliche Vertretung vor den Steuer⸗ 
behörden gewährt. Kleinere Aufträge werden durch den 
Bücherreviſor entgegenommen bzw. erledigt. Im übrigen 
laufen ſchriftliche Anfragen ein, oder die Beſucher bemühen 
ſich in die Sprechſtunden des Leiters. 

In der Berichtszeit hatte die Buch-, Steuer⸗ und Rechts⸗ 
ſtelle insgeſamt 153 Sprechſtundenbeſuche zu verzeichnen. 
55 davon betrafen die Buchſtelle, 41 die Rechtsſtelle, 57 die 
Steuerſtelle. Schriftliche Anfragen und die Erledigung der 
laufenden Steuerangelegenheiten der Buchſtellenmitglieder 
liefen daneben her. 

Die Anfragen buchtechniſcher Art betrafen hauptſächlich 
Gewinn- und Verluſtrechnung, Bilanzprüfungen, Kontokor⸗ 
rentfragen, Inventuren, Abſchreibungen und Werbekoſten. 

Die Inanſpruchnahme der Steuerſtelle geſchah auf dem 
Gebiet der Einkommen-, Umſatz⸗, Vermögens⸗, Kirchen⸗, Ge⸗ 
werbe⸗, Hauszins⸗, Grundvermögensſteuer. Durch beſon⸗ 
deres Mitteilungsblatt an die Buchſtellenmitglieder machte 
die Steuerſtelle auf den Ablauf der Friſten für die Ermäßi⸗ 
gungsanträge zur Hauszinsſteuer aufmerkſam. Eine über⸗ 
raſchende Menge von Anfragen zeigte, wie notwendig dieſe 
Erinnerung war. Die Steuerſtelle wird daher von Zeit zu 
Zeit weitere Mitteilungsblätter folgen laſſen, in denen ſie die 
Meiſter auf ſteuerliche Vergünſtigungen aufmerkſam machen 
wird. 

Zu den Haushaltplänen der Städte Roſenberg und Dt. 
Eylau hatte die Steuerſtelle gutachtend Stellung zu nehmen. 
In einer vom Bürgermeiſter von Pr. Holland einberufenen 
außerordentlichen Sitzung betreffend eine Nachtragsumlage 
zur Deckung eines 1926 entſtandenen Fehlbetrages war der 
Leiter der Steuerſtelle perſönlich zugegen. Ebenſo machte 
ſich perſönliche Intereſſenvertretung in Dt. Eylau nötig. 
Hier hatte der Handwerkerverein gegen die hohen Nachzah⸗ 
lungen zur Gewerbeſteuer Proteſt erhoben und die Hand— 
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werkskammer um Hilfe erſucht. Dieſe wurde gewährt durch 
ſchriftliche Eingaben an den Magiſtrat und durch perſönliche 
Verhandlungen zwiſchen dem dortigen Bürgermeiſter einer⸗ 
ſeits und dem Steuerſyndikus der Kammer und Vertretern 
des ortsanſäſſigen Handwerks anderſeits. 

Ferner war die Steuerſtelle bei ſämtlichen Sitzungen 
vertreten, die das Finanzamt Elbing mit Sachverſtändigen 
der einzelnen Innungen ſtattfinden ließ. Dieſe Sitzungen 
ſollten als Vorbeſprechungen zur Frühjahrseinkommen⸗ und 
Umſatzſteuerveranlagung dienen und die Vorſchläge vorberei⸗ 
ten, die das Finanzamt den Steuerausſchüſſen zur endgül⸗ 
tigen Veranlagung machen wird. Die Steuerſtelle hatte da⸗ 
bei Gelegenheit, offenſichtlich falſchen Einſchätzungen von 
vornherein entgegenzutreten. Ueber die bei dieſen Sitzungen 
geſammelten Erfahrungen wird die Abteilung Elbing den 
Schweſterabteilungen noch in einem beſonderen Rundſchreiben 
berichten. 

3. Zur Buch⸗ und Steuerſtelle geſellt ſich als Dritte 
im Bunde die Rechtsſtelle. Sie will die Rechtsfragen 
des gewerblichen Alltags klären und dem Meiſter beim Ein- 
zug ſeiner Forderungen behilflich ſein. Perſönliche Vertre⸗ 
tung vor Gericht übernimmt die Rechtsſtelle vorderhand 
noch nicht. In der Berichtszeit wurden 7 Einzugsaufträge 
mit einer Geſamtforderung von 99,10 Mk. erledigt. 19 Ein⸗ 
zugsverfahren mit einem Geſamtbetrage von 489,55 ſchwe⸗ 
ben augenblicklich noch. (Hierzu kommen noch 2500, — ME. 
ausſtehende Forderungen, die vor Errichtung der Rechtsſtelle 
eingetrieben wurden. 160,— Mk. konnten nicht beigetrieben 
werden.) 

Die 41 Sprechſtundenbeſuche betrafen die verſchieden⸗ 
artigſten Rechtsgebiete: Werklieferungsverträge, Auslegung 
von Teſtamentsbeſtimmungen, Fragen der Erbengemein⸗ 
ſchaft, Kündigung des Gewerberaums, Mietverträge, 
Glasſchadenhaftung der Eiſenbahn, Grundſtücksverkauf, 
Auflaſſung, Vorkaufsrecht, unpfändbare Sachen, Aus⸗ und 
Abſonderungsrecht im Konkurs, Konkurs der Genoffen- 
ſchaft, Schiedsgerichtsbarkeit, Differenzen im Koſtenanſchlag 
wegen notwendiger, aber nicht vorausſchaubarer Arbeiten, 
Aufwertung von Kaufſummen, Verjährung, Aufrechnung, 
Beweislaſt, Selbſthilfeverkauf uſw. 

Für ein Buchſtellenmitglied erledigte die Rechtsſtelle die 
Abrechnung mit dem Konkursverwalter. Auf Wunſch der 
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Schneiderzwangsinnung Pr. Holland ging die Rechtsſtelle 
ſtrafandrohend gegen einen Geſchäftsinhaber vor, der ſich 
des unlauteren Wettbewerbs ſchuldig gemacht hatte. 

Bedeutend mehr Arbeit würde die Rechtsſtelle haben, 
wenn die Meiſter beſonders mit Rückſicht auf die Landkund⸗ 
ſchaft mit der rechtzeitigen Einziehung ihrer Außenſtände 
nicht ſo zurückhaltend wären. Auch hier werden die Bera⸗ 
tungsabende ihre erzieheriſche Wirkung nicht verfehlen. 
Durch aufklärende Vorträge in Form geeigneter Rechts⸗ 
belehrung wird die Rechtsſtelle prozeßvorbeugend und -ver- 
hindernd wirken. — 

Nur eine kurze Spanne Zeit ſtand zur Berichterſtat⸗ 
tung. Trotzdem deckt der Bericht bereits jetzt eine Buntheit 
und Vielgeſtaltigkeit beruflicher Arbeit auf, die für die Zu⸗ 
kunft ein immer erſprießlicheres Wirken zugunſten des hei⸗ 
miſchen Handwerks erhoffen läßt. 

Gut Ding will Weile haben: Vieles iſt getan, mehr 
noch iſt zu vollbringen! 
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Anlage zu Seite 9. 


Aberſicht 
über die Handwerkskammerbeiträge 
für das Jahr 1926. 


A. Abteilung Königsberg. 


Braunsberg g 6 219,— 
Pr. Enlan . nm 3 817,— 
FiſchhauſeetenXxn. 5 077,— 
Friedland da Sete ae bok Oe le 3 631,— 
Gerdauen e e ee 2 936,— 


Heiligenbe˙iiiiiingniA. 3 360,— 
Heilsberg R „ ga) we hy 5 028,— 


Königsberg⸗ „Stadt. 47 022,— 
Königsberg lad . . . . . 2 816,— 
Labiau 5 bs Ade Ses a 3 346,— 
Mohrungen. 4 249,— 
Raftenburq . . . . ws. 4412,— 
WehlaNVu „ 44443— , 
96 356,— 
B. Abteilung Allenſtein. 
Alleinſt einn 9 995,67 
Johannisberg 4434,12 
Lötzen n 4 632,66 
Lyck 6020,14 
MNeidenburg . > . . we. 3521,25 
Ortelsbuꝙ n 5 435,87 
Oſterodddt es. 7 392,50 
Roel... 7 221,28 
Sensburg e 4 182,60 


52 836,09 


“ 


RMk. 
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C. Abteilung Gumbinnen. 


Kreis Angerburg*) rund... 3 000, — RMk. 
„ Darkehmetern 2 891,85 
„ Goldap a Jan ce Te E 4 311,50 
„ Gumbinnen e 5 938,45 
„ Inſterbun g. 10 210,55 
„ Niederung 4 870,90 
„ Dlebfo a ne ee ee gee 4905,57 „ 
„ Pillkallen 3233 3 560,— 
„ Stallupönen e 3 836,70 
„ TiljitíMagnit +... . . . 1105745 


55 482,97 RMk. 


D. Abteilung Elbing. 
Kreis Elbing . 13 540,.— RMk. 


„ Pr. Hollaad⅛ZA . 3 750.— „ 
„ Marien bug 5 548,.— „ 
„ Marienwerdte 4314. — „ 
„ Roſenberg SE e e 5 866,.— „ 


„ Stuhn te ee SS 2 840,— 
35 858,— RMk. 

Abteilung Königsberg ei 96 356,— RMk. 
ji Allenſtein Be had a 52 836,09 


y Gumbinnen 55 482,97 
is Elbing 35 858,.— „ 


Geſamtaufkommen: 240 533,06 RMk. 


” 


” 


) Das Aufkommen im Kreiſe Angerburg ſteht noch nicht mit 
Sicherheit feſt. 


Otto Kümmel, Königsberg i. Pr. 


